
KOPF DER WOCHE

Herr der
Zahlen
Dieter Sarreither Wenn am 24. September
um 18.00 Uhr die Wahllokale schließen, hat
der Präsident des Statistischen Bundesam-

tes noch eine lange
Nacht vor sich. Als
Bundeswahlleiter
bürgt Dieter Sarreit-
her (65) dafür, dass
die Bundestags-
wahl ordnungsge-
mäß abläuft und
der Wählerwille
korrekt in Mandate
umgerechnet wird.
Am Wahlabend ver-

kündet er das vorläufige amtliche Ender-
gebnis. Dieser Auftritt ist für Sarreither zwar
eine Premiere, die Vorbereitung von Bun-
destags- und Europawahlen unterstützt der
Pfälzer aber schon seit Jahrzehnten. Nach
einer Tätigkeit in der freien Wirtschaft star-
tete der Mathematiker und Volkswirt 1982
seine Karriere im Statistischen Bundesamt,
wo er vom Referenten für Softwareentwick-
lung bis zum Chefstatistiker aufstieg. Seit
2015 leitet er die Behörde. eb T

©
dp

a

ZAHL DER WOCHE

15
mal konnten bislang alle volljährigen Deut-
schen, Frauen und Männer, in freier und de-
mokratischer Wahl über die Zusammenset-
zung ihres obersten Parlaments entschei-
den: achtmal zwischen 1919 und 1932 in
der Weimarer Republik, siebenmal seit 1990
über den gesamtdeutschen Bundestag.

ZITAT DER WOCHE

»Nehmen Sie
das Königsrecht
aller Demo-
kraten ernst.«
Norbert Lammert (CDU), Bundestagspräsi-
dent, in seiner letzten Rede im Plenum am
5. September zur Möglichkeit in Demokra-
tien, frei zu wählen
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Ohne Ecken und Kanten
WAHLKAMPF 2017 Statt harter Debatten dominiert großkoalitionäre Einigkeit

N
ein, die Favoritin im
Kampf um das Kanzler-
amt vermisst nichts in der
wichtigsten politischen
Auseinandersetzung die-
ses Jahres, jedenfalls kei-

ne Spannung. „Für mich ist dieser Wahl-
kampf nicht langweilig“, versicherte Angela
Merkel (CDU) in ihrer Sommerpressekon-
ferenz.
Mit ihrem Urteil steht sie ziemlich alleine
da. Meist fällt der Befund anders aus. „Ein-
schläfernd langweilig“ sei der Wahlkampf,
heißt es da, von einem „Trauerspiel“ ist die
Rede, die Demokratie liege „im Dornrös-
chenschlaf“. Das Magazin „Foreign Policy“
urteilte, die Kanzlerin habe Berlin in einen
„Leitstern der Stabilität“ verwandelt, aller-
dings um den Preis, dass sie „jegliche An-
sätze einer Debatte trockengelegt hat“.
In Umfragen liegen Merkel und ihre Union
rund 15 Prozent vor der SPD ihres Heraus-
forderers Martin Schulz. Weshalb viele Be-
obachter ein Ergebnis schon für ausge-
macht halten: “‚Mutti‘ bleibt“, konstatierte
die „Neue Zürcher Zeitung“: Schon seit
Monaten stehe fest, „dass der Kanzler wie-
der eine Kanzlerin sein wird: Angela Mer-
kel“.
Weil dieses Urteil auch in Deutschland
verbreitet ist, rücken nun andere Fragen in
den Mittelpunkt des Interesses: Welche der
vier kleinen Parteien, die aller Voraussicht
nach in den Bundestag einziehen werden,
wird vorne liegen? FDP, AfD, Linkspartei
oder Grüne? Welcher der potenziellen Re-
gierungspartner der Union für den Fall,
dass die Fortsetzung der großen Koalition
vermieden werden kann, wird sich durch
eine hohe Zahl von Abgeordneten als Ko-
alitionär empfehlen? Werden die Ökolo-
gen einer künftigen Bundesregierung Im-
pulse geben oder die Freunde der freien
Marktwirtschaft – oder am Ende beide in
einer Jamaika-Koalition? Und was passiert,
wenn die AfD drittstärkste Kraft im Bun-
destag wird? Holt Deutschland mit dem
Einzug der Abschottungs-Befürworter ins
nationale Parlament nur nach, was in an-
deren europäischen Län-
dern längst Normalität ist?
Oder werden die Rechtspo-
pulisten mit Grenzüber-
schreitungen und Attacken
auf einen verantwortungs-
vollen Umgang mit der
NS-Geschichte die Debat-
tenkultur im Bundestag
und in der ganzen Repu-
blik mit Macht beschädi-
gen?

Einigkeit Der Kampf ums
Kanzleramt aber verspricht
nur noch wenig Spannung. Selbst das TV-
Duell, auf das die SPD so große Hoffnun-
gen gesetzt hatte, hat keine neue Ausgangs-
lage geschaffen. Statt eines fulminanten
Auftakts zum heißen Kampf in der Schluss-
phase erlebten 20 Millionen Zuschauer vor
allem großkoalitionäre Einigkeit. „Der Hö-
hepunkt des Wahlkampfs war der Tief-
punkt der Debattenkultur“, klagte die
„Süddeutsche Zeitung“.
Womöglich hat sich Angela Merkel den
Kampf des Wahljahres 2017 im vergange-
nen Jahr selbst härter vorgestellt, als sie ihn
heute erlebt. Als sie im November 2016 ih-
re erneute Kandidatur ankündigte, klang
das dramatisch: „Diese Wahl wird wie kei-
ne zuvor seit der Deutschen Einheit
schwierig“, sagte sie damals. Sie stelle sich
auf Anfechtungen von links wie von rechts
ein. Damals lag ein Jahr hinter ihr, in dem
sie mit ihrer Flüchtlingspolitik ihre eigene
Partei, viele Deutsche und viele EU-Partner
verstört hatte.
Was ist kurz vor dem 24. September geblie-
ben von jener Dramatik, die Merkel da-
mals erwartete – sieht man von den Pöbe-
leien und Anfeindungen ab, mit der die
CDU-Chefin sich vor allem bei ihren Auf-
tritten in den neuen Ländern konfrontiert
sieht? Die Ausgangslage hat sich drama-
tisch geändert.
Merkels Union war damals in der Flücht-
lingsfrage gespalten, die CSU widersetzte
sich offen ihrem Kurs. Die Differenzen in

der Sache – Stichwort Obergrenze – sind
noch immer nicht ausgeräumt, doch die
bayerische Schwesterpartei bekennt sich
angesichts der Machtfrage vom 24. Sep-
tember nun zu ihrer Kanzlerin.
Die SPD hatte ihren Kandidaten zum Zeit-
punkt von Merkels Ankündigung noch gar
nicht nominiert. Erst im Januar schuf Sig-
mar Gabriels Überraschungscoup dann
Fakten. Und mit dem „Schulz-Hype“ gerie-
ten die Union und Merkel schwer unter
Druck.
Im Rückblick auf das kurze Wahljahr 2017
erscheinen die wenigen Wochen, in denen

der Mann aus Würselen
den tiefen Boden der SPD-
Werte hinter sich ließ und
gegenüber der Union auf-
holte, wie eine Sternstunde
der politischen Kultur.
Plötzlich blies wieder fri-
scher Wind durch die Re-
publik. Von einem Mo-
ment auf den anderen
schien auch Dauerkanzle-
rin Merkel, die damals elf
Jahre regierte, gefährdet
und ersetzbar.
Allein diese Erwartung mo-

bilisierte eine ungeheure politische Ener-
gie, schuf eine neue Dynamik: Während
die SPD Tausende neue Mitglieder gewann,
wurden die Fragen an Merkel und ihre
Union härter. Man kann ohne Übertrei-
bung sagen: Es war ein großer Moment im
politischen Jahr 2017. Die Möglichkeit des
Machtwechsels an der Spitze der Regie-
rung, das Kernversprechen der Demokratie,
hier schien sie für kurze Zeit real.

Wer das ausspricht, fällt zugleich ein Ur-
teil über den Wahlkampf, der nach dem
Zusammenbruch des „Schulz-Hypes“ wei-
terging. Der ist meist fair, wenn man von
kalkulierten Attacken aus den Reihen der
AfD auf Politiker der Regierungskoalition
oder auf politische Grundregeln der Repu-
blik absieht. Aber es fehlt ihm das Feuer,
das nur lodert, wenn es um das Ganze
geht. Der Hinweis auf die 47 Prozent un-
entschlossenen Wähler hebt diesen Be-
fund nicht auf.
Martin Schulz mag Fehler im Wahlkampf
gemacht haben, aber alleine hat er seine
zeitweise guten Werte
nicht ruiniert, daran hat
auch die Kanzlerin ihren
Anteil. Einen „Angriff auf
die Demokratie“ hat der
Herausforderer ihr auf
dem SPD-Parteitag vorge-
worfen, weil sie die Ausei-
nandersetzung in der Sa-
che verweigere und für
zentrale Probleme keine
Konzepte vorlege, um da-
mit die Menschen zu se-
dieren.
Der Ausdruck des SPD-
Kandidaten war drastisch. Doch die These
ist schon älter, wonach Merkels Strategie
der Nicht-Konfrontation nicht nur der
Debattenkultur, sondern der Demokratie
insgesamt schade, weil erst offene Ausei-
nandersetzung in der Sache eine begrün-
dete Entscheidung möglich mache.
Tatsächlich ist es Merkels Ziel, alle Kanten
und Ecken abzuschleifen, die das gegneri-
sche Lager mobilisieren könnten. Für die-
se „asymmetrische Demobilisierung“ gibt
es auch im Wahljahr 2017 wieder viele
Beispiele, von ihrem Einschwenken auf
die „Ehe für alle“ vor Beginn des Wahl-
kampfes bis zur Aufweichung des eigenen
Standpunktes im TV-Duell in dem Mo-
ment, da der SPD-Kanzlerkandidat plötz-
lich ein Ende der EU-Beitrittsperspektive
für die Türkei forderte.

Aufstieg Merkels Kurs der Ununterscheid-
barkeit, der ihre CDU dramatisch verän-
dert hat, ist nicht der einzige Grund für
den Aufstieg der AfD. Aber ohne die Preis-
gabe eines klar konservativen Profils
durch Merkels CDU und die Grenzöff-
nung des Jahres 2015 wäre es wohl kaum
dazu gekommen, dass am Wahltag mit
sehr hoher Wahrscheinlichkeit eine neue
Kraft rechts neben der Union in den Bun-
destag einziehen wird.
Die Amtsinhaberin verlässt sich ganz auf
das Vertrauen, das sie aufgebaut hat. Rings
um sich sehen die Deutschen viele Krisen,

aber die deutsche Wirtschaft boomt. Eine
große Mehrheit gibt an, dass es ihr heute
gut geht. Doch da ist der US-Präsident
Donald Trump, da ist Russlands aggressi-
ve Politik, der Vormarsch der Rechtspopu-
listen in Europa, Erdogans Dauerprovoka-
tionen, der gefährliche Konflikt um Nord-
koreas Atombomben. Das alles bildet ein
Setting, in dem Merkel im Wahlkampf ih-
re Stärken ausspielen kann. Die CDU pla-
katiert ihr Porträt mit dem Versprechen:
„Klug. Besonnen. Entschieden. Damit un-
ser Land auf dem Erfolgsweg bleibt.“
Angesichts der vielen Krisen hätten die

Deutschen gelernt, dass
man etwas machen müsse,
aber nichts sicher sei, kon-
statiert der Soziologe
Heinz Bude. „Der Brexit
und Donald Trump haben
schon ein gewisses Erschre-
cken ausgelöst. Die Ant-
wort darauf lautet: Jetzt
können wir nicht auch
noch durchdrehen.“ Wer
Stabilität behalten will,
setzt auf das Bewährte.
Die Warnung des SPD-
Kandidaten lautet dage-

gen: „Sich ausruhen auf Erfolgen, reicht
nicht.“ Er hat Defizite der Republik in der
Bildungspolitik, bei Zukunftsinvestitio-
nen, Familienpolitik und Digitalisierung
aufgelistet, die er zu beheben verspricht,
um künftigen Wohlstand zu garantieren.
In einer Zeit der Verunsicherung fordert
Schulz von den Wählern einen politi-
schen Aufbruch: Bewegt euch, sonst fallen
wir zurück. Doch in der Gesellschaft stößt
sein Appell auf zu wenig Resonanz.
Eine kluge Beobachterin hat kürzlich an
einen chinesischen Fluch erinnert, der
heißt: „Mögest du in interessanten Zeiten
leben!“ Die Langeweile des deutschen
Wahlkampfes sei in Wirklichkeit ein Zei-
chen jener Stabilität, um die andere Län-
der die Deutschen beneideten, meinte
sie. Der Gedanke ist nicht falsch. Doch
weniger Konsenspolitik hätte die politi-
sche Mitte in Deutschland attraktiver ge-
macht. Und die Lebendigkeit der Demo-
kratie ist auch ein Garant dafür, dass sie
attraktiv bleibt. Hans Monath T

Der Autor ist Redakteur
des „Tagesspiegels“ in Berlin.

Viermal duellierte sich CDU-Spitzenkandidatin Angela Merkel seit 2005 mit SPD-Herausforderern, ob mit Gerhard Schröder, Frank-Walter Steinmeier oder Peer Steinbrück. Jedesmal siegte
sie und wurde Kanzlerin. Kann SPD-Spitzenkandidat Martin Schulz 2017 hoffen, über eine Koalition mit kleineren Parteien Merkel abzulösen? © picture-alliance/Stratenschulte/Pleul/Sauer/Berg/dpa

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

EDITORIAL

Intelligent
ist das nicht

VON ALEXANDER WEINLEIN

Die Deutschen sind als ein Volk der Schnäpp-
chenjäger verrufen. Stundenlang surfen sie im
Internet nach dem preisgünstigsten Angebot.
Laufen sich in der Fußgängerzone die Hacken
wund, um ein paar Euro zu sparen, oder fah-
ren Dutzende von Kilometer, um beim Tanken
zwei Cent pro Liter weniger zu zahlen. Nur
beim Wählen, da verlässt seit Anfang der
1980er Jahre eine wachsende Zahl von Deut-
schen das Gespür für das Preisleistungsver-
hältnis. Einschließlich eines Fußweges zum
Wahllokal und zurück dauert es durchschnitt-
lich wohl kaum mehr als 30 Minuten, um mit
zwei Kreuzen auf dem Wahlzettel die Erst- und
Zweitstimme zu vergeben. Für diesen minima-
listischen Aufwand kann man direkt mitbe-
stimmen, welche Parteien und Direktkandida-
ten in den nächsten vier Jahren im Bundestag
sitzen, und indirekt, wer das Land regiert.
Bei der Bundestagswahl 2013 wollten trotz-
dem 28,5 Prozent der rund 62 Millionen wahl-
berechtigten Deutschen dieses Schnäppchen
politischer Mitbestimmung nicht in Anspruch
nehmen. Annähernd 18 Millionen Deutsche
nahmen jenes Recht nicht in Anspruch, dass
jedem deutschen Staatsbürger an seinem
18. Geburtstag ohne jede Vorbedingung gege-
ben wird. Ohne dass er dafür männlichen Ge-
schlechts sein müsste wie noch vor 100 Jah-
ren, ohne dass er dafür ein bestimmtes Vermö-
gen nachweisen müsste, wie noch vor 150
Jahren üblich. Um zur Wahl gehen zu können,
muss man nicht einmal nachweisen, dass man
überhaupt weiß, welche Institution gewählt
wird und welche Funktion diese in unserem
Staat ausübt. Erkämpft haben das freie und
gleiche Wahlrecht frühere Generationen und
haben dafür deutlich größere Strapazen und
Gefahren auf sich genommen als einen halb-
stündigen Spaziergang an einem Sonntagmor-
gen. Zuletzt vor knapp 30 Jahren im Osten
Deutschlands, der ehemaligen DDR.
Die Wahlen in Deutschland sind frei. Niemand
muss zur Wahl gehen. Nichtwähler sind weder
kriminell noch handeln sie unmoralisch. Aber
sie sollten sich auch nicht einbilden, Nicht-
wählen sei besonders intelligent. Und wer sich
von den gewählten Volksvertretern nicht ver-
treten fühlt und meint, er könne es besser,
dem steht es frei, selbst zu kandidieren. Dies
allerdings ist dann ein deutlich unbequemerer
Weg als der zum Wahllokal.

Weniger Kon-
senspolitik
hätte die
politische

Mitte
attraktiver
gemacht.

Mit dem
Schulz-Hype
gerieten die
Union und
Merkel nur
zeitweilig

unter Druck.

Spitzenkandidaten von CSU, FDP, AfD, Grünen
und Linke: Joachim Herrmann, Christian Lind-
ner, Alice Weidel, Cem Özdemir und Sahra Wa-
genknecht (von links oben im Uhrzeigersinn)
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GASTKOMMENTARE
ANGST VOR WAHLMANIPULATION ÜBERTRIEBEN?

Ein Lichtblick
PRO Es ist noch nicht so lange her, da war die

Manipulation der Bundestagswahl bei den
politisch Verantwortlichen in aller Munde.
Dass Fake News und Social Bots den Urnen-

gang 2017 dominieren, galt nicht nur als möglich,
sondern als gewiss. Ähnliches galt für die Vermu-
tung, die größte Gefahr im Hintergrund werde da-
bei von Russland ausgehen. Mittlerweile darf man
sagen: Der Fall ist nicht eingetreten. Das sollte uns
zu denken geben.
Offenbar hat sich die Angst, bei uns könnten Ver-
hältnisse wie in den USA einkehren, verselbstän-
digt. Tatsächlich sind wir von amerikanischen Ver-
hältnissen noch ein großes Stück entfernt. Die in
vielerlei Hinsicht notwendige Kritik am russischen
Präsidenten Wladimir Putin und seinem autoritä-
ren Regime ist zuweilen in eine Art Dämonisierung
übergegangen, die Russland nicht ganz gerecht
wird und dem deutsch-russischen Verhältnis nicht
gut tut. Fake News spielen jedenfalls ebenso we-
nig eine ausschlaggebende Rolle wie Social Bots.
Vielleicht wird die Bedeutung der sozialen Netz-
werke für die politische Meinungsbildung auch
einfach deshalb überschätzt, weil Politiker und
Journalisten sich ihrer für politische Zwecke über-
durchschnittlich häufig bedienen.
Außerdem wurde nun publik, dass die Software
zur Ermittlung der Wahlergebnisse fehler- und das
heißt manipulationsanfällig sei. Das mag stimmen.
Allerdings hat diese digitale Manipulationsanfäl-
ligkeit eine analoge Grenze. Denn gewählt wird
nach wie vor auf Papier. Die Stimmzettel lassen
sich per Hand nachzählen. Gut so.
Nein, davon, dass dunkle Mächte aus dem viralen
Hintergrund über den Ausgang der Bundestags-
wahl entscheiden, kann wirklich keine Rede sein.
Ein Lichtblick, immerhin.

Markus Decker,
DuMont-
Hauptstadtredaktion
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Bitte mehr Aufregung
CONTRA Mögliche Einflussnahmen auf die Bun-

destagswahl? Alles übertrieben – es
ist einfach, das heute zu sagen; bis-
lang scheint ja auch nichts passiert

zu sein, wenngleich wir es nicht so genau wissen
können. Es ist aber vor allem eines: falsch.
Ja, ein Gutteil der Szenarien war interessengelei-
tet, beispielsweise um eigene Kompetenzen zu
verdeutlichen. Und ja, die Bundestagswahl ist in
ihren Abläufen weder technisch mit einer US-Wahl
mit Wahlcomputern vergleichbar noch beim Wahl-
system mit seinen vielen relevanten Akteuren.
Aber stellen Sie sich einmal kurz vor, es wären
plötzlich massenhaft aus Hacks erbeutete und mit
massivem Spin versehene Dokumentenauszüge
veröffentlicht worden; vielleicht wenige Tage vor
der Wahl. Und keine Institution hätte gewusst, wie
damit umgegangen werden soll, niemand hätte ei-
nen Datenabfluss bemerkt und bis zur Wahl hät-
ten Dinge im Raum gestanden, die so einfach
nicht stimmen. Millionen Wähler hätten eine Ent-
scheidung auf Basis dieser Inhalte gegen jeman-
den getroffen. Ist das wirklich unrealistisch?
Auch die miserabel geschützte Wahlergebnismel-
desoftware war ein deutlicher Hinweis darauf,
dass nach wie vor Angriffspunkte existieren. Es
muss nicht das Wahlergebnis angegriffen werden,
nicht der Wahlkampf manipuliert werden. Für
manche Zwecke reicht es, Zweifel an der Integrität
des unmittelbarsten Ausdrucks demokratischer
Verfasstheit, dem Wahlvorgang, zu säen. Auch
wenn das Endergebnis dadurch nicht beeinflusst
wird: Verschwörungstheorien stünden Tür und Tor
offen. Wir brauchen ganz offenbar eher noch mehr
Aufregung als weniger.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 13.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Falk Steiner,
Deutschlandradio
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Herr Faas, die SPD liegt seit Monaten
mit großem Abstand hinter der Union. Ist
die Bundestagswahl schon gelaufen?
Dass die SPD am 24. September hinter der
Union liegen wird, davon kann man heute
ausgehen. Es müsste schon ein Wunder
passieren, wenn es anders würde. Aller-
dings ist die Koalitionsfrage offen. Ob es
Martin Schulz vielleicht am Ende gelingt,
doch noch eine Ampel-Koalition oder ein
Rot-Rot-Grün-Bündnis zu schmieden,
wenn es die Mehrheiten zulassen, ist unab-
hängig von der Frage zu sehen, wer stärkste
Kraft wird. Das birgt einen Moment der
Spannung. Die Koalitionsfrage kann bei
den Wählern noch einmal eine ganz eigene
Dynamik entfalten.

Haben die TV-Duelle, insbesondere
das zwischen Merkel und Schulz, Auswir-
kungen auf die Wahl?
Das sind schon sehr besondere Ereignisse.
Beim Duell Merkel gegen Schulz hatten wir
16 Millionen Zuschauer. Darunter viele
Bürger, die sich nicht besonders für Politik
interessieren. Unter ihnen sind viele der
Unentschlossenen. Wir wissen, dass solche
TV-Veranstaltungen mobilisieren und zu ei-
ner höheren Wahlbeteiligung beitragen
können. Ob sich dadurch aber Parteipräfe-
renzen verschieben, dazu gibt es wider-
sprüchliche demoskopische Befunde. Mer-
kel hat besser abgeschnitten, Schulz aber
besser als erwartet. Es ist nicht sicher, ob es
Veränderungen gibt. Allerdings sehe ich das
große Momentum, auf dem Schulz bis zur
Wahl segeln könnte, vorsichtig formuliert
nur bedingt.

Oft wird auf die vielen Unentschlosse-
nen verwiesen, die zuletzt über 40 Pro-
zent lagen. Liegt darin nicht viel Überra-
schungspotenzial?
Möglicherweise ja. Die Zahl der Unent-
schlossenen war aber auch bei den vergan-
genen Bundestagswahlen hoch. Zudem ist
das Resultat der Unentschlossenheit häufig
die Nichtwahl. Insofern ist es die große He-
rausforderung für die Parteien am Ende des
Wahlkampfs, diese Unentschlossenen zu er-
reichen. Wenn es bestimmten Parteien ge-
lingt, sie mehr als andere zu mobilisieren,
kann auf der Zielgeraden noch etwas passie-
ren. Wenn die Unentschlossenen aber am
Ende zu Hause bleiben, dann bleibt es eher
bei den Umfragen, wie wir sie sehen.

Die vier „kleinen Parteien“ Linke, Grüne,
AfD und FDP liegen alle stabil über fünf
Prozent. Muss dennoch eine von ihnen be-
fürchten, nicht ins Parlament zu kommen
wie die FDP 2013?
Die Ausgangslage ist heute eine andere,
weil die FDP vor der Wahl 2013 über einen
langen Zeitraum bei fünf bis sechs Prozent
– und damit sehr nahe an der Fünf-Pro-
zent-Sperrklausel – gemessen wurde. Trotz-
dem gab es damals auf der Zielgeraden
noch Dynamik. Das kann auch dieses Mal
passieren: Wenn eine Partei anfängt zu rut-
schen und sie in die Nähe der fünf Prozent
kommt, sind solche Trends schwer zu stop-
pen. Heute allerdings haben die „Kleinen“
mindestens sieben Prozent oder mehr, da
ist das nicht zu erwarten. Aber auch hier
gilt: Es gibt noch viele Unentschiedene.
Und wenn dann plötzlich so ein Momen-
tum entsteht, was über die Medien und
Umfragen noch verstärkt wird, ist es für
Parteien schwierig, so etwas auf der Zielge-
raden noch umzudrehen. Konkret: Wenn
es bei den Grünen noch ein oder zwei Pro-
zentpunkte runtergeht, wären sie bei sechs
Prozent. Das ist nicht weit von der Fünf-
Prozent-Hürde entfernt und dann weiß
man nicht, was passiert.

Wahlforscher liegen ja immer wie-
der auch erheblich daneben, siehe
Trump oder Brexit. Auch bei der Saar-
land-Wahl am 26. März gab es nach ei-
ner Umfrage zehn Tage vor der Wahl

ein Patt zwischen CDU und SPD, bei
der Wahl lag die CDU dann elf Prozent
vor der SPD.
Ein spannendes Beispiel. Das zeigt, dass
demoskopische Umfragen auch Reaktio-
nen beim Wähler auslösen können. Das
betraf 2013 die FDP. Am Wahltag stand in
der „Bild am Sonntag“, die FDP bekom-
me sechs Prozent. Das war ein Signal an
Anhänger einer schwarz-gelben Koalition,
dass keine Leihstimmen nötig sind. Als
Reaktion sank der FDP-Anteil – letztlich
unter fünf Prozent. Bei der Saarland-Wahl
zeigten die Umfragen ein Kopf-an-Kopf-

Rennen. Plötzlich stand die Option eines
rot-roten Bündnisses im Raum. Zugleich
gab es mit Annegret Kramp-Karrenbauer
eine sehr beliebte Ministerpräsidentin von
der CDU. Es gab dann Bewegung weg von
der SPD hin zur CDU, um den Verbleib
der Ministerpräsidentin im Amt nicht zu
gefährden. Mit Blick auf die Bundestags-
wahl heißt das: Umfragen können noch
einmal Effekte auslösen. Das ist natürlich
für die Demoskopen nicht so schön, weil
viele sagen würden, dass sie daneben la-
gen, obwohl das streng genommen gar
nicht stimmt.

Zur Demoskopie allgemein: In
Deutschland gibt es seit längerer Zeit fast
jeden Tag eine bundesweite Umfrage mit
entsprechender medialer Begleitmusik.
Haben wir eine Sucht nach Demoskopie
und sollte beziehungsweise kann man da-
von noch herunterkommen?
Offenkundig gibt es ein großes Interesse an
diesen Umfragen. Sie werden in der Regel
von Medien in Auftrag gegeben. Öffentlich-
rechtliche Medien sehen es als Teil ihres In-
formationsauftrags, zwischen den Wahlen
Verbindungen beziehungsweise Rückmel-
dungen zwischen den Bürgern und der Poli-
tik herzustellen. Dagegen ist auch grund-
sätzlich nichts zu sagen. Es erscheinen ja
auch jeden Tag Tageszeitungen mit Kom-
mentaren, in denen die Lage der Nation be-
wertet wird. Zwei Aspekte sind dabei bemer-
kenswert: Können wir den Zahlen vertrau-
en? Es gibt die Sorge, dass möglicherweise
falsche Zahlen kommuniziert werden. Das
Vertrauen in die Demoskopie hat in jünge-
rer Zeit eher nachgelassen. Das zweite ist:
Was macht es mit Politik, wenn permanent
geschaut wird, ob dies oder jenes genützt
oder geschadet hat? Das mag zu einer gewis-
sen Kurzsichtigkeit führen, was man kritisch
sehen kann. Allerdings wird man daran
nichts ändern können, nicht zuletzt, weil
natürlich auch die Demoskopen in einem
freien Land Berufsfreiheit genießen.

Sollten aber nicht doch Umfragen ei-
nen gewissen Abstand zum Wahltag ein-
halten, wie beim ARD-Deutschlandtrend
zehn Tage vor der Wahl?
Das ist eine Selbstverpflichtung, die sich die
ARD auferlegt hat. Das ZDF hat es früher
ähnlich gemacht, ist aber inzwischen davon
abgewichen. Im Ausland gibt es mitunter
Regelungen, wonach die Veröffentlichung
von Umfragen in bestimmten Abständen
zur Wahl verboten ist. Das funktioniert aber
nur teilweise, weil die Umfragen dann im
Ausland durchgeführt werden wie in Belgien
für Frankreich. Ich finde auch, dass man mit
solchen Verboten den demoskopischen Zah-
len einen sehr exponierten Stellenwert gibt.
Niemand verbietet uns ja auch, unmittelbar
vor der Wahl den Nachbarn überzeugen zu
wollen, anders zu wählen. Zeitungen kom-
mentieren auch weiter das Geschehen. Es
muss eher darum gehen, die Zahlen richtig
einzuordnen und klar zu machen, dass sie
nicht in Stein gemeißelt sind.

Die Parteibindungen schmelzen, im-
mer mehr Menschen entscheiden sich erst
kurz vor der Wahl, Protestparteien schie-
ßen aus dem Boden. Wird es für die De-
moskopen nicht immer schwerer, präzise
Vorhersagen zu machen?
Die Herausforderungen für die Demosko-
pie sind ohne Zweifel größer geworden.
Das hat einerseits methodisch-technische
Aspekte. Zum Beispiel funktionieren Fest-
netzumfragen, die früher der Standard wa-
ren, heute nicht mehr so gut. Es gibt auch
inhaltliche Gründe für die Schwierigkeiten.
Je beweglicher das Wählerverhalten ist und
je mehr neue Akteure, für die es keine Er-
fahrungswerte gibt, auf den Plan treten wie
die AfD, desto schwerer ist die Projektion
von Wahlausgängen. Alles in allem aber
machen aber die Demoskopen trotz dieser
schwierigen Umstände einen guten Job,
weil sie in der Regel sehr nahe am späteren
Wahlergebnis liegen.

Das Gespräch führte Hans Krump. T

Thorsten Faas (42) ist Wahlforscher und
Professor für Politikwissenschaft an der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz.
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»Dynamik
ist immer
möglich«
Thorsten Faas Der Mainzer Wahl-
forscher geht von einem Sieg der
Union am 24. September aus. Er
hält aber einen Kanzler Schulz
dennoch für möglich

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Der Schiedsrichter: Johann Wadephul

Ein Bundestagsabgeordneter als bedrohlicher Drängler auf der
Autobahn? Johann Wadephul wäre einer der ersten Kollegen
des rücksichtslosen Fahrers, die davon erführen. Denn wenn
die Staatsanwaltschaft ermitteln will, muss zunächst die Immu-

nität des Parlamentariers aufgehoben werden. Über einen entspre-
chenden Antrag entscheidet der Ausschuss für Wahlprüfung, Immuni-
tät und Geschäftsordnung, dessen Vorsitz der 54-Jährige innehat.
Verkehrsdelikte machen die Masse solcher Anträge aus, auch mal
Steuerstraftaten, zwei bekannt gewordene Fälle von Rauschgiftmiss-
brauch in der auslaufenden Wahlperiode: „Volksvertreter sind Volks-
vertreter, auch was die Schattenseiten des menschlichen Lebens be-
trifft“, befindet er. Der Ausschuss hat in den letzten vier Jahren keinen
Antrag auf Aufhebung der Immunität abgelehnt: „Abgeordnete unter-
liegen schließlich genauso dem Gesetz wie alle anderen Bürger.“ Die
Immunität soll sie schützen vor Strafverfolgung bezüglich ihrer politi-
schen Tätigkeit.
Was ist mit Wahlprüfung? Fehler haben die Ausschuss-Mitglieder
zwar festgestellt nach der Bundestags- und Europawahl. „Aber die
sind rechnerisch nicht relevant gewesen“, sagt Wadephul. „Wenn
doch, wären die Folgen erheblich gewesen“, erläutert er: Wahlwieder-
holung nämlich. Gegen die Ausschuss-Entscheidungen kann vor das
Bundesverfassungsgericht gezogen werden. Eine der dort noch offe-
nen Fragen: Ob Personen, für die rechtliche Betreuung angeordnet
wurde – Vormundschaft – wirklich nicht wählen dürfen.
Und der Bereich Geschäftsordnung? Als „Schiedsrichter“ im Politbe-
trieb sehen sich die Ausschussmitglieder. Wadephul: „Das erwies sich

gerade in der zu Ende gehenden Legislaturperiode als wichtig. Die
Opposition war zahlenmäßig besonders schwach. Wir haben ihre
Rechte gestärkt.“ Ansonsten ist diese Tätigkeit gewissermaßen im
Maschinenraum des Bundestags zwar ausgesprochen wichtig. Und
Wadephul fraglos ein Routinier: Bevor er 2009 erstmals für den Wahl-
kreis Rendsburg/Eckernförde in den Bundestag einzog, saß er neun
Jahre lange im schleswig-holsteinischen Landtag, davon vier Jahre als
Chef der CDU-Fraktion. Als Generalsekretär der Landespartei stram-

pelte er sich zeitweise ab, später dann als Landesvorsitzender. Aber:
Das Interesse der Bürger am innerparlamentarischen Räderwerk hält
sich in Grenzen. Johann Wadephul sieht das ganze locker: „Die Tätig-
keit im Wahlkreis ist eine andere als in Berlin.“ Es gehe „vielen Kolle-
ginnen und Kollegen so, dass sie im Wirtschafts- oder im Gesund-
heitsausschuss mitarbeiten, ohne dass dies im Wahlkreis viele mitbe-
kommen“.

Kandidaten von SPD und CDU hatten in seinem Wahlkreis schon
die Nase vorn – darunter SPD-Frau Heide Simonis und CDU-Mann
Gerhard Stoltenberg. Wadephul kam vor acht Jahren auf 40,2 Pro-
zent der Erststimmen, vor vier Jahren auf 45,2. Und hofft nun auf
ein weiteres Plus.
Im nächsten Bundestag säße er bevorzugt wieder im Ausschuss für
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung. Aber mindestens
so gerne erneut im Auswärtigen Ausschuss, seine „fachpolitische
Tätigkeit“, wie er es ausdrückt. Er fungiert dort als Berichterstatter
seiner Fraktion für den Nahen und Mittleren Osten – von Syrien bis
Irak. „Das ist hochinteressant und hochaktuell“, sagt er – „leider“.
Mithin: „Wenn ich in beiden Ausschüssen weitermachen könnte,
wäre ich hochzufrieden.“ Er habe festgestellt, dass es gerade bei
seinen außenpolitischen Themen „ein enormes Interesse vor Ort“
gebe – durchaus anders als früher. Wohl auch deshalb ist ihm der
nun ins Finale gehende Wahlkampf mehr Lust als Last: „Es bringt
mir Spaß, dass ich in dieser Zeit ganz besonders meine Positionen
vertreten und für mich werben kann.“
Und später einmal? Wadephul: „Mir ist bewusst, dass es für mich
ein Leben nach der Politik geben wird.“ Deshalb habe er „immer
auch einen bürgerlichen Beruf“ ausüben wollen – Rechtsanwalt.
Neben der Politik – ganz klassisch als erstes Karriere-Glanzlicht der
Landesvorsitz der Parteijugend Junge Union – habe er „immer die
Juristerei weiterbetrieben“. Doch für zunächst unabsehbare Zeit
gelte: „Mein Schwerpunkt ist eindeutig die Abgeordneten-Tätig-
keit.“ Franz Ludwig Averdunk T
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»Abgeordnete
unterliegen genauso
dem Gesetz wie alle
anderen Bürger.«
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Plakate sind von vorgestern
DIGITALER WAHLKAMPF Wer heute Wähler gewinnen will, muss auch im Internet eine überzeugende Strategie verfolgen

D
ebatten führen, Stim-
mungen nutzen, Men-
schen gewinnen – das
waren seit jeher die Ziele
jedes Wahlkampfs. Mit
Hilfe der sozialen Me-

dien im Internet aber können die Parteien
so zielgerichtet und effizient um Wähler-
stimmen werben wie nie zuvor. Damit ein-
her gehen ein Mangel an Transparenz und
viel Potenzial für Manipulationen.
Deutschland im Spätsommer 2017 – der
erste datengetriebene Bundestagswahl-
kampf geht in die heiße Phase. Die Partei-
strategen haben in den vergangenen Jahren
viel Zeit und Geld investiert, um digital
vorne mitmischen zu können: „Die Gene-
ralsekretäre aller Parteien
haben verstanden, wie das
Netz funktioniert“, sagt der
Hamburger Politik- und
Digitalberater Martin
Fuchs, der einen „Wandel
in den Köpfen der Ent-
scheider“ ausmacht.
Die sozialen Netzwerke ha-
ben weltweit in den Wahl-
kämpfen der vergangenen
Jahre eine zentrale Rolle
gespielt. Barack Obama gilt
als der erste Big-Data-Präsi-
dent weltweit, der französi-
sche Präsident Emmanuel Macron als der
erste in Europa. Den Wahlsieg von Donald
Trump sollen die digitalen Plattformen be-
günstigt haben. Auch in Deutschland kann
es sich keine Partei mehr leisten, auf Face-
book zu verzichten. Im Gegenzug zeichnet
sich ab, dass die sozialen Medien die poli-
tische Kommunikation beeinflussen. „Al-
lein die Art, wie Reden gehalten werden –
da wird nun schon darauf geachtet, dass
ein oder zwei Sätze dabei sind, die auf
Twitter viral gehen“, sagt Politikberater
Fuchs und fügt hinzu: „Auch die Politiker
sind noch in einer Lernphase, zu viele las-
sen sich treiben und hauen Sachen raus für
den schnellen Like.“

Direkter Dialog Alle Parteien haben Fach-
leute angeheuert, um die digitalen Kanäle
professionell bedienen zu können, sie ha-
ben Berater eingekauft und ihre Strategen
dorthin geschickt, wo soziale Medien
schon länger in der Politik eingesetzt wer-
den, in die USA, nach Großbritannien und
Dänemark. „Wir gucken begeistert, wie
Campaigning funktioniert und versuchen
zu lernen“, sagt Thomas Lohmeier, Chef
der Öffentlichkeitsarbeit bei der Linken,
der die Kampagne von Bernie Sanders in
den USA begleitet hat. „Für uns haben die
sozialen Medien große Bedeutung, weil wir
damit direkt mit dem Bürger in einen Dia-
log kommen können.“
Die Digitalisierung eröffnet den Politikern
nie dagewesene Möglichkeiten, Wähler an-
zusprechen. Facebook mit seiner riesigen
Reichweite mag die wichtigste Plattform
sein, aber nicht die einzige: Über Twitter

erreichen sie ein kleineres, aber tendenziell
gebildeteres Publikum, darunter viele Jour-
nalisten. Auf Instagram und Snapchat kön-
nen sie viele Erstwähler auf sich aufmerk-
sam machen. Der Messenger Whatsapp
verknüpft die persönliche Ansprache von
E-Mails mit der Schnelligkeit von sozialen
Netzwerken.
„Mit meinem Team überlege ich sehr ge-
nau, mit welchen Themen wir welche Ziel-
gruppen erreichen“, sagt die CDU-Bundes-
tagsabgeordnete Christina Schwarzer aus
dem Berliner Bezirk Neukölln. „Für mich
als Abgeordnete ist es wichtig, niemanden
zu vernachlässigen. Deswegen bieten wir
viele unterschiedliche Kanäle für unter-
schiedliche Zielgruppen an.“

Neue Wege Die politische
Kommunikation ist im
Umbruch. In die Bürgerbü-
ros kommen immer weni-
ger Leute, kaum noch je-
mand macht sich auf und
hört sich die Reden in einer
Kreistagssitzung an. Dafür
suchen Politiker neue We-
ge, sich mitzuteilen: Man-
che verschicken Newsletter
auf Whatsapp, andere bie-
ten im Facebook-Livechat
eine digitale Bürgersprech-

stunde an.
Wie stark die Politiker soziale Netzwerke
nutzen, hängt vom Einzelfall ab. Manche
haben noch kein Facebook-Profil, manche
gehen hochprofessionell vor: Niema Mo-
vassat zum Beispiel, ein eher unbekannter,
junger Abgeordneter der Linken aus Ober-
hausen, hat mit knapp 19.500 Facebook-
Fans weit mehr Reichweite als mancher
prominente Politiker. „Ich kann direkt mit
meinen Wählern kommunizieren, bekom-
me Fragen, kann gleich antworten und
kriege bestimmte Stimmungen mit – das
alles ist wichtig im Wahlkampf“, sagt er,
„vor allem sind Facebook und Co. ent-
scheidend, wenn man ein jüngeres Publi-
kum erreichen will“.

Präzise Botschaften So wie Amazon je-
den Kunden, seine Vorlieben und Neigun-
gen kennt und passende Produkte anzeigt,
schneiden auch die Parteien ihre Botschaf-
ten exakt zu. Microtargeting nennt sich
diese Methode. Das ist der erste wichtige
Trend in diesem Wahlkampf: Die Automa-
tisierung ermöglicht es den Kampagnen-
strategen erstmals, Massen von Wählern
mit individuell maßgeschneiderten Anzei-
gen anzusprechen.
Die Linke visiert Leute an, die sich für Am-
nesty International oder Umweltschutz in-
teressieren, aber auch Fans von Netflix-Se-
rien, die die Partei als jung und offen für
linke Botschaften einstuft. Die Grünen ge-
hen beim Targeting besonders kleinteilig
vor: Wer sich für Tierschutz interessiert,
kriegt von der Partei eine Anzeige zum
Thema Kükenschreddern. Wer das Fahrrad

nutzt, erfährt, dass sich die Grünen für
mehr Radwege einsetzen. „Wir werden den
Leuten ganz konkret sagen, welche Verbes-
serungen unser Wahlprogramm für sie be-
inhaltet“, sagt Kampagnenchef Robert
Heinrich.
Ein weiterer großer Vorteil ist, dass sich in
den sozialen Medien gleich auswerten
lässt, wie die Posts ankommen. „Wir spre-
chen durchaus Zielgruppen an, testen Bot-
schaften und Motive, verbessern unsere
Marketingmaßnahmen ständig“, heißt es
aus der Pressestelle der SPD. Wahlplakate,
die allen Bürgern die gleichen Inhalte an-
zeigen, wirken damit fast wie Museumsstü-
cke.
„Aufgrund des nahezu synchronen Feed-
backs lernt man permanent, seine eigene
Kampagne zu optimieren“, erklärt der
Kampagnenchef der Grünen und deutet
auf ein Poster an der Wand, darauf ist ein
Zitat des Industriellen Henry Ford zu lesen:
„Ich weiß, die Hälfte meiner Werbung ist
hinausgeworfenes Geld. Ich weiß nur
nicht, welche Hälfte.“ Im Internet weiß
man jetzt genau, welche Anzeige funktio-
niert und welche nicht.
Bei den Grünen fließt inzwischen die Hälf-
te des Anzeigenetats von zwei Millionen
Euro in die digitalen Netze, bei den Linken
sind es zehn Prozent des Gesamtbudgets
von 6,5 Millionen. Bei der CDU liegt der
Anteil „irgendwo dazwischen“, heißt es im
Konrad-Adenauer-Haus, bei einem Budget
von 20 Millionen. Die FDP hat fünf Millio-
nen zur Verfügung, 500.000 Euro steckt sie
in den Bereich Online. Die SPD will dazu

nichts sagen. Die AfD reagiert nicht auf die
Anfrage.

Gewaltiger Datenfundus In Deutschland
nutzen rund 32 Millionen Menschen Face-
book regelmäßig; wann immer sie „liken“
oder einen Beitrag teilen, geben sie Auf-
schluss darüber, wie sie denken und auf
Ideen oder Argumente reagieren. Alle diese
digitalisierten Regungen werden gesam-
melt: Dieser gewaltige Datenfundus macht
Facebook zu einem mächtigen Wahl-
kampfwerkzeug.
Bei der SPD koordinieren zehn Mitarbeiter
den digitalen Wahlkampf. Bei den Grünen
sind es fünf, bei den Linken neun. Die FDP
teilt mit, sie arbeite mit einem integrierten
Team für Online und Offline. Wie groß es
ist, verrät sie nicht. Die CDU hat die Hälfte
ihrer Wahlkampfzentrale in der zweiten
Etage des Konrad-Adenauer-Hauses für das
Connect17-Team geräumt, das sich um die
Digitalisierung des Haustürwahlkampfs
kümmert, neun weitere Fachleute sind für
Internet und Social Media zuständig. Aller-
dings könne man die Bereiche nicht mehr
klar trennen, sagt Stefan Hennewig, Kam-
pagnenchef bei der CDU. „Hier muss jeder
gucken, was Online los ist: Wenn auf Feier-
abend.de, das ist ein Portal für Senioren,
eine Debatte losgeht über Rentenbeiträge,
dann muss das nicht die Online-Redaktion
mitkriegen, sondern der Referent für Ren-
tenpolitik.“
Die meisten Parteien reagieren zurückhal-
tend, wenn sie Anfragen zu digitalen Stra-
tegien erhalten – spätestens seit dem Wahl-

sieg Trumps ist die Verknüpfung von Daten
und Politik ein verbranntes Thema. Die
Digitalisierung kann den demokratischen
Diskurs zwar befördern. Zugleich wächst
aber die Gefahr von Manipulationen: Die
sozialen Medien lassen sich leicht nutzen,
um Falschmeldungen zu verbreiten oder
Rivalen zu diffamieren. Spätestens seit
Trumps Wahlsieg sind sie als Vehikel für
Lügen und gezielte Irreführungen ins Zwie-
licht geraten.

Populisten profitieren Welche Plakate in
den Straßen hängen, ist für alle ersichtlich.
Welche Anzeigen die Parteien im Internet
ausspielen, kriegt nicht jeder zwangsläufig
mit. Der Mangel an Transparenz könnte
Politiker und andere Kräfte
verleiten, Fehlinformatio-
nen zu verbreiten. Möglich
ist auch, unterschiedlichen
Nutzern einander wider-
sprechende Botschaften zu
senden. „Die personalisier-
te Wahlwerbung steht im
Wiederspruch zu den de-
mokratischen Grundme-
chanismen von Kompro-
missfindung, von Interes-
senausgleich“, sagt der Ber-
liner Politikberater Johan-
nes Hillje. „Politik sollte
für das Allgemeinwohl gemacht werden
und nicht für den einzelnen Facebook-
Nutzer.“
Das Potenzial der sozialen Medien könnte
aber vor allem den Populisten helfen: Kei-
ne Partei ist auf Facebook erfolgreicher als
die AfD mit mehr als 330.000 Fans; die
SPD kommt nur auf 145.000, die CDU auf
140.000. Auch die Linken profitieren mit
mehr als 200.000 Fans. Aber Thomas Loh-
meier ist sich der Kehrseiten bewusst: „Es
gibt das Problem, dass es in der Kampa-
gnenarbeit oft um den schnellen Effekt
geht. Das heißt auch: Es geht mehr um die
Emotionen als um die Ratio, da muss man
aufpassen, nicht über das Ziel hinauszu-
schießen.“

Fake News Was das Potenzial von Fake
News und gestreuten Gerüchten steigert,
sind Social Bots, also gefälschte Profile,
hinter denen kein Mensch steht, sondern
ein Programm. Alle Parteien haben sich
verpflichtet, darauf zu verzichten. Aber es
gibt Anzeichen dafür, dass sich zumindest
unter den Fans der AfD allerhand Bots
tummeln – ob mit oder ohne Billigung der
Partei, sei dahingestellt.
Gerade erst kursierte ein Foto auf Facebook
und Twitter, das ein altes SED-Plakat zei-
gen sollte, darauf stand: „Für ein Deutsch-
land, in dem wir gut und gerne leben.“ Der
CDU-Slogan. Die Botschaft war deutlich:
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
kupfert bei der SED ab. Es kam schnell he-
raus, dass das Bild gefälscht war. Das än-
derte aber nichts daran, dass es sich in im-
mer weiter verbreitete. Wer das Foto mani-

puliert und in Umlauf gebracht hat, weiß
niemand.
Die Bedeutung der sozialen Medien macht
Konzerne wie Facebook zu einflussreichen
politischen Playern. Das Berliner Büro des
Unternehmens liegt im siebten Stock des
Sony Centers am Potsdamer Platz, von
oben soll man einen tollen Blick über das
Regierungsviertel haben. Dort arbeiten rund
40 Mitarbeiter; den Bereich „Politics and
Government“ betreut Anika Geisel. Sie be-
rät Politiker, Parteien und Ministerien im
Umgang mit den Facebook-Werkzeugen.
Für die Presse ist sie nicht zu sprechen.

Transparenz schaffen „Facebook wird sei-
ner gesellschaftlichen Bedeutung nicht ge-

recht“, findet Politikberater
Hillje. Der Konzern bietet
den Parteien eine große Pa-
lette von Optionen: Mög-
lich sind riesige Reichwei-
ten, die locker mit belieb-
ten TV-Sendungen mithal-
ten. Möglich sind aber auch
exakt vermessene Zielgrup-
pen, bis herunter auf Ein-
zelpersonen. Man kann bei
jeder Anzeige Ziele definie-
ren: Sollen „Likes“ gewon-
nen oder eine Diskussion
in Gang gebracht werden?

Für alles gibt es eigene Formate, besonders
gut funktionieren Videos. Das ist ein weite-
rer wichtiger Trend: Die Dominanz von
Filmclips, kurzen Zusammenschnitten von
Reden mit den wichtigsten Sätzen. Über
das Format „Facebook Live“ lassen sich Vi-
deos gleich in Echtzeit streamen. Nur sei
unklar, ob die Politiker Videos posten, weil
die bei den Wählern gut ankommen, oder
weil der Facebook-Algorithmus die Clips
bevorzugt, sagt Hillje: „Man muss sich
klarmachen, dass die Regeln von Facebook
gesetzt werden – Facebook entscheidet, in
welche Richtung politische Kommunikati-
on sich derzeit entwickelt.“
In der Bundeswahlordnung kommen so-
ziale Medien bislang nicht vor. Die Grünen
haben eine Webseite eingerichtet, auf der
ihre Social-Media-Anzeigen einzusehen
sind, um Transparenz zu schaffen. Zudem
gibt es das unabhängige Crowdsourcing-
Projekt „Who Targets Me?“: Die Macher
fordern Nutzer auf, mitzuteilen, welche
Wahlwerbung sie online zugespielt bekom-
men. So soll die Schwarmintelligenz im In-
ternet, bei aller Fragmentierung, letztlich
doch eine breite Öffentlichkeit wiederher-
stellen. Gabriela Keller T

Die Autorin ist Redakteurin der
„Berliner Zeitung“.

Die Parteien hängen zur Bundestagswahl wieder zahlreiche Wahlplakate auf Immer wichtiger wird aber die Wahlwerbung im Internet, die sich nach Zielgruppen ausrichten lässt. Bei Twitter laufen Beiträge zur Wahl unter dem Hashtag #Btw17. © picture-alliance/ZB

»Wir bieten
Kanäle für

unter-
schiedliche
Zielgruppen

an.«
Christina Schwarzer,
CDU-Abgeordnete

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Man muss
sich klar-

machen, die
Regeln werden
von Facebook

gesetzt.«
Johannes Hillje,
Politikberater
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Zwei Stimmen mit Folgen
WAHLRECHT In Deutschland gilt ein »personalisiertes Verhältniswahlrecht«. Das bringt Vorteile mit sich, aber auch mancherlei Schwierigkeiten

In allgemeiner, unmittelbarer, freier, glei-
cher und geheimer Wahl“ werden am
Sonntag die künftigen Abgeordneten
des Bundestages bestimmt, so schreibt

es das Grundgesetz fest. „Allgemein“ bedeu-
tet, dass grundsätzlich jeder Deutsche wäh-
len darf, der das 18. Lebensjahr vollendet
hat. „Unmittelbar“ heißt, dass die Wähler
die Parlamentarier direkt, also ohne die Zwi-
schenschaltung von Wahlleuten wählen.
„Frei“ besagt, dass auf die Wähler keinerlei
Zwang ausgeübt werden darf. „Gleich“ be-
stimmt, dass jeder Stimme das gleiche Ge-
wicht zukommt, unabhängig etwa vom Bil-
dungsstand, Vermögen oder Geschlecht. Und
„geheim“ meint, dass niemand wissen darf,
wie ein Wähler abgestimmt hat – sofern er es
nicht selbst mitteilt.

Nicht selbstverständlich Diese Wahl-
grundsätze scheinen uns heute eine Selbst-
verständlichkeit zu sein, doch war bei-
spielsweise das Prinzip der „freien“ Wahl
in der Weimarer Verfassung von 1919 nicht
ausdrücklich festgeschrieben. Auch unter-
scheidet sich das deutsche Wahlrecht von
anderen demokratischen Wahlsystemen. In
Großbritannien etwa wird bei der Unter-
hauswahl die relative Mehrheitswahl prak-
tiziert. Gewählt ist dabei, wer in seinem
Wahlkreis die meisten Stimmen erhält; die
Stimmen für die unterlegenen Kandidaten
bleiben unberücksichtigt. So kommt es
meist zu klaren Mehrheiten im Parlament,
doch werden große Parteien begünstigt. In

Frankreich wiederum wird das Prinzip der
absoluten Mehrheitswahl angewendet. Da-
bei muss ein Kandidat in seinem Wahlkreis
die absolute Mehrheit erringen, also mehr
als 50 Prozent der Stimmen bekommen,
um im ersten Wahlgang ins Parlament ein-
ziehen zu können. Gelingt dies nicht, steht
ein zweiter Wahlgang an; dann reicht die
relative Mehrheit aus.
Die absolute Mehrheitswahl gab es auch
im Deutschen Reich bis 1918. In der Wei-
marer Republik hingegen
wurde nach den Grundsät-
zen der Verhältniswahl ge-
wählt. Dabei erfolgt die Be-
setzung der Wahlämter
exakt im Verhältnis der ab-
gegebenen Stimmen. Er-
hält also bei einer reinen
Verhältniswahl eine Partei
zehn Prozent der Stimmen,
bekommt sie auch zehn
Prozent der Mandate. So
gehen nicht wie bei der
Mehrheitswahl Stimmen verloren, und
auch kleineren Parteien kann der Sprung
in das Parlament gelingen. Darin indes ist
auch die Schwierigkeit begründet, dass ge-
gebenenfalls sehr viele Parteien im Parla-
ment vertreten sind und dies die Regie-
rungsbildung und -fähigkeit erschwert.
Auch kann der Wähler bei der Stimmabga-
be für eine Partei nicht sicher sein, welche
Koalition diese nach der Wahl möglicher-
weise eingeht, um eine Mehrheitsbildung

zu ermöglichen. Um eine zu große Zer-
splitterung des Parlaments zu verhindern,
gibt es in der Bundesrepublik – anders als
in der Weimarer Republik – die Fünf-Pro-
zent-Hürde (siehe Beitrag rechts), die frei-
lich eine Ausnahme von dem Grundsatz
der „gleichen“ Wahl darstellt.
In Deutschland gilt ein „personalisiertes
Verhältniswahlrecht“, bei dem jeder Wäh-
ler zwei Stimmen hat. Mit der Erststimme
kann er einen der Kandidaten wählen, die

sich in seinem Wahlkreis
um ein Direktmandat be-
werben. Gewonnen hat der
Bewerber mit den meisten
Stimmen; er zieht direkt in
den Bundestag ein. So ist
auch sichergestellt, dass
dort alle Regionen der Re-
publik vertreten sind.
Wichtiger als die Erststim-
me gilt die Zweitstimme, da
sie über das Kräfteverhält-
nis der Parteien im Parla-

ment entscheidet. Mit ihr werden Kandida-
tenlisten gewählt, die die Parteien in den
Bundesländern aufgestellt haben.
Dabei soll der Bundestag eigentlich 598
Abgeordnete haben, nämlich die in den
299 Wahlkreisen direkt gewählten sowie
eine gleiche Zahl von Listenkandidaten,
die nach dem Verhältnis der errungenen
Zweitstimmen in das Parlament einziehen.
Hat aber eine Partei mehr Direktmandate
errungen, als ihr nach ihrem Zweitstimm-

energebnis zustehen, kommt es zu soge-
nannten Überhangmandaten, die die Zahl
der Abgeordneten in die Höhe treiben.
2013 kam es zu vier Überhangmandaten,
vier Jahre davor waren es gar 24. Hinzu
kommen seit der Wahlrechtsreform von
2013 „Ausgleichsmandate“, die nicht weni-
ge ein Aufblähen des Parlaments auf 700
und mehr Mitglieder befürchten lassen.
Zuvor führten Überhangmandate nicht nur
zu dem Problem, dass sie zu Abweichun-
gen vom Ergebnis der Ver-
hältniswahl führten. Mit
diesen Mandaten war auch
der paradoxe Effekt des
„negativen Stimmge-
wichts“ verbunden, bei
dem mehr Stimmen für ei-
ne Partei dieser weniger
Mandate bescheren bezie-
hungsweise umgekehrt we-
niger Stimmen zu mehr
Mandaten. „Verfassungs-
widrig“, befand das Bun-
desverfassungsgericht im Jahr 2008; es sah
durch das negative Stimmgewicht „die ver-
fassungsrechtlichen Grundsätze der Gleich-
heit und der Unmittelbarkeit der Wahl“
verletzt und verlangte vom Gesetzgeber ei-
ne Neuregelung.
So kam es nach längerem Hin und Her im
Februar 2013 zu einem Kompromiss zwi-
schen Union, SPD, FDP und Grünen. Da-
nach wurde zur Vermeidung des negativen
Stimmgewichts die 2011 eingeführte länder-

weise Verteilung der Sitze auf die Landeslis-
ten der Parteien in modifizierter Form bei-
behalten. Zugleich werden die Überhang-
mandate dem Zweitstimmenergebnis ent-
sprechend durch die sogenannten Aus-
gleichsmandate voll kompensiert, wodurch
sich die Zahl der Abgeordneten weiter er-
höht. Die Gesamtzahl der Sitze wird dabei
nämlich so lange vergrößert, bis alle Über-
hangmandate ausgeglichen sind und für ei-
ne Partei keinen Vorteil mehr darstellen.

Hätte dieses Wahlrecht
schon 2009 gegolten, wä-
ren damals laut Bundes-
wahlleiter 671 statt 622
Mandate verteilt worden.
Vor vier Jahren zogen die
vier Überhang- dann „nur“
29 Ausgleichsmandate
nach sich, doch sind die
Befürchtungen, die Zahl
der Bundestagsabgeordne-
ten könne durch die Neu-
regelung von 2013 allzu

übermäßig ansteigen, dadurch keineswegs
aus der Welt. Initiativen etwa des schei-
denden Parlamentspräsidenten Norbert
Lammert (CDU), mit einer neuerlichen
Wahlrechtsreform noch in der zurücklie-
genden Wahlperiode für eine Begrenzung
zu sorgen, fanden in den zurückliegenden
vier Jahren keine Mehrheit. Wie viele Mit-
glieder nun der nächste Bundestag tat-
sächlich haben wird, entscheidet sich am
Sonntag. Helmut Stoltenberg T

Die
Zweitstimme
entscheidet

über die Zahl
der

Abgeordneten
einer Partei.

Der Kandidat
mit den
meisten

Erststimmen
im Wahlkreis

ist direkt
gewählt.

Im Wechselbad der Geschichte
RÜCKBLICK Vom ältesten Kanzler zur ersten Regierungschefin: ein Streifzug durch 18 Bundestagswahlen

Das war 2013 wahrhaftig ein Pau-
kenschlag: Zum ersten Mal
scheiterte die FDP auf Bundes-
ebene mit nur 4,8 Prozent der

Stimmen an der Fünf-Prozent-Hürde und
verpasste den Wiedereinzug in den Bun-
destag, dem sie seit 1949 ununterbrochen
angehört hatte. Keine andere Partei stand
länger in Regierungsverantwortung: insge-
samt 46 Jahre lang, und nun hatte der
Wähler sie in die außerparlamentarische
Verbannung geschickt,
während Union und SPD
die dritte Auflage einer gro-
ßen Koalition zelebrierten.
Dabei hatten sich die Frei-
demokraten vier Jahre zu-
vor noch über ein Rekord-
ergebnis freuen können, als
sie 2009 auf 14,9 Prozent
gekommen war. Auch Die
Linke und die Grünen fei-
erten damals mit 11,9 be-
ziehungsweise 10,7 Prozent
historische Höchstwerte, während die Sozi-
aldemokratie mit 23,0 Prozent ihr schlech-
testes Ergebnis seit Bestehen der Bundesre-
publik hinnehmen musste und die Union
mit 33,8 Prozent ihr zweitschlechtestes. Im
Ergebnis kam es damals zu einer den Bun-
desbürgern vertrauten Koalition – schließ-
lich hatte die Union damals insgesamt
schon 29 Jahre gemeinsam mit der FDP
die Republik regiert, wenn auch anfangs
noch mit weiteren Partnern.

Dabei fühlten sich bei der ersten Bundes-
tagswahl 1949 manche an die Parteienzer-
splitterung der Weimarer Republik erin-
nert: Neben der CDU/CSU mit 31,0 Pro-
zent, der SPD mit 29,2 Prozent und der
FDP mit 11,9 Prozent hatten die Wähler
Abgeordnete von sieben weiteren Parteien
in das Parlament entsandt. Das lag auch
am damaligen Wahlgesetz, nach dem die
Fünf-Prozent-Hürde für den Einzug in die
Volksvertretung nur in einem Bundesland

übersprungen werden
musste. Nach der Wahl
setzte dann Konrad Aden-
auer (CDU), zuletzt Präsi-
dent des Parlamentarischen
Rates, statt einer möglichen
großen Koalition mit der
SPD ein Regierungsbünd-
nis mit der FDP und der
„Deutschen Partei“ (DP)
durch; mit nur einer Stim-
me Mehrheit wurde er
dann zum „Gründungs-

kanzler“ gewählt.
Bei der zweiten Bundestagswahl 1953, bei
der es erstmals Erst- und Zweitstimmen
gab, war die Fünf-Prozent-Hürde ver-
schärft. Es mussten nun mindestens fünf
Prozent aller bundesweit abgegebenen
Zweitstimmen oder – wie 1949 – mindes-
tens ein Direktmandat errungen werden,
um entsprechend dem Zweitstimmener-
gebnis ins Parlament einzuziehen. Die
Union verbesserte sich auf 45,2 Prozent

und bildete eine Koalition mit FDP, DP
und dem „Gesamtdeutschen Block/Block
der Heimatvertriebenen und Entrechteten“.
Dieser hatte 5,9 Prozent der Stimmen ge-
holt, während die DP und das Zentrum
(3,3 beziehungsweise 0,8 Prozent) nach
Wahlabsprachen mit der Union in den
Bundestag gelangten.
Als die DP vier Jahre später nochmals auf-
grund solcher Absprachen neben Union,
SPD und FDP ins Parlament einzog, galt
ein neues Bundeswahlge-
setz, das sich nicht wie sei-
ne Vorgänger auf nur je-
weils eine Wahl bezog,
sondern allgemein galt. Mit
dem Gesetz wurde die zur
Umgehung der Fünf-Pro-
zent-Hürde notwendige
Zahl an Direktmandaten
auf drei erhöht.
Bei der Bundestagswahl
1957, bei der erstmals auch
die Saarländer abstimmten,
erreichte die Union mit 50,2 Prozent die
absolute Mehrheit – einmalig in der Bun-
destagshistorie.
Nach der folgenden Wahl von 1961 waren
Union, SPD und FDP im Bundestag unter
sich – bis 1983. Nachdem die Union 1961
ihre absolute Mehrheit verlor, machte die
FDP eine Koalition von Adenauers Rück-
tritt während der neuen Wahlperiode ab-
hängig. 1963 löste den damals 87-Jährigen
sein Wirtschaftsminister Ludwig Erhard als

Regierungschef ab, unter dem die Union
bei der Wahl 1965 wieder Stimmengewin-
ne verbuchte. Die fortgesetzte Koalition
mit der FDP zerbrach indes im Jahr darauf,
und ohne neues Wählervotum folgte von
1966 bis 1969 die erste große Koalition
unter Kanzler Kurt Georg Kiesinger (CDU),
der damals – wie auch sein Vize Willy
Brandt (SPD) – kein Bundestagsmandat
hatte.
Brandt konnte den CDU-Regierungschef

nach zwei vergeblichen
Kanzlerkandidaturen bei
der Wahl 1969 ablösen.
Die Union blieb zwar mit
46,1 Prozent erneut stärks-
te Kraft, doch fanden SPD
und FDP nun zur sozialli-
beralen Koalition zusam-
men. Sie wurde bei der vor-
gezogenen Bundestagswahl
von 1972, bei der erstmals
das aktive Wahlalter von 21
auf 18 Jahre gesenkt war,

bestätigt; die SPD überrundete die Union
als stärkste Fraktion. Auch 1976 konnte
sich die SPD/FDP-Koalition unter Brandt-
Nachfolger Helmut Schmidt gegen die
Union behaupten, die indes wieder stärks-
te Fraktion wurde. Noch einmal fand sich
dann 1980 eine Mehrheit für das sozialli-
berale Regierungsbündnis, doch wurde
Schmidt im Herbst 1982 durch ein kon-
struktives Misstrauensvotum von Union
und FDP gestürzt.

Deren neue Koalition unter Helmut Kohl
(CDU) wurde nach vorzeitiger Parlaments-
auflösung im März 1983 bestätigt, ebenso
wie 1987, 1990 und 1994. Mit 16 Jahren
brachte es Kohl auf die längste Amtszeit al-
ler Bundeskanzler.

Zwölf Jahre Merkel Mit den Grünen ge-
langte 1983 erstmals seit 30 Jahren eine
neue Partei ins Parlament. Im Gegensatz
zu 1987 verpassten sie bei der ersten ge-
samtdeutschen Wahl 1990 im Westen den
Wiedereinzug, während in den neuen Län-
dern die Listenverbindung Bündnis 90/Die
Grünen die in Ost und West damals sepa-
rate Fünf-Prozent-Hürde nahm und als
Bundestagsgruppe ins Parlament kam.
Auch die PDS zog 1990 in Gruppenstärke
in den Bundestag ein, ebenso 1994, als sie
unter fünf Prozent blieb, aber vier Direkt-
mandate holte, während die nun vereinig-
ten Ost- und West-Grünen wieder in Frak-
tionsstärke auftraten.
Das gelang der PDS erst 1998, als die SPD
stärkste Kraft wurde und die rot-grüne Ko-
alition unter Gerhard Schröder (SPD) ein-
ging. Bei deren Bestätigung 2002 blieben
der PDS nur zwei Direktmandate; bei der
vorgezogenen Wahl 2005 kam sie als
Linkspartei erneut auf Fraktionsstärke. Die
Union wurde größte Fraktion und stellte in
der zweiten großen Koalition mit Angela
Merkel (CDU) die erste Frau an der Regie-
rungsspitze – an der sie seit nunmehr
zwölf Jahren steht. Helmut Stoltenberg T

Zum einzigen
Mal in der
Geschichte

erreichte eine
Partei 1957 die

absolute
Mehrheit.

Der erste
Bundeskanzler

wurde 1949
mit nur einer

Stimme
Mehrheit
gewählt.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Briefwahl als Möglichkeit
einer Stimmabgabe
Jeder Wahlberechtigte kann seine Stimme
auch per Briefwahl abgeben. Er muss dafür
keine Gründe angeben. Die Zusendung der
Unterlagen für die Briefwahl muss auf der
Wahlbenachrichtigungskarte beantragt wer-
den. Briefwahlunterlagen können bis zum
Freitag vor der Wahl bis 18 Uhr beantragt
werden. In bestimmten Ausnahmefällen wie
plötzlicher Erkrankung können Wahlschein
und Briefwahlunterlagen auch noch bis zum
Wahltag bis 15 Uhr beantragt werden. Der
Wahlbrief muss rechtzeitig mit der Post ab-
gesandt oder direkt bei der auf dem Wahl-
briefumschlag angegebenen Stelle abgege-
ben werden. Er muss bei der zuständigen
Stelle spätestens am Wahlsonntag bis
18 Uhr vorliegen.Wenn der Wahlberechtigte
persönlich die Briefwahlunterlagen abholt,
kann er seine Stimme auch an Ort und Stel-
le in der Gemeindebehörde abgeben.

Die Stimmzettel
bei Bundestagswahlen

Da in jedem Wahlkreis andere Wahlvor-
schläge und in jedem Bundesland unter-
schiedliche Listen eingereicht werden, gibt
es keine bundeseinheitlichen Stimmzettel.
Der Stimmzettel enthält für die Wahl in
den Wahlkreisen die Namen der Bewerber
und bei Wahlvorschlägen von Parteien au-
ßerdem den Namen der Partei. Für die
Wahl nach Landeslisten enthält der Stimm-
zettel die Namen der Parteien. Die Reihen-
folge der Parteien auf den Landeslisten
richtet sich nach der Zahl der Zweitstim-
men, die sie bei der letzten Bundestags-
wahl im jeweiligen Bundesland erreicht
haben. Die übrigen Parteien schließen sich
in alphabetischer Reihenfolge an. Auf dem
Stimmzettel befinden sich die Namen der
ersten fünf Bewerber der zugelassenen
Landeslisten. Auf der linken Seite des Zet-
tels kann die Erststimme für die Wahl eines
Wahlkreisabgeordneten angekreuzt wer-
den, auf der rechten Seite die Zweitstimme
für die Wahl der Landesliste einer Partei.

Rechtsgrundlagen für die
Wahl zum Parlament

Geregelt wird die Bundestagswahl unter
anderem durch das Grundgesetz, das Bun-
deswahlgesetz und die Bundeswahlord-
nung. Das Grundgesetz legt unter anderem
die Wahlgrundsätze fest, also grundlegende
Standards, denen eine Wahl genügen muss,
damit sie rechtens ist. Das Bundeswahlge-
setz regelt die praktische Umsetzung der im
Grundgesetz festgelegten Grundsätze. Es
legt unter anderem das Wahlrecht (Wer
kann Wählen?) und die Wählbarkeit (Wer
wird gewählt?) und die Bedingungen der
Wahlhandlung (Stimmabgabe) und das
Wahlsystem fest. Die Bundeswahlordnung
regelt unter anderem die Aufnahme in das
Wählerverzeichnis, die Zulassung von Wahl-
vorschlägen und die Briefwahl.

Die Einteilung
der Wahlkreise

Deutschland ist in 299 Wahlkreise eingeteilt,
aus denen je ein Abgeordneter direkt in den
Bundestag gewählt wird. Im Bundeswahlge-
setz ist festgelegt, was bei der Einteilung der
Wahlkreise von der dafür zuständigen Wahl-
kreiskommission zu beachten ist. So sollen
die Wahlkreise etwa gleich viele wahlberech-
tigte Einwohner haben – die Abweichung
vom Durchschnitt sollte nicht mehr als
15 Prozent und darf nicht mehr als 25 Pro-
zent betragen. Beachtet werden muss auch
der Zuschnitt eines Wahlkreises, der ein „zu-
sammenhängendes Gebiet bilden“ soll.
Wahlkreise sollen eine Wählerhochburg einer
Partei nicht „zerschneiden“ mit der Folge,
dass eine Partei so in keinem der Wahlkreise
ein Direktmandat erringen kann. Für die Ein-
teilung von Wahlkreisen ist die vom Bundes-
präsidenten berufene Wahlkreiskommission
zuständig.

Die Feststellung
des Wahlergebnisses

Für das Ergebnis spielen nur gültige Stimmen
eine Rolle. Um 18 Uhr am Wahltag werden
alle Wahlurnen geöffnet und die Wahlvor-
stände zählen die Stimmzettel aus. Der Wahl-
vorstand stellt fest, wie viele gültige Stim-
men im Wahlbezirk auf die Kreiswahlvor-
schläge und Landeslisten abgegeben wurden
und wer letztlich in den Bundestag einzieht.
Direkt gewählt ist die Person, die die meisten
Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmen-
gleichheit wird keine Stichwahl durchgeführt;
der Kreiswahlleiter zieht ein Los, das über die
Mandatsbesetzung entscheidet. Der Landes-
wahlausschuss stellt dann fest, wie viele
Stimmen auf die einzelnen Landeslisten ent-
fallen sind. Abschließend stellt der Bundes-
wahlausschuss fest, wie viele Sitze auf die
einzelnen Landeslisten entfallen und wer ge-
wählt wurde. Erst nachdem die Landeswahl-
leiter schriftlich die Gewählten zur Annahme
ihrer Wahl aufgefordert haben, wird nach ei-
ner Woche das endgültige Wahlergebnis be-
kannt gemacht. kru T
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Berechnung der
Sitzverteilung
Für die Berechnung der Bundestagsmandate
werden in einem ersten Schritt vor der Wahl
die 598 regulären Abgeordnetensitze des
Bundestags auf die 16 Bundesländer gemäß
ihrer Bevölkerungszahl verteilt. Parteien, die
im gesamten Wahlgebiet unterhalb von fünf
Prozent der gültigen Stimmen geblieben
sind, werden bei der Sitzverteilung nicht be-
rücksichtigt. Wenn ein Wahlkreisbewerber
seinen Wahlkreis erobert hat, behält er sei-
nen Bundestagssitz in jedem Fall. Zudem
wird bei einer Partei, die in drei oder mehr
Wahlkreisen das Direktmandat erringt, die
Fünf-Prozent-Klausel nicht angewendet.
Nach der Wahl wird in jedem Bundesland
nach dem Sainte-Laguë/Schepers-Verfahren
berechnet, wie viele Mandate jede Partei in
diesem Land erhält. Von der Zahl der Sitze,
die eine Partei in dem Bundesland erhält,
wird die Zahl der Direktmandate abgezogen.
Die ihr verbleibenden Sitze werden mit Lis-
tenkandidaten besetzt. Hat eine Partei mehr
Direktmandate gewonnen, als ihr Mandate
nach dem Zweitstimmenergebnis zustehen,
erhält sie Überhangsmandate. Diese werden
um Ausgleichsmandate ergänzt, damit das
Größenverhältnis der Parteien nach dem
Zweitstimmenergebnis gewahrt bleibt.

Aktives Wahlrecht:
Das Recht abzustimmen

Bei der Bundestagswahl sind alle deut-
schen Staatsbürger wahlberechtigt, die am
Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben, und die seit mindestens drei Monaten
ihre Wohnung in Deutschland haben oder
sich sonst gewöhnlich dort aufhalten. Auch
Deutsche im Ausland dürfen wählen, wenn
sie einmal drei Monate lang ununterbro-
chen im Bundesgebiet gewohnt haben.
Das Wahlrecht wird nur ausnahmsweise
entzogen, so als Strafe für besonders
schwere Verbrechen oder bei Personen, die
in „allen Angelegenheiten“ betreut wer-
den müssen. Grundsätzlich sind alle Bürger
in der Gemeinde wahlberechtigt, in der sie
mit Hauptwohnsitz gemeldet sind.

Passives Wahlrecht: Das
Recht, gewählt zu werden

Für den Bundestag gewählt werden kann
jeder Deutsche, der am Wahltag 18 Jahre
alt ist.Wem das aktive Wahlrecht entzogen
wurde, der kann auch selbst nicht gewählt
werden. Wahlvorschläge können von einer
Partei oder von Wahlberechtigten einge-
reicht werden. Wahlberechtigte können
nur Einzelbewerber für einen Wahlkreis
vorschlagen. Parteien können in jedem
Wahlkreis einen Bewerber vorschlagen be-
ziehungsweise Landeslisten einreichen. Al-
ternativ können mindestens 200 Wahlbe-
rechtigte des Wahlkreises einen Kandida-
ten zur Wahl vorschlagen.

Die Aufgaben des Bundes-
wahlleiters

Der Bundeswahlleiter und sein Stellvertre-
ter werden vom Bundesministerium des In-
nern auf unbestimmte Zeit ernannt. In
Fortführung einer alten Tradition, die bis zu
den Reichstagswahlen zurückreicht, wird
regelmäßig der Präsident des Statistischen
Bundesamtes mit den Aufgaben des Bun-
deswahlleiters betraut. Zu den Aufgaben
des Bundeswahlleiters gehört, die Bundes-
tags- und Europawahlen vorzubereiten
und durchzuführen. Zudem führt der Bun-
deswahlleiter die Unterlagensammlung
politischer Parteien und Vereinigungen
nach dem Parteiengesetz. Bundeswahllei-
ter für Bundestagswahlen und für die Wahl
der deutschen Abgeordneten des Europäi-
schen Parlaments ist seit 2015 der Präsi-
dent des Statistischen Bundesamtes, Dieter
Sarreither.

Die Erstattung der Wahl-
kampfkosten

Die Parteien erhalten bei Bundestagswah-
len für die ersten vier Millionen gültigen
Listenwählerstimmen jährlich jeweils 85
Cent pro Stimme erstattet. Für jede weite-
re Stimme gibt es 70 Cent. Dazu müssen
die Parteien mindestens 0,5 Prozent der
gültigen Zweitstimmen bei der Bundes-
tagswahl erreicht haben. Gruppierungen
ohne Landesliste, die nur mit Direktkandi-
daten in den Wahlkreisen antreten, erhal-
ten die entsprechenden Beträge pro Wäh-
ler, sofern sie wenigstens zehn Prozent der
im Wahlkreis abgegebenen gültigen Stim-
men erreicht haben. Unabhängige Einzel-
bewerber, die in ihrem Wahlkreis mindes-
tens zehn Prozent der abgegebenen gülti-
gen Erststimmen errungen haben, enthal-
ten für jede auf sie entfallende gültige
Erststimme 2,80 Euro. kru T
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Zwei Stimmen mit Folgen
WAHLRECHT In Deutschland gilt ein »personalisiertes Verhältniswahlrecht«. Das bringt Vorteile mit sich, aber auch mancherlei Schwierigkeiten

In allgemeiner, unmittelbarer, freier, glei-
cher und geheimer Wahl“ werden am
Sonntag die künftigen Abgeordneten
des Bundestages bestimmt, so schreibt

es das Grundgesetz fest. „Allgemein“ bedeu-
tet, dass grundsätzlich jeder Deutsche wäh-
len darf, der das 18. Lebensjahr vollendet
hat. „Unmittelbar“ heißt, dass die Wähler
die Parlamentarier direkt, also ohne die Zwi-
schenschaltung von Wahlleuten wählen.
„Frei“ besagt, dass auf die Wähler keinerlei
Zwang ausgeübt werden darf. „Gleich“ be-
stimmt, dass jeder Stimme das gleiche Ge-
wicht zukommt, unabhängig etwa vom Bil-
dungsstand, Vermögen oder Geschlecht. Und
„geheim“ meint, dass niemand wissen darf,
wie ein Wähler abgestimmt hat – sofern er es
nicht selbst mitteilt.

Nicht selbstverständlich Diese Wahl-
grundsätze scheinen uns heute eine Selbst-
verständlichkeit zu sein, doch war bei-
spielsweise das Prinzip der „freien“ Wahl
in der Weimarer Verfassung von 1919 nicht
ausdrücklich festgeschrieben. Auch unter-
scheidet sich das deutsche Wahlrecht von
anderen demokratischen Wahlsystemen. In
Großbritannien etwa wird bei der Unter-
hauswahl die relative Mehrheitswahl prak-
tiziert. Gewählt ist dabei, wer in seinem
Wahlkreis die meisten Stimmen erhält; die
Stimmen für die unterlegenen Kandidaten
bleiben unberücksichtigt. So kommt es
meist zu klaren Mehrheiten im Parlament,
doch werden große Parteien begünstigt. In

Frankreich wiederum wird das Prinzip der
absoluten Mehrheitswahl angewendet. Da-
bei muss ein Kandidat in seinem Wahlkreis
die absolute Mehrheit erringen, also mehr
als 50 Prozent der Stimmen bekommen,
um im ersten Wahlgang ins Parlament ein-
ziehen zu können. Gelingt dies nicht, steht
ein zweiter Wahlgang an; dann reicht die
relative Mehrheit aus.
Die absolute Mehrheitswahl gab es auch
im Deutschen Reich bis 1918. In der Wei-
marer Republik hingegen
wurde nach den Grundsät-
zen der Verhältniswahl ge-
wählt. Dabei erfolgt die Be-
setzung der Wahlämter
exakt im Verhältnis der ab-
gegebenen Stimmen. Er-
hält also bei einer reinen
Verhältniswahl eine Partei
zehn Prozent der Stimmen,
bekommt sie auch zehn
Prozent der Mandate. So
gehen nicht wie bei der
Mehrheitswahl Stimmen verloren, und
auch kleineren Parteien kann der Sprung
in das Parlament gelingen. Darin indes ist
auch die Schwierigkeit begründet, dass ge-
gebenenfalls sehr viele Parteien im Parla-
ment vertreten sind und dies die Regie-
rungsbildung und -fähigkeit erschwert.
Auch kann der Wähler bei der Stimmabga-
be für eine Partei nicht sicher sein, welche
Koalition diese nach der Wahl möglicher-
weise eingeht, um eine Mehrheitsbildung

zu ermöglichen. Um eine zu große Zer-
splitterung des Parlaments zu verhindern,
gibt es in der Bundesrepublik – anders als
in der Weimarer Republik – die Fünf-Pro-
zent-Hürde (siehe Beitrag rechts), die frei-
lich eine Ausnahme von dem Grundsatz
der „gleichen“ Wahl darstellt.
In Deutschland gilt ein „personalisiertes
Verhältniswahlrecht“, bei dem jeder Wäh-
ler zwei Stimmen hat. Mit der Erststimme
kann er einen der Kandidaten wählen, die

sich in seinem Wahlkreis
um ein Direktmandat be-
werben. Gewonnen hat der
Bewerber mit den meisten
Stimmen; er zieht direkt in
den Bundestag ein. So ist
auch sichergestellt, dass
dort alle Regionen der Re-
publik vertreten sind.
Wichtiger als die Erststim-
me gilt die Zweitstimme, da
sie über das Kräfteverhält-
nis der Parteien im Parla-

ment entscheidet. Mit ihr werden Kandida-
tenlisten gewählt, die die Parteien in den
Bundesländern aufgestellt haben.
Dabei soll der Bundestag eigentlich 598
Abgeordnete haben, nämlich die in den
299 Wahlkreisen direkt gewählten sowie
eine gleiche Zahl von Listenkandidaten,
die nach dem Verhältnis der errungenen
Zweitstimmen in das Parlament einziehen.
Hat aber eine Partei mehr Direktmandate
errungen, als ihr nach ihrem Zweitstimm-

energebnis zustehen, kommt es zu soge-
nannten Überhangmandaten, die die Zahl
der Abgeordneten in die Höhe treiben.
2013 kam es zu vier Überhangmandaten,
vier Jahre davor waren es gar 24. Hinzu
kommen seit der Wahlrechtsreform von
2013 „Ausgleichsmandate“, die nicht weni-
ge ein Aufblähen des Parlaments auf 700
und mehr Mitglieder befürchten lassen.
Zuvor führten Überhangmandate nicht nur
zu dem Problem, dass sie zu Abweichun-
gen vom Ergebnis der Ver-
hältniswahl führten. Mit
diesen Mandaten war auch
der paradoxe Effekt des
„negativen Stimmge-
wichts“ verbunden, bei
dem mehr Stimmen für ei-
ne Partei dieser weniger
Mandate bescheren bezie-
hungsweise umgekehrt we-
niger Stimmen zu mehr
Mandaten. „Verfassungs-
widrig“, befand das Bun-
desverfassungsgericht im Jahr 2008; es sah
durch das negative Stimmgewicht „die ver-
fassungsrechtlichen Grundsätze der Gleich-
heit und der Unmittelbarkeit der Wahl“
verletzt und verlangte vom Gesetzgeber ei-
ne Neuregelung.
So kam es nach längerem Hin und Her im
Februar 2013 zu einem Kompromiss zwi-
schen Union, SPD, FDP und Grünen. Da-
nach wurde zur Vermeidung des negativen
Stimmgewichts die 2011 eingeführte länder-

weise Verteilung der Sitze auf die Landeslis-
ten der Parteien in modifizierter Form bei-
behalten. Zugleich werden die Überhang-
mandate dem Zweitstimmenergebnis ent-
sprechend durch die sogenannten Aus-
gleichsmandate voll kompensiert, wodurch
sich die Zahl der Abgeordneten weiter er-
höht. Die Gesamtzahl der Sitze wird dabei
nämlich so lange vergrößert, bis alle Über-
hangmandate ausgeglichen sind und für ei-
ne Partei keinen Vorteil mehr darstellen.

Hätte dieses Wahlrecht
schon 2009 gegolten, wä-
ren damals laut Bundes-
wahlleiter 671 statt 622
Mandate verteilt worden.
Vor vier Jahren zogen die
vier Überhang- dann „nur“
29 Ausgleichsmandate
nach sich, doch sind die
Befürchtungen, die Zahl
der Bundestagsabgeordne-
ten könne durch die Neu-
regelung von 2013 allzu

übermäßig ansteigen, dadurch keineswegs
aus der Welt. Initiativen etwa des schei-
denden Parlamentspräsidenten Norbert
Lammert (CDU), mit einer neuerlichen
Wahlrechtsreform noch in der zurücklie-
genden Wahlperiode für eine Begrenzung
zu sorgen, fanden in den zurückliegenden
vier Jahren keine Mehrheit. Wie viele Mit-
glieder nun der nächste Bundestag tat-
sächlich haben wird, entscheidet sich am
Sonntag. Helmut Stoltenberg T

Die
Zweitstimme
entscheidet

über die Zahl
der

Abgeordneten
einer Partei.

Der Kandidat
mit den
meisten

Erststimmen
im Wahlkreis

ist direkt
gewählt.

Im Wechselbad der Geschichte
RÜCKBLICK Vom ältesten Kanzler zur ersten Regierungschefin: ein Streifzug durch 18 Bundestagswahlen

Das war 2013 wahrhaftig ein Pau-
kenschlag: Zum ersten Mal
scheiterte die FDP auf Bundes-
ebene mit nur 4,8 Prozent der

Stimmen an der Fünf-Prozent-Hürde und
verpasste den Wiedereinzug in den Bun-
destag, dem sie seit 1949 ununterbrochen
angehört hatte. Keine andere Partei stand
länger in Regierungsverantwortung: insge-
samt 46 Jahre lang, und nun hatte der
Wähler sie in die außerparlamentarische
Verbannung geschickt,
während Union und SPD
die dritte Auflage einer gro-
ßen Koalition zelebrierten.
Dabei hatten sich die Frei-
demokraten vier Jahre zu-
vor noch über ein Rekord-
ergebnis freuen können, als
sie 2009 auf 14,9 Prozent
gekommen war. Auch Die
Linke und die Grünen fei-
erten damals mit 11,9 be-
ziehungsweise 10,7 Prozent
historische Höchstwerte, während die Sozi-
aldemokratie mit 23,0 Prozent ihr schlech-
testes Ergebnis seit Bestehen der Bundesre-
publik hinnehmen musste und die Union
mit 33,8 Prozent ihr zweitschlechtestes. Im
Ergebnis kam es damals zu einer den Bun-
desbürgern vertrauten Koalition – schließ-
lich hatte die Union damals insgesamt
schon 29 Jahre gemeinsam mit der FDP
die Republik regiert, wenn auch anfangs
noch mit weiteren Partnern.

Dabei fühlten sich bei der ersten Bundes-
tagswahl 1949 manche an die Parteienzer-
splitterung der Weimarer Republik erin-
nert: Neben der CDU/CSU mit 31,0 Pro-
zent, der SPD mit 29,2 Prozent und der
FDP mit 11,9 Prozent hatten die Wähler
Abgeordnete von sieben weiteren Parteien
in das Parlament entsandt. Das lag auch
am damaligen Wahlgesetz, nach dem die
Fünf-Prozent-Hürde für den Einzug in die
Volksvertretung nur in einem Bundesland

übersprungen werden
musste. Nach der Wahl
setzte dann Konrad Aden-
auer (CDU), zuletzt Präsi-
dent des Parlamentarischen
Rates, statt einer möglichen
großen Koalition mit der
SPD ein Regierungsbünd-
nis mit der FDP und der
„Deutschen Partei“ (DP)
durch; mit nur einer Stim-
me Mehrheit wurde er
dann zum „Gründungs-

kanzler“ gewählt.
Bei der zweiten Bundestagswahl 1953, bei
der es erstmals Erst- und Zweitstimmen
gab, war die Fünf-Prozent-Hürde ver-
schärft. Es mussten nun mindestens fünf
Prozent aller bundesweit abgegebenen
Zweitstimmen oder – wie 1949 – mindes-
tens ein Direktmandat errungen werden,
um entsprechend dem Zweitstimmener-
gebnis ins Parlament einzuziehen. Die
Union verbesserte sich auf 45,2 Prozent

und bildete eine Koalition mit FDP, DP
und dem „Gesamtdeutschen Block/Block
der Heimatvertriebenen und Entrechteten“.
Dieser hatte 5,9 Prozent der Stimmen ge-
holt, während die DP und das Zentrum
(3,3 beziehungsweise 0,8 Prozent) nach
Wahlabsprachen mit der Union in den
Bundestag gelangten.
Als die DP vier Jahre später nochmals auf-
grund solcher Absprachen neben Union,
SPD und FDP ins Parlament einzog, galt
ein neues Bundeswahlge-
setz, das sich nicht wie sei-
ne Vorgänger auf nur je-
weils eine Wahl bezog,
sondern allgemein galt. Mit
dem Gesetz wurde die zur
Umgehung der Fünf-Pro-
zent-Hürde notwendige
Zahl an Direktmandaten
auf drei erhöht.
Bei der Bundestagswahl
1957, bei der erstmals auch
die Saarländer abstimmten,
erreichte die Union mit 50,2 Prozent die
absolute Mehrheit – einmalig in der Bun-
destagshistorie.
Nach der folgenden Wahl von 1961 waren
Union, SPD und FDP im Bundestag unter
sich – bis 1983. Nachdem die Union 1961
ihre absolute Mehrheit verlor, machte die
FDP eine Koalition von Adenauers Rück-
tritt während der neuen Wahlperiode ab-
hängig. 1963 löste den damals 87-Jährigen
sein Wirtschaftsminister Ludwig Erhard als

Regierungschef ab, unter dem die Union
bei der Wahl 1965 wieder Stimmengewin-
ne verbuchte. Die fortgesetzte Koalition
mit der FDP zerbrach indes im Jahr darauf,
und ohne neues Wählervotum folgte von
1966 bis 1969 die erste große Koalition
unter Kanzler Kurt Georg Kiesinger (CDU),
der damals – wie auch sein Vize Willy
Brandt (SPD) – kein Bundestagsmandat
hatte.
Brandt konnte den CDU-Regierungschef

nach zwei vergeblichen
Kanzlerkandidaturen bei
der Wahl 1969 ablösen.
Die Union blieb zwar mit
46,1 Prozent erneut stärks-
te Kraft, doch fanden SPD
und FDP nun zur sozialli-
beralen Koalition zusam-
men. Sie wurde bei der vor-
gezogenen Bundestagswahl
von 1972, bei der erstmals
das aktive Wahlalter von 21
auf 18 Jahre gesenkt war,

bestätigt; die SPD überrundete die Union
als stärkste Fraktion. Auch 1976 konnte
sich die SPD/FDP-Koalition unter Brandt-
Nachfolger Helmut Schmidt gegen die
Union behaupten, die indes wieder stärks-
te Fraktion wurde. Noch einmal fand sich
dann 1980 eine Mehrheit für das sozialli-
berale Regierungsbündnis, doch wurde
Schmidt im Herbst 1982 durch ein kon-
struktives Misstrauensvotum von Union
und FDP gestürzt.

Deren neue Koalition unter Helmut Kohl
(CDU) wurde nach vorzeitiger Parlaments-
auflösung im März 1983 bestätigt, ebenso
wie 1987, 1990 und 1994. Mit 16 Jahren
brachte es Kohl auf die längste Amtszeit al-
ler Bundeskanzler.

Zwölf Jahre Merkel Mit den Grünen ge-
langte 1983 erstmals seit 30 Jahren eine
neue Partei ins Parlament. Im Gegensatz
zu 1987 verpassten sie bei der ersten ge-
samtdeutschen Wahl 1990 im Westen den
Wiedereinzug, während in den neuen Län-
dern die Listenverbindung Bündnis 90/Die
Grünen die in Ost und West damals sepa-
rate Fünf-Prozent-Hürde nahm und als
Bundestagsgruppe ins Parlament kam.
Auch die PDS zog 1990 in Gruppenstärke
in den Bundestag ein, ebenso 1994, als sie
unter fünf Prozent blieb, aber vier Direkt-
mandate holte, während die nun vereinig-
ten Ost- und West-Grünen wieder in Frak-
tionsstärke auftraten.
Das gelang der PDS erst 1998, als die SPD
stärkste Kraft wurde und die rot-grüne Ko-
alition unter Gerhard Schröder (SPD) ein-
ging. Bei deren Bestätigung 2002 blieben
der PDS nur zwei Direktmandate; bei der
vorgezogenen Wahl 2005 kam sie als
Linkspartei erneut auf Fraktionsstärke. Die
Union wurde größte Fraktion und stellte in
der zweiten großen Koalition mit Angela
Merkel (CDU) die erste Frau an der Regie-
rungsspitze – an der sie seit nunmehr
zwölf Jahren steht. Helmut Stoltenberg T

Zum einzigen
Mal in der
Geschichte

erreichte eine
Partei 1957 die

absolute
Mehrheit.

Der erste
Bundeskanzler

wurde 1949
mit nur einer

Stimme
Mehrheit
gewählt.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Briefwahl als Möglichkeit
einer Stimmabgabe
Jeder Wahlberechtigte kann seine Stimme
auch per Briefwahl abgeben. Er muss dafür
keine Gründe angeben. Die Zusendung der
Unterlagen für die Briefwahl muss auf der
Wahlbenachrichtigungskarte beantragt wer-
den. Briefwahlunterlagen können bis zum
Freitag vor der Wahl bis 18 Uhr beantragt
werden. In bestimmten Ausnahmefällen wie
plötzlicher Erkrankung können Wahlschein
und Briefwahlunterlagen auch noch bis zum
Wahltag bis 15 Uhr beantragt werden. Der
Wahlbrief muss rechtzeitig mit der Post ab-
gesandt oder direkt bei der auf dem Wahl-
briefumschlag angegebenen Stelle abgege-
ben werden. Er muss bei der zuständigen
Stelle spätestens am Wahlsonntag bis
18 Uhr vorliegen.Wenn der Wahlberechtigte
persönlich die Briefwahlunterlagen abholt,
kann er seine Stimme auch an Ort und Stel-
le in der Gemeindebehörde abgeben.

Die Stimmzettel
bei Bundestagswahlen

Da in jedem Wahlkreis andere Wahlvor-
schläge und in jedem Bundesland unter-
schiedliche Listen eingereicht werden, gibt
es keine bundeseinheitlichen Stimmzettel.
Der Stimmzettel enthält für die Wahl in
den Wahlkreisen die Namen der Bewerber
und bei Wahlvorschlägen von Parteien au-
ßerdem den Namen der Partei. Für die
Wahl nach Landeslisten enthält der Stimm-
zettel die Namen der Parteien. Die Reihen-
folge der Parteien auf den Landeslisten
richtet sich nach der Zahl der Zweitstim-
men, die sie bei der letzten Bundestags-
wahl im jeweiligen Bundesland erreicht
haben. Die übrigen Parteien schließen sich
in alphabetischer Reihenfolge an. Auf dem
Stimmzettel befinden sich die Namen der
ersten fünf Bewerber der zugelassenen
Landeslisten. Auf der linken Seite des Zet-
tels kann die Erststimme für die Wahl eines
Wahlkreisabgeordneten angekreuzt wer-
den, auf der rechten Seite die Zweitstimme
für die Wahl der Landesliste einer Partei.

Rechtsgrundlagen für die
Wahl zum Parlament

Geregelt wird die Bundestagswahl unter
anderem durch das Grundgesetz, das Bun-
deswahlgesetz und die Bundeswahlord-
nung. Das Grundgesetz legt unter anderem
die Wahlgrundsätze fest, also grundlegende
Standards, denen eine Wahl genügen muss,
damit sie rechtens ist. Das Bundeswahlge-
setz regelt die praktische Umsetzung der im
Grundgesetz festgelegten Grundsätze. Es
legt unter anderem das Wahlrecht (Wer
kann Wählen?) und die Wählbarkeit (Wer
wird gewählt?) und die Bedingungen der
Wahlhandlung (Stimmabgabe) und das
Wahlsystem fest. Die Bundeswahlordnung
regelt unter anderem die Aufnahme in das
Wählerverzeichnis, die Zulassung von Wahl-
vorschlägen und die Briefwahl.

Die Einteilung
der Wahlkreise

Deutschland ist in 299 Wahlkreise eingeteilt,
aus denen je ein Abgeordneter direkt in den
Bundestag gewählt wird. Im Bundeswahlge-
setz ist festgelegt, was bei der Einteilung der
Wahlkreise von der dafür zuständigen Wahl-
kreiskommission zu beachten ist. So sollen
die Wahlkreise etwa gleich viele wahlberech-
tigte Einwohner haben – die Abweichung
vom Durchschnitt sollte nicht mehr als
15 Prozent und darf nicht mehr als 25 Pro-
zent betragen. Beachtet werden muss auch
der Zuschnitt eines Wahlkreises, der ein „zu-
sammenhängendes Gebiet bilden“ soll.
Wahlkreise sollen eine Wählerhochburg einer
Partei nicht „zerschneiden“ mit der Folge,
dass eine Partei so in keinem der Wahlkreise
ein Direktmandat erringen kann. Für die Ein-
teilung von Wahlkreisen ist die vom Bundes-
präsidenten berufene Wahlkreiskommission
zuständig.

Die Feststellung
des Wahlergebnisses

Für das Ergebnis spielen nur gültige Stimmen
eine Rolle. Um 18 Uhr am Wahltag werden
alle Wahlurnen geöffnet und die Wahlvor-
stände zählen die Stimmzettel aus. Der Wahl-
vorstand stellt fest, wie viele gültige Stim-
men im Wahlbezirk auf die Kreiswahlvor-
schläge und Landeslisten abgegeben wurden
und wer letztlich in den Bundestag einzieht.
Direkt gewählt ist die Person, die die meisten
Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmen-
gleichheit wird keine Stichwahl durchgeführt;
der Kreiswahlleiter zieht ein Los, das über die
Mandatsbesetzung entscheidet. Der Landes-
wahlausschuss stellt dann fest, wie viele
Stimmen auf die einzelnen Landeslisten ent-
fallen sind. Abschließend stellt der Bundes-
wahlausschuss fest, wie viele Sitze auf die
einzelnen Landeslisten entfallen und wer ge-
wählt wurde. Erst nachdem die Landeswahl-
leiter schriftlich die Gewählten zur Annahme
ihrer Wahl aufgefordert haben, wird nach ei-
ner Woche das endgültige Wahlergebnis be-
kannt gemacht. kru T
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Berechnung der
Sitzverteilung
Für die Berechnung der Bundestagsmandate
werden in einem ersten Schritt vor der Wahl
die 598 regulären Abgeordnetensitze des
Bundestags auf die 16 Bundesländer gemäß
ihrer Bevölkerungszahl verteilt. Parteien, die
im gesamten Wahlgebiet unterhalb von fünf
Prozent der gültigen Stimmen geblieben
sind, werden bei der Sitzverteilung nicht be-
rücksichtigt. Wenn ein Wahlkreisbewerber
seinen Wahlkreis erobert hat, behält er sei-
nen Bundestagssitz in jedem Fall. Zudem
wird bei einer Partei, die in drei oder mehr
Wahlkreisen das Direktmandat erringt, die
Fünf-Prozent-Klausel nicht angewendet.
Nach der Wahl wird in jedem Bundesland
nach dem Sainte-Laguë/Schepers-Verfahren
berechnet, wie viele Mandate jede Partei in
diesem Land erhält. Von der Zahl der Sitze,
die eine Partei in dem Bundesland erhält,
wird die Zahl der Direktmandate abgezogen.
Die ihr verbleibenden Sitze werden mit Lis-
tenkandidaten besetzt. Hat eine Partei mehr
Direktmandate gewonnen, als ihr Mandate
nach dem Zweitstimmenergebnis zustehen,
erhält sie Überhangsmandate. Diese werden
um Ausgleichsmandate ergänzt, damit das
Größenverhältnis der Parteien nach dem
Zweitstimmenergebnis gewahrt bleibt.

Aktives Wahlrecht:
Das Recht abzustimmen

Bei der Bundestagswahl sind alle deut-
schen Staatsbürger wahlberechtigt, die am
Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben, und die seit mindestens drei Monaten
ihre Wohnung in Deutschland haben oder
sich sonst gewöhnlich dort aufhalten. Auch
Deutsche im Ausland dürfen wählen, wenn
sie einmal drei Monate lang ununterbro-
chen im Bundesgebiet gewohnt haben.
Das Wahlrecht wird nur ausnahmsweise
entzogen, so als Strafe für besonders
schwere Verbrechen oder bei Personen, die
in „allen Angelegenheiten“ betreut wer-
den müssen. Grundsätzlich sind alle Bürger
in der Gemeinde wahlberechtigt, in der sie
mit Hauptwohnsitz gemeldet sind.

Passives Wahlrecht: Das
Recht, gewählt zu werden

Für den Bundestag gewählt werden kann
jeder Deutsche, der am Wahltag 18 Jahre
alt ist.Wem das aktive Wahlrecht entzogen
wurde, der kann auch selbst nicht gewählt
werden. Wahlvorschläge können von einer
Partei oder von Wahlberechtigten einge-
reicht werden. Wahlberechtigte können
nur Einzelbewerber für einen Wahlkreis
vorschlagen. Parteien können in jedem
Wahlkreis einen Bewerber vorschlagen be-
ziehungsweise Landeslisten einreichen. Al-
ternativ können mindestens 200 Wahlbe-
rechtigte des Wahlkreises einen Kandida-
ten zur Wahl vorschlagen.

Die Aufgaben des Bundes-
wahlleiters

Der Bundeswahlleiter und sein Stellvertre-
ter werden vom Bundesministerium des In-
nern auf unbestimmte Zeit ernannt. In
Fortführung einer alten Tradition, die bis zu
den Reichstagswahlen zurückreicht, wird
regelmäßig der Präsident des Statistischen
Bundesamtes mit den Aufgaben des Bun-
deswahlleiters betraut. Zu den Aufgaben
des Bundeswahlleiters gehört, die Bundes-
tags- und Europawahlen vorzubereiten
und durchzuführen. Zudem führt der Bun-
deswahlleiter die Unterlagensammlung
politischer Parteien und Vereinigungen
nach dem Parteiengesetz. Bundeswahllei-
ter für Bundestagswahlen und für die Wahl
der deutschen Abgeordneten des Europäi-
schen Parlaments ist seit 2015 der Präsi-
dent des Statistischen Bundesamtes, Dieter
Sarreither.

Die Erstattung der Wahl-
kampfkosten

Die Parteien erhalten bei Bundestagswah-
len für die ersten vier Millionen gültigen
Listenwählerstimmen jährlich jeweils 85
Cent pro Stimme erstattet. Für jede weite-
re Stimme gibt es 70 Cent. Dazu müssen
die Parteien mindestens 0,5 Prozent der
gültigen Zweitstimmen bei der Bundes-
tagswahl erreicht haben. Gruppierungen
ohne Landesliste, die nur mit Direktkandi-
daten in den Wahlkreisen antreten, erhal-
ten die entsprechenden Beträge pro Wäh-
ler, sofern sie wenigstens zehn Prozent der
im Wahlkreis abgegebenen gültigen Stim-
men erreicht haben. Unabhängige Einzel-
bewerber, die in ihrem Wahlkreis mindes-
tens zehn Prozent der abgegebenen gülti-
gen Erststimmen errungen haben, enthal-
ten für jede auf sie entfallende gültige
Erststimme 2,80 Euro. kru T



Sie stellen sich zur Wahl
KANDIDATEN 4.828 Bürger bewerben sich um ein Mandat. 34 Parteien hoffen auf die Zweitstimme

S
ie sind“, heißt es im Grund-
gesetz, „Vertreter des ganzen
Volkes, an Aufträge und Wei-
sungen nicht gebunden und
nur ihrem Gewissen unter-
worfen“: die Abgeordneten

des Deutschen Bundestages. 4.828
Frauen und Männer stellen sich am
kommenden Sonntag dem Votum der
rund 61,5 Millionen
Wahlberechtigten, um in
das oberste deutsche Par-
lament einzuziehen. Das
sind fast 400 Bewerber
mehr als vor vier Jahren:
Bei der Wahl 2013 waren
lediglich 4.451 Kandidaten
angetreten, um ein Bundes-
tagsmandat zu erringen.
Nur bei der Bundestags-
wahl 1998 hatten mehr
Bürger als jetzt von ihrem
passiven Wahlrecht Ge-
brauch gemacht und sich
zur Wahl gestellt, nämlich
5.062. Der Anteil der Kandidatinnen liegt
in diesem Jahr mit 29,0 Prozent klar über
den 25,8 Prozent von 2013, aber noch un-
ter dem bisher höchsten Frauenanteil aller
gesamtdeutschen Bundestagswahlen, der
1994 mit 29,5 Prozent erreicht wurde.

520 kandidieren wieder 885 der aktuel-
len Bewerber kandidieren nach Angaben
von Bundeswahlleiter Dieter Sarreither nur
in einem Wahlkreis und 2.269 ausschließ-

lich auf einer Landesliste. 1.674 bewerben
sich sowohl in einem Wahlkreis als auch
auf einer Landesliste um einen Sitz im
nächsten Bundestag. Von den derzeit
630 Abgeordneten kandidieren 520 wieder
für ein Mandat: 256 von der CDU/CSU-
Fraktion, 160 Sozialdemokraten und je 52
Mitglieder der Linksfraktion und der Grü-
nen-Fraktion.

Insgesamt stellen sich
42 Parteien zur Wahl, mehr
als je zuvor seit der Wieder-
vereinigung; 16 davon be-
teiligen sich erstmals an ei-
ner Bundestagswahl. Wäh-
rend in 84 Wahlkreisen ins-
gesamt 111 parteilose Ein-
zelbewerber und Wähler-
gruppen punkten wollen,
treten acht Parteien nur mit
Kreiswahlvorschlägen an;
die restlichen 34 werben
auf insgesamt 272 Landes-
listen um die ausschlagge-
benden Zweitstimmen der

Wähler, die über das Kräfteverhältnis im
neuen Bundestag entscheiden. Die größte
Auswahl haben dabei die Berliner, die zwi-
schen den Landeslisten von 24 Parteien
wählen können; am wenigsten Landeslis-
ten gibt es mit zwölf in Schleswig-Holstein.
Wie stets tritt die CDU in allen Bundeslän-
dern außer Bayern an, während ihre
Schwesterpartei CSU nur im weiß-blauen
Freistaat zur Wahl steht. Neun weitere Par-
teien – SPD, Die Linke, Grüne, FDP, AfD,

Freie Wähler, MLPD, „Die Partei“ und das
„Bündnis Grundeinkommen“ – bewerben
sich in allen 16 Ländern mit Landeslisten.
Nur in je einem Land präsentieren sich wie
die CSU noch zehn weitere Parteien mit
Listen. Fünf Parteien stellen sich aus-
schließlich mit Landeslisten, nicht aber
mit Wahlkreisbewerbern zur Wahl. Ledig-
lich auf Erststimmen hoffen dagegen insge-
samt acht Parteien, die in
verschiedenen Ländern mit
einem oder mehreren
Wahlkreisbewerbern vertre-
ten sind. Direktkandidaten
der CDU beziehungsweise
der CSU sowie der SPD und
der FDP finden sich in allen
299 Wahlkreisen, während
für Die Linke und die Grü-
nen jeweils 298 Bewerber
direkt im Wahlkreis kandi-
dieren.
Insgesamt beläuft sich die
Zahl der Direktkandidaten
unter Berücksichtigung aller Parteien,
Wählergruppen und Einzelbewerbern auf
2.559. Von ihnen sind 640 oder 25,0 Pro-
zent Frauen. Im Durchschnitt treten pro
Wahlkreis neun Kandidaten an.
Die Zahl aller Landeslistenbewerber be-
trägt in diesem Jahr 3.943, von denen
1.249 und damit 31,7 Prozent Frauen sind.
Von den im Bundestag vertretenen Parteien
weisen die Grünen auch 2017 bei den Lan-
deslistenkandidaten den höchsten Frauen-
anteil auf mit 51,5 Prozent vor der Partei

Die Linke mit 51,0 Prozent. Bei der SPD
sind 40,8 Prozent der Listenkandidaten
Frauen, bei der CDU 39,8 Prozent und bei
der CSU 27,0 Prozent. Zum Vergleich: Un-
ter den nicht im Bundestag vertretenen
Parteien kommt die FDP auf ihren Landes-
listen auf einen Frauenanteil von 22,6 Pro-
zent und die AfD auf 12,8 Prozent.
Etwas geringer liegt der Frauenanteil an

den Bewerbern dieser Par-
teien, wenn man die Ge-
samtzahl aller ihrer Kandi-
daten betrachtet. Hier lie-
gen wiederum die Grünen
mit 46,9 Prozent an der
Spitze, gefolgt von der SPD
mit 40,7 Prozent. Die
CDU kommt dabei auf
36,1 Prozent, Die Linke
mit 35,8 Prozent und die
CSU auf 22,2 Prozent. Bei
der FDP machen die Frau-
en 21,5 Prozent aus und
bei der AfD 12,1 Prozent.

Von diesen Parteien haben CDU und CSU
gemeinsam mit 567 Kandidaten die meis-
ten aufgestellt. gefolgt von der SPD mit
479. Für die AfD gehen 388 Bewerber ins
Rennen, für die FDP 367, für die Grünen
360 und für Die Linke 355.

Durchschnittsalter 46,9 Jahre Der jüngs-
te Bewerber ist gerade 18 Jahre alt gewor-
den und kandidiert für „Die Partei“ in ei-
nem Wahlkreis in Brandenburg, die älteste
Kandidatin ist 89 und bewirbt sich für die

„V-Partei³ – Partei für Veränderung, Vegeta-
rier und Veganer“ auf deren bayerischen
Landesliste. Das Durchschnittsalter aller
Bewerber liegt mit 46,9 Jahren leicht unter
dem der beiden vorangegangenen Bundes-
tagswahlen mit je 47,4 Jahren.
Mit 27,4 Prozent aller Bewerber stellt die
Altersgruppe der 50- bis 59-Jährigen die
meisten Kandidaten, gefolgt von den 40-
bis 49-Jährigen, zu denen 22,6 Prozent der
Bewerber zählen. 12,4 Prozent der Kandida-
ten sind jünger als 30 Jahre und 18,9 Pro-
zent zwischen 30 bis 39 Jahre alt. 15,0 Pro-
zent sind im Alter zwischen 60 bis 69 Jah-
ren und 3,6 Prozent 70 Jahre und älter.
Die 50- bis 59-Jährigen sind auch bei CDU
(mit 31,0 Prozent), SPD (36,1), Linke
(27,0), Grünen (32,2) und AfD (33,2) die
am stärksten vertretene Altersgruppe, wäh-
rend bei CSU und FDP die 40- bis 49-Jäh-
rigen mit 40 beziehungsweise 29,4 Prozent
am häufigsten vertreten sind.

Gegliedert nach Berufen Unter den Be-
rufsgruppen ist der Bereich „Unterneh-
mensorganisation, Recht, Verwaltung“ mit
1.757 Bewerbern oder 36,4 Prozent mit Ab-
stand am stärksten repräsentiert vor „Ge-
sundheit, Soziales, Lehre und Erziehung“
mit 683 Kandidaten oder 14,1 Prozent. Fer-
ner verzeichnet die Statistik des Bundes-
wahlleiters unter den aktuellen Bundestags-
kandidaten unter anderem 348 „Schüler,
Auszubildende, Studenten“, 255 „Rentner,
Pensionäre“ sowie 43 „Hausfrauen, Arbeits-
suchende“. Helmut Stoltenberg T

Floris Beer mit seinem Personalausweis. Der jüngste Kandidat, der sich am Sonntag um ein Bundestagsmandat bewirbt, ist vergangene Woche volljährig geworden. © picture-alliance/Patrick Pleul/ZB

Auch 2017
stellen

Frauen mit
29,0 Prozent
weniger als

ein Drittel der
Kandidaten.

Die älteste
Bewerberin ist
89 Jahre alt,
der jüngste
Kandidat
gerade

18 geworden.

Die Alten machen das Rennen
BETEILIGUNG Ab 70 Jahren steigt die Lust am Wählen deutlich

Nicht nur die Wahlberechtigten in
Deutschland werden immer älter (Text
links). Auch bei jenen, die ihre Stimme tat-
sächlich abgeben, überwiegen ältere Men-
schen. So war es zumindest bei der letzten
Bundestagswahl vor vier Jahren. Bei einer
Wahlbeteiligung von insgesamt 71,5 Pro-
zent war die Beteiligung der 40- bis 69-Jäh-
rigen überdurchschnittlich hoch, wohinge-

gen die unter 30-Jährigen nur unterdurch-
schnittlich häufig wählen gingen. Ein neu-
er Trend zeigte sich 2013 bei den Wahlbe-
rechtigten ab 70 Jahren: Diese Altersgruppe
ging früher im Vergleich zur allgemeinen
Wahlbeteiligung seltener wählen, inzwi-
schen ist ihre Wahlbeteiligung überdurch-
schnittlich hoch. Sie lag 2013 bei knapp
75 Prozent.

Ein anderes Bild ergibt sich beim Blick auf
die jüngeren Jahrgänge: Nur 64,2 Prozent
der Erstwähler beteiligten sich an der
Wahl. In der Altersgruppe der 21- bis
24-Jährigen lag der Wert sogar nur bei 60,3
Prozent und damit 12 Prozentpunkte un-
ter der Wahlbeteiligung insgesamt.
Die höchste Wahlbeteiligung hatten 2013
mit 81,4 Prozent die westdeutschen Män-
ner ab 70 Jahren. Besonders häufig gingen
dabei die Niedersachsen ab 70 Jahren
(83,3 Prozent) wählen. Bei den Frauen
hatte die Altersgruppe der 60- bis 69-Jähri-
gen in Westdeutschland mit 80,7 Prozent
die höchste Wahlbeteiligung.
Die niedrigste Wahlbeteiligung hatten mit
54 Prozent ostdeutsche Männer von 21 bis
24 Jahren. Besonders selten gingen Män-
ner dieses Alters in Mecklenburg-Vorpom-
mern (44,9 Prozent) und Sachsen-Anhalt
(45,8 Prozent) wählen. Auch die ostdeut-
schen Frauen in dieser Altersgruppe betei-
ligten sich mit 56 Prozent nur sehr spär-
lich an der letzten Bundestagswahl. Die
Wahlbeteiligung lag im Osten Deutsch-
lands insgesamt unter Westniveau, in Sach-
sen-Anhalt nur bei 62,5 Prozent. Am ak-
tivsten an der Wahlurne waren die Men-
schen in Baden-Württemberg. Die Wahlbe-
teiligung lag hier bei 75,1 Prozent. che T
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DIE PARTEIEN

CDU - Christlich Demokratische Union
Deutschlands

SPD - Sozialdemokratische Partei
Deutschlands

DIE LINKE - DIE LINKE

GRÜNE - BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

CSU - Christlich-Soziale Union in Bayern

FDP - Freie Demokratische Partei

AfD - Alternative für Deutschland

PIRATEN - Piratenpartei Deutschland

NPD - Nationaldemokratische Partei
Deutschlands

FREIE WÄHLER - FREIE WÄHLER

Tierschutzpartei - PARTEI MENSCH
UMWELT TIERSCHUTZ

ÖDP - Ökologisch-Demokratische Partei

Die PARTEI - Partei für Arbeit, Rechts-
staat, Tierschutz, Elitenförderung und
basisdemokratische Initiative

BP - Bayernpartei

Volksabstimmung - Ab jetzt…Demo-
kratie durch Volksabstimmung

PDV - Partei der Vernunft

MLPD - Marxistisch-Leninistische Partei
Deutschlands

BüSo - Bürgerrechtsbewegung Solidari-
tät

SGP - Sozialistische Gleichheitspartei

DIE RECHTE - DIE RECHTE

Allianz Deutscher Demokraten

Tierschutzallianz - Allianz für Men-
schenrechte, Tier- und Naturschutz

B* - bergpartei, die überpartei

BGE - Bündnis Grundeinkommen

DiB - DEMOKRATIE IN BEWEGUNG

DKP - Deutsche Kommunistische Partei

DM - Deutsche Mitte

Die Grauen - Die Grauen

du. - Die Urbane. Eine HipHop Partei

MG - Magdeburger Gartenpartei

MENSCHLICHE WELT - Menschliche
Welt

Die Humanisten - Partei der Humanis-
ten

Gesundheitsforschung - Partei für Ge-
sundheitsforschung

V-Partei³ - V-Partei³ – Partei für Verän-
derung, Vegetarier und Veganer

Nur mit Direktkandidaten: Bündnis
C/ DIE EINHEIT/ DIE VIOLETTEN/ FA-
MILIE/ DIE FRAUEN/ MIETERPARTEI/
Neue Liberale - Die Sozialliberalen/
UNABHÄNGIGE - für bürgernahe De-
mokratie T

Demografie an der Wahlurne
WAHLBERECHTIGTE Jeder zweite ist 52 Jahre und älter

Deutschland altert, warum sollte die Statis-
tik bei den Wahlberechtigten da eine Aus-
nahme machen. Nach Zahlen des Bundes-
instituts für Bevölkerungsforschung (BiB)
werden die Wahlberechtigten der Bundes-
tagswahl 2017 so alt sein wie noch nie:
Demnach übersteigt das Medianalter (das
Alter, das die Bevölkerung in zwei Hälften
teilt) der Wahlbevölkerung erstmals den
Wert von 52 Jahren. Das bedeutet, dass
rund die Hälfte der 61,5 Millionen Wahl-
berechtigten älter als 52 Jahre ist, die ande-
re Hälfte jünger.
Zu Beginn der 1990er Jahre lag das Media-
nalter noch bei 46 Jahren. „Sinkende Ge-
burtenzahlen, steigende Lebenserwartung
und die Alterung der stark besetzten Baby-
boom-Generation sind die wesentlichen
Ursachen dafür“, erklärt Tim Aevermann
vom BiB. Da es mehr ältere Frauen als
Männer in der Bevölkerung gibt, schlägt
sich dies auch im Medianalter nieder. So
ist die Hälfte der wahlberechtigten Frauen

derzeit älter als 53 Jahre, die männliche äl-
ter als 51 Jahre, so die Auswertung des In-
stituts.
Dabei gibt es auch regional deutliche Un-
terschiede: In Ostdeutschland liegt das Me-
dianalter aufgrund des massenhaften Weg-
zugs überwiegend junger Menschen wäh-
rend der letzten Jahrzehnte rund zwei Jah-
re über dem Vergleichswert in West-
deutschland.

Wie schon bei der letzten Bundestagswahl
2013 sind die Frauen auch diesmal insge-
samt leicht in der Mehrheit. Von allen 61,5
Millionen Wahlberechtigten sind 31,7 Mil-
lionen Frauen und 29,8 Millionen Männer.
Dazu gehören 3 Millionen Erstwähler, sie
machen einen Anteil von 4,8 Prozent der
Wahlberechtigten aus.
Die meisten Wahlberechtigten leben in
Nordrhein-Westfalen (13,1 Millionen), ge-
folgt von Bayern (9,5 Millionen) und Ba-
den-Württemberg (7,8 Millionen). Das
Saarland bildet mit 800.000 Wahlberech-
tigten das Schlusslicht.
Während bei den vergangenen Bundestags-
wahlen noch Zahlen zu den Wahlberech-
tigten mit Migrationshintergrund veröf-
fentlicht wurden, verzichteten der Bundes-
wahlleiter und das Statistische Bundesamt
diesmal darauf. Die Zahlen seien zu unge-
nau, weil schwierig zu ermitteln, deshalb
habe man diesmal auf deren Herausgabe
verzichtet, hieß es aus dem Bundesamt.
Laut Mikrozensus lebten 2016 rund
6 Millionen volljährige, und damit wahl-
berechtigte, Deutsche mit Migrationshin-
tergrund in der Bundesrepublik. Von den
hier lebenden rund 3 Millionen türkei-
stämmigen Menschen sind 1,3 Millionen
in Deutschland wahlberechtigt. che T

61,5 Millionen Wahlberechtigte dürfen am
24. September ihr Kreuz machen.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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E
igentlich könnte Silvia Breher
schon in aller Ruhe die Kar-
tons für ihr Büro im Bundestag
packen. Die 44-Jährige tritt für
die CDU als Kandidatin im
Wahlkreis Cloppenburg-Vechta

an – einer Hochburg der Union. Seit 1949
holt die Partei dort immer sicher das Di-
rektmandat. Das weiß auch Breher. Auch
sie gehe von einem Einzug ins Parlament
aus, aber das Ergebnis soll „richtig gut“
werden und bundesweit auffallen. „Deswe-
gen engagieren wir uns auch im Wahl-
kampf voll bis in die letzte Sekunde“, sagt
die Christdemokratin. Gepackt wird später.
Breher wird aller Voraussicht nach Franz-
Josef Holzenkamp nachfolgen. Holzen-
kamp, seit 2005 Abgeordneter, holte 2013
mit 66,3 Prozent das beste Erststimmener-
gebnis der Union. Eigentlich wollte der
57-Jährige erneut antreten. Doch Ende
September vergangenen Jahres erklärte der
agrarpolitische Sprecher seiner Fraktion
überraschend, aus gesundheitlichen Grün-
den nicht erneut zu kandidieren. Die Uni-
on im Wahlkreis Cloppenburg-Vechta
stand plötzlich ohne Kandidaten dar.
Noch am Tag von Holzenkamps Erklärung
hörte Breher davon – und auch davon,
dass ihr Name als mögliche Nachfolgerin
genannt wurde. In den Wochen danach
hätten viele Leute angerufen, um sie zur
Kandidatur zu bewegen, erzählt die dreifa-
che Mutter. Die Rechtsanwältin ist gut ver-
netzt in der Region. Seit 2011 ist sie Ge-
schäftsführerin des Kreislandvolksverban-
des Vechta, der Interessenvertretung der
Landwirte, sowie Vorsitzende des Kreisrei-
terverbandes Oldenburg Münsterland
Cloppenburg-Vechta. CDU-Mitglied ist sie
seit Jahren und engagiert sich als Vorsitzen-
de des Landesfachausschusses Europa.
Breher besprach sich mit ihrer Familie und
entschied sich, anzutreten. Es folgten ein
„paar heftige Wochen Vorwahlkampf“. Drei
männliche Mitbewerber machten Breher
den Platz streitig. Es gab mehrere Vorstel-
lungsrunden im Wahlkreis. Es galt, mög-
lichst viele Parteifreunde zu überzeugen
und zu mobilisieren – denn eine Urwahl
sollte über die Kandidatur entscheiden.
Der Vierkampf lockte die Basis. Rund
2.500 Menschen kamen Anfang Februar in
die Basketballhalle des SC Rasta Vechta,
darunter 1.837 von rund 7.300 wahlbe-
rechtigten CDU-Mitgliedern. Sie habe an
dem Abend ein gutes Gefühl gehabt, als sie
gesehen habe, wer alles zu der Wahl ge-
kommen sei, um sie zu unterstützen, erin-
nert sich Breher. „Das war ein unfassbar
positives Gefühl, schon bevor das erste
Wort gefallen war.“ Im ersten Wahlgang
schrammte sie knapp an der absoluten
Mehrheit vorbei, im zweiten bekam sie ein
klares Votum.
Eindruck hat die CDU-Versammlung in
Vechta auch auf Benjamin Höhne ge-
macht, den stellvertretenden Leiter des im
April 2016 gegründeten Instituts für Parla-
mentarismusforschung (IParl) in Halle an
der Saale. „Es hat mich schon überrascht,
dass da in einem Wahlkreis in der Provinz
an einem Freitagabend gut 2000 Parteimit-
glieder zusammenkommen, weil einige ja
behaupten, die Parteien seien praktisch
tot“, sagt der Politikwissenschaftler. Und es
sei kein Einzelfall gewesen. Auch in ande-
ren Fällen hätten Parteien für ihre Kandi-
datenaufstellung zur anstehenden Bundes-
tagswahl sehr stark mobilisiert.

10.000 Fragebögen Höhne hat darüber
einen guten Überblick, denn das IParl hat
im vergangenen Jahr ein großes For-
schungsprojekt gestartet. Mehr als 40 Mit-
arbeiter schickte das Institut durch die Re-
publik, um zu beobachten, wie die Partei-
en ihre Direktkandidaten und Landeslisten
aufstellen. 166 Nominierungsveranstaltun-
gen besuchten die Forscher insgesamt. Nun
werten die Wissenschaftler Tausende Seiten
Protokolle, 64 Stunden Audiomaterial, In-
terviews und rund 10.000 von Parteimit-
gliedern ausgefüllte Fragebögen aus.
Dieser Aufwand wird betrieben, um die
kurze, aber komplexe Fragen zu beantwor-
ten: „Wer wählt wen wie warum aus?“ So
formuliert es die Leiterin des Instituts, Su-
zanne S. Schüttemeyer. Die Kandidatenauf-
stellung, so schrieb die Politikwissenschaft-
lerin bereits 2002, sei das „Stiefkind der
deutschen Politikwissenschaft“. Will hei-
ßen: Über diesen Vorgang existiert ver-
gleichsweise wenig wissenschaftlich fun-
diertes und vor allem aktuelles Wissen. Da-

bei ist die Kandidatenaufstellung wichtig.
Schüttemeyer nennt sie das „Nadelöhr der
Demokratie“, ergebe sich doch aus ihr das
Personal in den Parlamenten und damit
auch in den Regierungen.
Tatsächlich sind, bevor die Wähler ihre
Kreuze machen, viele Entscheidungen über
Mandate durch sichere Wahlkreise bezie-
hungsweise Listenplätze faktisch schon ge-
fallen. Die Wähler hätten nur eine „be-
dingte Wahl“, sagt Höhne. Sie müssten
sich im Prinzip für das Personalangebot ei-
ner Partei entscheiden und könnten daran
nicht viel ändern. Darum sei es wichtig,
„den Parteien genau dabei zuzuschauen,
was sie eigentlich im Vorfeld machen,
wenn sie diese Personalangebote erstel-
len“, umreißt Höhne das Vorhaben.

Kungelei Wenn es um die Kandidatenauf-
stellung geht, wird schnell von Kungelei
gesprochen. Der Politikwissenschaftler
Bodo Zeuner schrieb Anfang der 1970er
Jahre von einer „Oligarchisierung“ der
Entscheidungen. Die tatsächlichen Ent-
scheidungen über Kandidaten für Wahl-
kreise und Listen fielen häufig in „kleinen
Vorstandsgremien“ beziehungsweise den
„Spitzengremien der Parteien“ – und
nicht auf den für sich genommen schon
nicht sehr zugänglichen Delegiertenver-
sammlungen, die damals die Norm wa-
ren. Mit Blick auf die innerparteiliche De-
mokratie – die Beteiligung der Mitglieder
und den Wettstreit innerhalb der Partei –

war und ist das ein problematischer Be-
fund.
Schüttemeyer und Höhne vertreten eine
andere Auffassung. „Es steht auf jeden Fall
besser um die gelebte Demokratie in den
Parteien, als landläufig angenommen wird.
Wir können feststellen, dass sehr viele
Menschen an den Auswahlprozessen betei-
ligt sind“, sagt Schüttemeyer. Ähnlich äu-
ßert sich Höhne. Der Kungelei-Vorwurf ge-
he häufig an der Realität vorbei, suggeriere
er doch, dass ein, zwei Leute alle Fäden in
der Hand hielten. Tatsächlich mischten in
der Regel viel mehr Akteure mit.
Auch die vom IParl befragten Parteimitglie-
der scheinen insgesamt relativ zufrieden zu
sein mit der Art und Weise, wie ihre Bun-
destagskandidaten nominiert werden: Dass
es dabei demokratisch zugehe, dem
stimmten bei den Grünen beispielsweise
95,2 Prozent „voll und ganz“ oder „eher“
zu. Ausreißer nach unten sind hier – auf
hohem Niveau – die Sozialdemokraten
mit 88,7 Prozent. Bei der Frage, ob die
Kandidatenaufstellung transparent verlief
beziehungsweise ob die Möglichkeit zur
Beteiligung zufriedenstellend ist, fallen die
Werte der SPD mit 74,1 Prozent (Transpa-
renz) beziehungsweise 78,6 Prozent (Parti-
zipation) im Vergleich ebenfalls etwas ab.
Bei der CSU beispielsweise stimmten
92,7 Prozent „voll und ganz“ beziehungs-
weise „eher“ in Sachen Transparenz zu. Bei
den übrigen Parteien liegen die Werte über
80 Prozent. Mit den Beteiligungsmöglich-

keiten zeigten sich bei der CSU 90,5 Pro-
zent „sehr zufrieden“ beziehungsweise „zu-
frieden“. Die anderen Parteien liegen eben-
falls über 80 Prozent, die AfD sogar bei
90,7 Prozent.

So wird gewählt Bei den kleineren Partei-
en – Grüne, FDP, AfD und meistens auch
bei den Linken – können in der Regel alle
Mitglieder im Wahlkreis bei der Nominie-
rung von Direktkandidaten mitwirken.
Diese Parteien gewinnen allerdings kaum
Direktmandate. Bei der CDU überwiegt die
Mitglieder-, bei der SPD die Delegierten-
versammlung. Die CSU setzt nur auf Dele-
gierte. Für Landeslistenaufstellungen sind
bei den Parteien – mit Ausnahme der AfD
– Delegiertenversammlungen die Regel.
Auf den Wahlkreisversammlungen nah-
men bei der CDU in Schnitt 118 Menschen
teil, bei der CSU rund 154 Delegierte. Bei
den Sozialdemokraten wurden im Schnitt
85 abstimmungsberechtigte Personen ge-
zählt. Die kleineren Parteien – Linke (24),
Grüne (31), AfD (23) und FDP (32) – tra-
fen sich in übersichtlicheren Runden. Die-
se Durchschnittswerte beziehen sich auf
die zufallsbasierte Grundstichprobe aus
den vom Meinungsforschungsinstitut poli-
cy matters erhobenen Daten – die CDU-
Versammlung in Vechta floss darin bei-
spielsweise nicht ein.
Bei der Listenaufstellung auf Landesebene
durch Delegierte fallen die Parteigrößen
weniger ins Gewicht – bei der FDP waren

es im Schnitt 271 Delegierte, 132 bei den
Linken. Die AfD bildet hier mit Mitglieder-
versammlungen mit im Schnitt 311 Wahl-
berechtigten eine Ausnahme.
Ein wesentliches Merkmal einer Wahl ist,
ob es überhaupt eine Auswahl gibt – das
heißt: Tritt mehr als ein Kandidat an? Die
Daten der IParl-Forscher, die sich auf 45
zufällig ausgewählte Wahlkreise beziehen,
zeigen, dass dies in 40 Prozent der Fälle so
war. Aufgrund der geringen Fallzahlen las-
sen sich aber nur schwer verallgemeinerba-
re Aussagen treffen. Zudem bildet diese
Zahl nicht ab, ob im parteiinternen Vor-
wahlkampf mehrere Kandidaten antraten,
schließlich ist die Nominierungsveranstal-
tung Abschluss eines längeren Verfahrens.
Mehrere Bewerber kann es vor allem dann
geben, wenn ein aussichtsreiches Mandat
vakant ist. Amtierende Bundestagsabgeord-
nete können hingegen meist darauf ver-
trauen, in ihrem Wahlkreis wieder aufge-
stellt zu werden – wenn sie ihre Hausauf-
gaben machen: „Wahlkreispflege ist für Ab-
geordnete sehr wichtig. Wer das vernünftig
macht, wer sich kümmert, gewinnt zum ei-
nen ein starkes Rückgrat und Hausmacht.
Zum anderen ist die Präsenz im Wahlkreis
die Voraussetzung dafür, wieder aufgestellt
zu werden“, sagt Schüttemeyer.

Mandatsträger herausfordern In diesem
Kontext zeigt die Befragung des IParl unter
Parteimitgliedern einen interessanten Un-
terschied zwischen den Parteien: Bei den

befragten Christsozialen stimmten nur
46,9 Prozent „eher“ oder „voll und ganz“
zu, dass es wünschenswert wäre, würden
mehr fähige Parteimitglieder sich trauen,
einen Mandatsträger herauszufordern. An-
ders ist es etwa bei den Grünen, von denen
sich 84,4 Prozent so äußerten. Die Befrag-
ten bei den kleineren Parteien rechneten
Herausforderern auch mehr Chancen aus:
Dass eine Kandidatur gegen einen Man-
datsträger aussichtslos sei, dem stimmten
bei den Grünen nur 38,2 Prozent „voll
und ganz“ beziehungsweise „eher“ zu. Bei
der CSU sahen das 52,4 Prozent so.

Liste ohne Wettkampf Bei der Listenauf-
stellung sticht vor allem die CSU heraus:
Es gab bei ihrer Kandidatenaufstellung kei-
nen direkten Wettbewerb, kein Listenplatz
war umkämpft. Anders war das bei der
AfD. Hier waren laut Daten der IParl-For-
scher, die sich auf 48 Landeslistenaufstel-
lungen der Parteien insgesamt beziehen,
88,9 Prozent der Plätze umkämpft, häufig
auch schon die aussichtsreichen vorderen
Plätze. Bei Grünen (53,1 Prozent) und Lin-
ken (54,7 Prozent) waren es noch mehr als
die Hälfte, bei der FDP mit 16,8 Prozent
sowie SPD mit 4,2 Prozent und Union mit
1,1 Prozent deutlich weniger.
Die Aufstellungen der Listen seien „ultra-
komplexe Angelegenheiten“, sagt Höhne.
Die Parteien würden versuchen, verschie-
dene, teils widerstreitende Repräsentations-
vorstellungen „unter einen Hut zu bekom-
men“. Ausgeglichen werde in erster Linie
zwischen den Geschlechtern und Regio-
nen, bei einigen Parteien zudem etwa zwi-
schen innerparteilichen Gruppen.
Mit Blick auf umkämpfte Plätze und
Kampfkandidaturen verweist Höhne zu-
dem auf „innerparteiliche Entscheidungs-
kulturen“. Parteien, die interne Auseinan-
dersetzungen gewohnt seien, hätten mit
Wettbewerb um die besten Listenplätze we-
niger ein Problem. „Dagegen sieht man bei
den Unionsparteien sogenannte Kampf-
kandidaturen nicht so gern, auch weil be-
fürchtet wird, dass dies negativ für die Au-
ßenwirkung der Partei sei“, sagt der Poli-
tikwissenschaftler.
Darauf deutet auch die IParl-Befragung
hin: Bei den Christsozialen stimmten zwar
eine Mehrheit der Befragten, nämlich
67,9 Prozent, „voll und ganz“ beziehungs-

weise „eher“ zu, dass Kampfkandidaturen
Zeichen einer lebendigen Demokratie sei-
en. Das sind aber deutlich weniger als bei
den Grünen (95,2 Prozent) und den übri-
gen Parteien.

Verbundenheit wichtig Wenig überra-
schend: Den Befragten in den Parteien ist
es mit großer Mehrheit „wichtig“ oder so-
gar „sehr wichtig“, dass ein Kandidat mit
der Parteibasis verbunden ist. Bei der CSU
sahen dies 97 Prozent so, bei der FDP im-
merhin noch 91,1 Prozent der Befragten –
der niedrigste Wert. Dazu gehört auch ein
längeres Engagement in der Partei. Dass ei-
ne jahrelange Bewährung – die „Ochsen-
tour“ – ein Schlüssel zum Nominierungs-
erfolg sei, dem stimmten „voll und ganz“
beziehungsweise „eher“ 75,5 Prozent der
befragten CSUler zu. Den niedrigsten Wert
verzeichneten in dieser Kategorie die Grü-
nen mit 60,6 Prozent.
Das IParl-Team erhofft sich aus ihrer For-
schung noch viele weitere Erkenntnisse, et-
wa zu den Motiven bei der Kandidatenauf-
stellung. Ziel ist zunächst eine umfassende
Bestandsaufnahme der Kandidatenaufstel-
lung. „In einem zweiten Schritt kann dann
darüber nachgedacht werden, wie Verfah-
ren besser gestaltet werden können“, sagt
Schüttemeyer. Mit ihren Ergebnissen wol-
len sich die Forscher in den nächsten Mo-
naten der Fachöffentlichkeit stellen.
Dass die Art und Weise, wie die Parteien
ihre Kandidaten aufstellen, eine Wirkung
hat, zeigt auch das Beispiel aus Cloppen-
burg-Vechta. Mit der Urwahl ist CDU-
Kandidatin Breher nicht nur wegen des
für sie positiven Ergebnisses sehr zufrie-
den: „Das ist einfach nur zu empfehlen
für den Zusammenhalt und die Mobilisa-
tion innerhalb der Partei“, sagt die Kandi-
datin. Sören Christian Reimer T

Auf einem Landesparteitag in Hannover entschieden die Delegierten von Bündnis 90/Die Grünen Mitte Februar, wer für die Partei auf der Landesliste der anstehenden Bundestags-
wahl antritt. © picture-alliance/Peter Steffen/dpa

Das Nadelöhr
der Demokratie
KANDIDATENAUFSTELLUNG Das Institut für Parlamentarismusforschung in
Halle erforscht, wie die Parteien ihre Direktkandidaten auswählen und ihre Lan-
deslisten aufstellen. Erste Ergebnisse der Forscher zeigen: Die Parteimitglieder sind
relativ zufrieden damit

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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G
emütlich Frühstücken, auf
dem Sonntagsspaziergang
im nah gelegenen Wahllo-
kal das Kreuz machen und
ab 18.00 Uhr gespannt auf
die Hochrechnungen war-

ten. So wird für viele Wähler der kommen-
de Sonntag aussehen. Die Wahlbehörden
in Gemeinden, Ländern und auf Bundes-
ebene bereiten seit Monaten akribisch die
Bundestagswahl vor. Wenn dann am Wahl-
tag die 61,5 Millionen Wahlberechtigten in
Deutschland dazu aufgeru-
fen sind, über die künftige
Zusammensetzung des Par-
laments zu entscheiden, ar-
beiten die Organisatoren
mit Hochdruck und nach
einem Sondereinsatzplan.
Kein sonntägliches Erho-
lungsprogramm, sondern
ein langer Arbeitstag steht
für die Mitarbeiter der
Wahlämter sowie für die
rund 650.000 ehrenamtli-
che Wahlhelfer an.
Besonders lang dürfte die
Nachtschicht für Bundeswahlleiter Dieter
Sarreither und sein Team werden. Als Lei-
ter des Statistischen Bundesamts ist der
65-Jährige zugleich auch Cheforganisator
der Bundestagswahl. Wenn in den frühen
Morgenstunden des 25. September alle
299 Wahlkreise ausgezählt sind, wird er im
Berliner Reichstagsgebäude vor die Kame-
ras treten und das Ergebnis verkünden.
„Wir arbeiten natürlich permanent an der

Vorbereitung des Wahltages“, sagt Sarreit-
her. „Wir bringen unsere IT-Infrastruktur
auf den neuesten Stand, testen unsere An-
wendungssysteme und überprüfen alle Ab-
läufe, damit wir in der Wahlnacht ein vor-
läufiges Ergebnis präsentieren können.“
Zehn Mitarbeiter der Wiesbadener Behörde
sind hauptberuflich für die Bundestags-
und Europawahlen zuständig. Je näher der
Wahltermin rückt, umso mehr Personal ist
zusätzlich notwendig, vor allem aus der IT-
Abteilung. In der Wahlnacht sind rund

200 Personen in Berlin und
Wiesbaden im Einsatz. Ob
die Kontakte zu den Lan-
deswahlleitern technisch
funktionieren und sicher
sind, ist eine der wichtigs-
ten Fragen. Weil er am
Wahltag fast rund um die
Uhr beschäftigt ist, wählt
Sarreither per Briefwahl.
Seit 1982 im Statistischen
Bundesamt tätig, hat der
Mathematiker zuletzt vor
33 Jahren bei einer Europa-
wahl seine Stimme im

Wahllokal abgegeben.

Lange Vorbereitung Die Vorbereitungen
auf den Wahltag laufen in Sarreithers Team
schon ganz lange. Vorschläge für eine neue
Wahlkreiseinteilung etwa müssen laut
Bundeswahlgesetz innerhalb von 15 Mo-
naten nach Beginn einer Wahlperiode vor-
liegen. Spätestens im Dezember 2014 also
musste die zuständige Wahlkreiskommissi-

on ihre Empfehlungen einreichen. Weitere
wichtige Etappen in der Organisation der
Wahl sind laut Sarreither die Sitzungen des
Bundeswahlausschusses im Juli und August
gewesen. Dieses Gremium entscheidet un-
ter anderem darüber, welche Parteien zur
Wahl zugelassen werden. Für einen Wahl-
tag ohne Pannen ist aber vor allem eines
unerlässlich: „Wichtig ist zunächst einmal
die reibungslose Zusammenarbeit mit den
Wahlorganen auf Landes- und Kommunal-
ebene“, betont Sarreither.

Tausende Helfer In der Wiesbadener Sta-
tistikbehörde laufen alle Fäden zusammen,
Stimmabgabe und Auszählung finden aber
in den circa 88.000 Wahllokalen statt. Oh-
ne ausgeklügelte Logistik in den Kommu-
nen sowie Hunderttausende ehrenamtliche
Helfer wäre das nicht zu stemmen.
„Los geht es für das Wahlteam um sechs
Uhr morgens“, erzählt Nicole Wargenau,
Wahlamtsleiterin in Berlin-Neukölln. Dann
trudeln die ersten Anrufe von Wahlhelfern
ein. „Leider auch Krankmeldungen“, sagt
Wargenau. Ehrenamtliche aus anderen
Stimmbezirken müssen dann angerufen
und umbesetzt werden. Sichergestellt sein
muss, dass während der Stimmabgabe min-
destens drei, beim Auszählen mindestens
fünf Mitglieder des ehrenamtlichen Wahl-
vorstandes anwesend sind. So schreibt es
das Bundeswahlgesetz vor. Rund 1.800 Eh-
renamtliche koordiniert allein die Neuköll-
ner Behörde an diesem Tag. Die Wahlhelfer
beginnen um 7.00 Uhr morgens damit, das
Wahllokal einzurichten (siehe „Ortstermin“

Seite 14). Namen mit dem Wählerverzeich-
nis abgleichen, Stimmzettel ausgeben oder
verirrte Wähler in das richtige Wahllokal
weiterschicken, heißt es dann ab 8.00 Uhr,
wenn die Wahllokale pünktlich geöffnet
werden. Zehn Stunden lang sind die Wahl-
helfer im Einsatz, meist in zwei Schichten.
Wenn Unklarheiten auftreten, ist das Team
des Bezirkswahlleiters telefonisch erreich-
bar. „Es treten viele Fragen rund um die
Wahlberechtigung auf“, weiß Wargenau.
Die meisten, aber nicht alle Zweifel ließen
sich schnell klären. „Einmal hat ein Wähler
seine Abstimmungsbenachrichtigung aus ei-
nem vergangenen Volksentscheid im Wahl-
lokal vorgelegt“, erinnert sie sich. Weil das

falsche Datum im Wahllokal nicht gleich
aufgefallen sei, hätten sie eine Weile gerät-
selt, warum der Eintrag im Wählerverzeich-
nis fehlte.

Die Spannung steigt Sobald die Wahllo-
kale um 18.00 Uhr schließen, beginnt der
Auszählungsmarathon. In den Urnenwahl-
lokalen ebenso wie in den Briefwahlloka-
len. Bis die ersten Wahlkreisergebnisse fest-
stehen, dauert es erfahrungsgemäß zwei
bis drei Stunden. Während die Wahlhelfer
sortieren, Stapel bilden, zählen und kon-
trollieren, sitzen Zuschauer zu Hause oder
in den Parteizentralen schon gespannt vor
den Bildschirmen.
Erste Prognosen veröffentlichen die Demo-
skopen schon bei Wahllokalschließung.
Noch bis 17.45 Uhr seien Interviewer da-
für in 400 zufällig ausgewählten Stimmbe-
zirken im Einsatz, berichtet Matthias Jung,
Vorstandsmitglied der Forschungsgruppe
Wahlen. 140 Mitarbeiter nehmen telefo-
nisch die Ergebnisse entgegen. Die erste
Hochrechung, die auf Auszählungen in
ausgewählten Stimmbezirken basieren, fol-
gen innerhalb der nächsten halben Stunde.
Auch die Meinungsforscher beginnen lan-
ge vor dem Wahltermin mit der genauen
Planung des Einsatzes. Mit besonderen
Schwierigkeiten rechnet Jung bei dieser
Wahl nicht, alles sei gründlich vorbereitet.
Die Weitergabe der amtlichen Auszäh-
lungsergebnisse verläuft nach einer stren-
gen Choreografie. In einer sogenannten
„Schnellmeldung“ übermittelt der Leiter
des Wahlteams das Ergebnis telefonisch an

die Gemeinde. Die Ergebnisse der Wahlbe-
zirke geben die Gemeinden sodann an den
Kreiswahlleiter weiter, der es als vorläufiges
Ergebnis an den Landeswahlleiter übermit-
telt. In Neukölln etwa nehmen rund zehn
Datenerfasser die Zahlen entgegen. Ab
21.00 Uhr laufen erfahrungsgemäß die
Drähte heiß. Die Arbeit endet für Warge-
nau meistens aber erst gegen 1.00 Uhr
nachts, wenn die gesammelten Daten über
eine sichere Verbindung an die Wahlleite-
rin übermittelt wurden. „Erst nach Freiga-
be durch die Landeswahlleiterin fühle ich
mich erleichtert, müde und froh, dass alles
gut verlaufen ist“, sagt Wargenau.

Offizielle Mitteilung Entspannen können
sich dann die Wahlhelfer, nicht aber die
Verantwortlichen in den Behörden. Damit
das vorläufige zügig zum endgültigen amt-
lichen Endergebnis wird, müssen Kreis-
wahlausschüsse und Landeswahlausschüs-
se die Resultate bestätigen. Und erst wenn
der Bundeswahlausschuss im Oktober das
amtliche Endergebnis offiziell feststellt, er-
halten die Kandidaten auf den Landeslis-
ten und in den Wahlkreisen die sichere Be-
stätigung über den Einzug ins Parlament.
Die neu Gewählten müssen sich spätestens
am 30. Tag nach der Wahl zur Konstituie-
rung des 19. Bundestags in Berlin einfin-
den. In der ersten Sitzung des Parlaments
wählen sie den Parlamentspräsidenten und
seine Stellvertreter. Und dann dauert es
auch gar nicht mehr so lang, bis der Bun-
deswahlleiter mit den Vorbereitungen für
die nächste Wahl beginnt. Eva Bräth T

Am 24. September heißt es für die Wahlhelfer wieder, bis in die Nacht Stimmen zu zählen. Das Foto entstand bei der Bundestagswahl 2013 in München. © picture-alliance/dpa

Lange
Nacht
WAHLTAG In rund 88.000 Wahllokalen
können Bürger bei der Bundestagswahl
abstimmen. Schon Monate im Voraus
hat die Planung dafür begonnen

Wahlbriefe aus aller Welt: Die Briefwahlbe-
teiligung steigt in Deutschland weiter an.
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Meinungsbildung per Mausklick
WAHLHILFEN In 38 Fragen zur passenden Partei. Der Wahl-O-Mat ist beliebt wie nie zuvor

Dieselkraftstoff für Autos soll höher be-
steuert werden? Bafög soll unabhängig
vom Einkommen der Eltern gezahlt wer-
den? Und wie sieht es mit dem Schulden-
schnitt für Griechenland aus? Viele Wähler
haben zu diesen Themen zwar irgendwie
eine Meinung, wissen aber nicht, welche
Partei damit zu ihnen passt. Für diese Un-
entschlossenen und Neugierigen gibt es
seit inzwischen 15 Jahren eine Online-Hil-
fe: den Wahl-O-Mat der Bundeszentrale für
politische Bildung. Mit wenigen Klicks –
stimme zu, stimme nicht zu, verhalte mich
neutral – können sich Nutzer bei insge-
samt 38 Thesen positionieren und ihre
Antworten mit nahezu allen zur Wahl ste-
henden Parteien abgleichen.
Vor einer Wahl mit auffallend vielen un-
entschlossenen Wahlberechtigten ist die
Anwendung beliebt wie nie zuvor: In der
ersten Woche nach der Freischaltung klick-
ten sich mehr als 7,6 Millionen Menschen
durch den Wahl-O-Mat. „Schon in den ers-
ten 24 Stunden haben wir Rekordwerte

verzeichnet“, berichtet eine Sprecherin der
Bundeszentrale. Deren Präsident Thomas
Krüger bezeichnete den Test denn prompt
als „demokratischen Volkssport“.
Bis auf die Magdeburger Gartenpartei hatten
alle der mit Landeslisten antretenden Partei-
en ihre Positionen übermittelt, ein Team aus
26 Jung- und Erstwählern entschied dann
über die endgültigen Themen. Politikwissen-
schaftler betreuten den Prozess. Bei der ver-
gangenen Bundestagswahl nahmen 13,3
Millionen Menschen das Angebot in An-
spruch; durchschnittlich sechs Prozent derje-
nigen, die sonst nicht zur Wahl gegangen
wären, ließen sich Umfragen zufolge durch
die Nutzung dazu animieren.
Grundsätzlich indes sei das Politik-Quiz
eher ein Instrument der Meinungsabfrage
und weniger der Meinungsbildung, sagt
der Politikwissenschaftler Jürgen W. Falter
und fügt hinzu: „Der Wahl-o-Mat dient
auch der Selbstvergewisserung.“ Als Haupt-
ansprachegruppe sieht der Mainzer Profes-
sor politisch Interessierte, von denen so
vielleicht der eine oder andere in seiner
Wahlentscheidung unterstützt werde.
Falter gibt zu bedenken, dass in das tat-
sächliche Votum auch Kandidaten und ihr
Image sowie langfristige Grundpositionen
der Wähler einflössen. Außerdem fragt der
Wahl-O-Mat nach Absichten – nicht nach

der Leistung, die Parteien erbracht haben.
Falter empfiehlt daher, das Instrument um
den Konkurrenten „DeinWal.de“ zu ergän-
zen. Die Macher hinter diesem Angebot
gleichen in 42 Fragen nämlich das Abstim-
mungsverhalten der Parteien in der abge-
laufenen Legislaturperiode mit den Über-
zeugungen der Nutzer ab.
Daneben sind inzwischen zahlreiche
Nachahmer auf dem Markt, vom von der
Immobilienwirtschaft ausgerufenen „im-
momat“ und dem „Agrar-O-Mat“ zum Ab-
gleich agrarpolitischer Positionen oder
dem „Steuer-O-Mat“ für Fragen rund um
Steuern.
Wem noch ein Zünglein an der Waage für
die letztliche Entscheidung fehlt, kann sich
natürlich auch aus ganz anderer Richtung
inspirieren lassen: Der „Musik-o-Mat“
gleicht die Lieblingslieder großer Parteien
mit dem persönlichen Musikgeschmack ab.
Der Streaming-Dienst Deezer hatte dazu
die Parteizentralen von CDU, SPD, FDP,
Grünen und Linken gebeten, eine Liste mit
17 Musiktiteln zu erstellen, von den Lieb-
lingssongs der Parteivorsitzenden bis zu
Favoriten für die Wahlparty. Ob es als in-
haltlich ideale Vorbereitung zum Gang an
die Wahlurne dient, mag jede und jeder
selbst für sich entscheiden – spaßig ist es
allemal. pez T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Wahlbeobachter schauen genau hin
OSZE Drei Experten entsendet die Organisation zur Begleitung der Bundestagswahl

OSZE-Wahlbeobachtung in Deutschland –
na, da wird wohl was schiefgelaufen sein.
So oder so ähnlich fielen schon einmal die
Reaktionen nach der Ankündigung der Or-
ganisation für Sicherheit und Zusammen-
arbeit (OSZE) aus, eine Beobachtermission
zur Bundestagswahl zu entsenden. Eine
Partei gibt sogar vor, mit einem Brandbrief
selbst für die Entsendung der Wahlbeob-
achter gesorgt zu haben. Denn die AfD teil-
te dem für Wahlen zuständigen Büro der
OSZE in Warschau, ODIHR, Ende April ih-
re Besorgnis mit, „dass uns eine Teilnahme
am Wahlkampf nicht in uneingeschränkt
fairer Weise gewährleistet wird“. Allerdings
lag ODIHR da schon längst die formelle
Einladung der Bundesregierung für eine
Beobachtermission vor.
Der Versuch, aus einer OSZE-Mission poli-
tisch Profit zu schlagen, missglückt auch
deshalb, weil bereits die Bundestagswahlen
2009 und 2013 von der OSZE beobachtet
wurden. Die Experten sahen damals keine
Unregelmäßigkeiten. Die Entsendung von
Wahlbeobachtern nach Deutschland sei
ein ganz normaler Vorgang, bestätigt Tho-
mas Rymer, Sprecher von ODIHR. In den
vergangenen Jahren seien vor allem nach
Osteuropa und in ehemalige Sowjetrepu-
bliken Wahlbeobachtermissionen entsandt
worden. Jetzt werde das Interesse auf alle

OSZE-Mitglieder ausgedehnt. So waren in
diesem Jahr auch OSZE-Beobachter in
Frankreich, Großbritannien und Norwegen
dabei, allerdings nur mit wenigen Exper-
ten. In die USA wurde im vergangenen Jahr
immerhin eine ungewöhnlich große Missi-
on mit 300 OSZE-Beobachtern entsandt.
In Deutschland wird ein Team von drei Ex-
perten die Bundestagswahl begleiten, ange-
führt von der italienischen Abgeordneten
Tana de Zulueta. Hauptaugenmerk werde
die Mission auf die Kampagnenfinanzie-
rung und gleiche Wahlkampfbedingungen
für alle Parteien legen, sagt Rymer. Im Juli
sei zur Vorbereitung ein OSZE-Experten-
team in Berlin gewesen, das sich mit Ver-
tretern von Regierung, Parteien und Zivil-
gesellschaft getroffen habe. Danach seien
die zwei Schwerpunkte festgelegt worden.
Kurz vor der Abstimmung am 24. Septem-
ber schickt auch die Parlamentarische Ver-
sammlung (PV) der OSZE rund 50 Wahl-
beobachter nach Deutschland. In Kopen-
hagen, in der zuständigen Abteilung für
Wahlen, laufen die Vorbereitungen auf
Hochtouren. Geleitet wird die Mission von
der portugiesischen Abgeordneten Isabel
Santos. Sprecher Nat Parry sagt, dass auch
die Parlamentarische Versammlung der
OSZE „traditionell mehr nach Osten ge-
schaut hat“. Jetzt bemühe man sich um

mehr Balance. Im Gegensatz zum OSZE-
Expertenteam wird von der PV nicht die
Vor- und Nachbereitung der Wahl beob-
achtet. Nach einem intensiven Briefing in
Berlin würden die Beobachter einen Tag
vor der Wahl nach Hamburg, Düsseldorf,
München und Berlin entsandt, sagt Perry.
„Wahlbeobachtermissionen tragen wesent-
lich dazu bei, das öffentliche Vertrauen in
den Wahlprozess zu stärken sowie Akzep-
tanz und Transparenz zu erhöhen“, sagt
der Europaabgeordnete David McAllister
(CDU), Vorsitzender des Auswärtigen Aus-
schuss. Faire, freie und gleiche Wahlen sei-
en „ein Grundpfeiler der Demokratie“.
Wahlbeobachtung gibt es seit dem Zusam-
menbruch des Ostblocks und der Abspal-
tung der ehemaligen Sowjetrepubliken.
Mit Aufnahme der neuen Staaten in die
OSZE standen die Förderung von freier
Meinungsäußerung und Rechtsstaatlichkeit
im Vordergrund. Vor etwas mehr als zehn
Jahren wurde auch von der Europäischen
Union die Wahlbeobachtung als wichtiges
Instrument zur Demokratieförderung ein-
geführt. Allerdings liegt bei EU-Missionen
der Fokus auf Ländern in Afrika, Asien und
Lateinamerika. Susann Kreutzmann T

Die Autorin ist freie
Journalistin in Berlin T
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D
ie Asyl- und Integrati-
onspolitik sowie die in-
nere Sicherheit zählen
auch 2017 in den Wahl-
kampfprogrammen der
Parteien zu den Schwer-

punktthemen der Innenpolitik:

CDU und CSU wollen die Zahl der nach
Deutschland kommenden Flüchtlinge
„dauerhaft niedrig“ halten und die Bemü-
hungen verstärken, abgelehnte Asylbewer-
ber zurückzuführen. Zudem wollen sie er-
möglichen, „Migranten ohne Schutzan-
spruch“ von der Überfahrt nach Europa
abzuhalten, und nach dem Vorbild des EU-
Türkei-Abkommens entsprechende Verträ-
ge mit afrikanischen Ländern schließen.
Zugleich betont die Union die Notwendig-
keit, „dass Integration stattfindet und ge-
lingt“. Die doppelte Staatsbürgerschaft soll
„Ausnahme bleiben“. Dazu will sie einen
„Generationenschnitt“ nach „der Generati-
on der in Deutschland geborenen Kinder“,
die per Geburt im Inland Deutsche sind.
Die Zahl der Polizisten in Bund und Län-
dern will die Union um 15.000 erhöhen
sowie an öffentlichen Gefahrenorten ver-
stärkt Videotechnik auch zu Fahndungs-
zwecken einsetzen. Der Zugang der Sicher-
heitsbehörden zu vorhandenen Datenban-
ken soll zur Verhinderung oder Aufklärung
schwerer Straftaten erleichtert, die Schleier-
fahndung bundesweit ermöglicht werden.

Die SPD will abgelehnte Flüchtlinge „kon-
sequenter in ihre Herkunftsländer zurück-
führen“ und anerkannte Flüchtlinge besser
integrieren. Die Aussetzung des Familien-
nachzugs will sie nicht verlängern. Ab-
schiebungen nach Afghanistan sollen bis
auf weiteres nicht erfolgen; ferner soll
nicht abgeschoben werden, wer seit zwei
Jahren in Deutschland lebt, nicht straffällig
geworden ist und Arbeit hat. Ausländer, die
schwere Straftaten begehen, sollen nach
Verbüßung ihrer Strafe unverzüglich abge-
schoben werden. Die SPD bekennt sich zur
Mehrstaatigkeit und will per Einwande-
rungsgesetz regeln, wer aus wirtschaftli-
chen Gründen einwandern darf.
Auch die SPD will 15.000 neue Polizei-
Stellen schaffen und Videotechnik einset-
zen, wo sie „hilft, Gefahren vorzubeugen
und Beweise zu sichern“. Die Zusammen-
arbeit von Polizei und Verfassungsschutz
zur Gefahrenabwehr möchte sie verbes-
sern. Rechtsextreme Straftaten sollen besser
erfasst und die Präventionsarbeit mit ei-
nem Gesetz zur Demokratieförderung und
Extremismusprävention gesichert werden.

Die Linke lehnt Abschiebungen sowie Ver-
schärfungen des Aufenthaltsrechts ab und
fordert „ein Bleiberecht für alle Menschen
mit unsicherem Aufenthaltsstatus“ spätes-
tens nach fünf Jahren Aufenthalt. Alle hier
Geborenen sollen deutsche Staatsbürger
mit Recht auf Mehrstaatigkeit sein. Auch
fordert sie die Rücknahme von Regelungen
„zu vermeintlich sicheren Dritt- und Her-
kunftsstaaten“ und wendet sich gegen eine
Behinderung des Familiennachzugs sowie
gegen „Quoten, Kontingente und Punkte-
systeme“ in der Einwanderungspolitik.
Den Verfassungsschutz und „perspektivisch
alle Geheimdienste“ will Die Linke ab-
schaffen und die Anti-Terrorgesetzgebung
der vergangenen 15 Jahre „auf den bürger-
rechtlichen Prüfstand“ stellen. „Vorratsda-
tenspeicherung, Bestandsdatenauskunft
und Online-Durchsuchungen, nichtindivi-
dualisierte Funkzellenabfrage, allgegenwär-
tige Videoüberwachung, Späh- und
Lauschangriffe und Rasterfahndung“ lehnt
sie ab, Personalmangel bei der Polizei will
sie beseitigen und Bundesprogramme ge-
gen Rechtsextremismus dauerhaft fördern.

Die Grünen lehnen Asylrechtsverschärfun-
gen sowie das Konzept sicherer Herkunfts-

und Drittstaaten gleichfalls ab. Asylverfah-
ren wollen sie binnen weniger Wochen
durchführen; sind Anträge länger als ein
Jahr im Verfahren, sollen die Bewerber eine
Aufenthaltserlaubnis erhalten. Der Famili-
ennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten
soll wieder möglich sein. Ferner wollen die
Grünen „den Erwerb der Staatsangehörig-
keit nach dem Geburtsortprinzip verwirkli-
chen“ und wenden sich gegen ein Verbot
der Mehrstaatigkeit, zudem wollen sie eine
„sichere Zukunftsperspektive“ für Gedulde-
te, Integrationsangebote für alle Flüchtlin-
ge „von Anfang an“ sowie ein Einwande-
rungsgesetz mit Punktesystem.
Die Sicherheitsbehörden wollen die Grü-
nen besser ausstatten – auch mit mehr Per-
sonal –, Präventionsprogramme gegen
Rechtsextremismus und gewaltbereiten Is-
lamismus „massiv ausbauen“ und den Ver-
fassungsschutz „grundlegend reformieren“.
„Vorratsdatenspeicherung, flächendecken-
de Videoüberwachung oder automatisierte
Gesichtserkennung“ lehnen sie ab.

Die FDP möchte im Einwanderungsrecht
zwischen individuell politisch Verfolgten,
Kriegsflüchtlingen und dauerhaften Ein-

wanderern unterscheiden. Asylanträge sol-
len bereits im Ausland gestellt werden kön-
nen, Kriegsflüchtlinge einen auf die Dauer
des Krieges begrenzten Status erhalten,
Einwanderer sich über ein Punktesystem
bewerben können. Wer kein Bleiberecht
hat, soll abgeschoben werden. Mehrstaatig-
keit soll grundsätzlich möglich sein.
Eine anlasslose Erhebung und Speicherung
personenbezogener Daten – etwa via Vor-
ratsdatenspeicherung oder Fluggastdaten-
erhebung – lehnt die FDP ab, Funkzellen-
abfrage und Bestandsdatenauskunft will
sie einschränken und für die Strafverfol-
gung im konkreten Verdachtsfall vorhan-
dene Verkehrsdaten sichern („Quick Free-
ze“). Für Polizei und Justiz fordert sie
„Haushaltspriorität“ und eine „Ausrüstung
auf dem neuesten Stand der Technik“. Zu-
dem möchte sie eine „Reform der Sicher-
heitsarchitektur“ und dem Parlamentari-
schen Kontrollgremium einen vom Bun-
destag gewählten Geheimdienstbeauftrag-
ten zu Seite stellen.

Die AfD möchte die Ausweisung von Aus-
ländern erleichtern und den Erwerb der
deutschen Staatsangehörigkeit „durch blo-

ße Geburt in Deutschland“ verhindern; sie
will zurück zum Abstammungsprinzip und
die doppelte Staatsangehörigkeit auf
„wohlbegründete Sonderfälle“ beschrän-
ken. Sie lehnt „jeglichen Familiennachzug
für Flüchtlinge ab“ und will eine umge-
hende Schließung der Grenzen. Neben
„strengen Kontrollen an den deutschen
Grenzübergängen“ fordert sie die „Bewa-
chung der grünen Grenze durch integrierte
Sicherungssysteme, zu denen auch Zäune
gehören können“. Asylanträge sind laut
AfD „außerhalb Europas zu stellen“; einen
Antrag darf nur stellen, wer seine Identität
nachweist. Die Genfer Flüchtlingskonventi-
on will sie neu verhandeln.
Zu Fahndungszwecken soll die Polizei
nach dem Willen der AfD an kriminalitäts-
neuralgischen öffentlichen Plätzen und
Gebäuden Videoüberwachung mit Ge-
sichtserkennungssoftware einsetzen kön-
nen. Ferner will sie eine Neustrukturierung
der Bundespolizeien, die Überführung der
Bereitschaftspolizeien der Länder in die
Bundespolizei, den Einsatz von Wehr-
pflichtigen im Grenzdienst sowie bundes-
einheitliche Uniformen und „modernste
Bewaffnung“. Helmut Stoltenberg T

Streitfall Abschiebungen: Ein Flugzeug mit abgeschobenen Flüchtlingen hebt am vergangenen Dienstag mit Ziel Afghanistan am Flug-
hafen Düsseldorf ab. © picture-alliance/Bernd Thissen/dpa

Tür auf, Tür zu
INNERES In der Flüchtlingspolitik liegen die Parteien

in ihren Wahlprogrammen weit auseinander

Von Baukindergeld
bis Kindergeld 2.0
FAMILIE Partien versprechen finanzielle Entlastungen

Die Familienpolitik gehört zu den zentra-
len Themen im Bundestagswahlkampf
2017. Erklärtes Ziel aller Parteien ist es, Fa-
milien stärker zu unterstützen. Allerdings
gehen die Vorstellungen über den Famili-
enbegriff mitunter weit auseinander. Die
Unionsparteien CDU und CSU betonen in
ihrem Programm, „kein bestimmtes Fami-
lienbild“ vorschreiben zu wollen. Wichtigs-
te Aufgabe des Staates sei es jedoch weiter-
hin, Ehe und Familie zu fördern. Eingetra-
gene Lebenspartnerschaften für Homose-
xuelle zählt die Union nicht zur Ehe.
SPD, Die Linke, Bündnis
90/Die Grünen und die
FDP definieren Familie
vorrangig als „Verantwor-
tungsgemeinschaft“ zwi-
schen Menschen unabhän-
gig vom rechtlichen Status.
Alle vier Parteien bekennen
sich zudem zur Ehe zwi-
schen gleichgeschlechtli-
chen Partnern. Die Grünen
und die FDP fordern zu-
dem explizit die Schaffung
eines weiteren Rechtsinsti-
tuts für das Zusammenle-
ben von zwei Menschen unabhängig von
einer Liebesbeziehung.
Die AfD proklamiert eine „nationale Be-
völkerungpolitik“, die dem „Trend zur
Selbstabschaffung“ entgegenwirken soll.
Deshalb müsse „eine kinderfreundliche
Gesellschaft und der Erhalt des Staatsvol-
kes“ als Staatsziel im Grundgesetz veran-
kert werden. Die AfD will das „bewährte
Leitbild der Ehe und traditionellen Familie
mit Kindern bewahren und stärken“. So
soll die Reform des Familienrechts von
1977 rückgängig gemacht werden. Strafta-
ten und schwerwiegendes Fehlverhalten ge-
genüber dem Ehepartner sollen im Schei-
dungsfall bei der Bemessung finanzieller
Ansprüche berücksichtigt werden.
Große Aufmerksamkeit schenken die Par-
teien der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf. Mit Ausnahme der AfD sprechen
sich die anderen Parteien für den weiteren
Ausbau der Kindertagesbe-
treuung aus. Die Unions-
parteien und die SPD plä-
dieren für einen Rechtsan-
spruch auf Betreuung für
Kinder im Grundschulalter.
Linke und Grünen wollen
prinzipiell einen Rechtsan-
spruch auf Ganztagsbetreu-
ung. Während SPD und
Linke sich für eine gebüh-
renfreie Betreuung ausspre-
chen, lehnen dies CDU/
CSU und Grüne ab. Die
AfD möchte, dass der Staat
Eltern, die ihre Kinder ausschließlich selbst
betreuen, finanziell unterstützt.
Die Unionsparteien wollen zudem einen
Anspruch auf befristete Teilzeitbeschäfti-
gung in Betrieben ab einer bestimmten
Größe verwirklichen und zusammen mit
den Tarifpartnern die Schaffung von Le-
bensarbeitszeitkonten entwickeln.
Die SPD setzt auf das Modell einer Famili-
enarbeitszeit. So sollen Paare nach der El-
ternzeit bis zu 24 Monate Familienarbeits-
zeit einlegen können, wenn sie ihre Wo-
chenarbeitszeit auf 36 bis 26 Stunden re-
duzieren. Als Ausgleich für den geringeren
Lohn sollen sie beide 150 Euro im Monat
durch den Staat gezahlt bekommen.
Die Linke will einen Rechtsanspruch auf
Vollzeit- nach einer Teilzeitbeschäftigung

und einen Kündigungsschutz für Eltern bis
zum vollendeten sechsten Lebensjahr des
Kindes. Zudem fordert sie kostenfreie Wei-
terbildungsangebote nach einer kinderbe-
dingten Berufspause.
Ähnlich wie die SPD fordern auch die Grü-
nen die Weiterentwicklung der Elternzeit
zu einer KinderzeitPlus. Diese soll es Eltern
ermöglichen, nach dem ersten Geburtstag
des Kindes, ihre Arbeitszeit zu reduzieren.
Auch bei den familienpolitischen Leistun-
gen präferieren die Parteien unterschiedli-
che Modelle. CDU und CSU wollen den

Kinderfreibetrag in zwei
Schritten auf das Niveau
des Erwachsenenfreibetrags
anheben. So soll in einem
ersten Schritt das Kinder-
geld um 25 Euro pro Kind
und Monat und der Kin-
derfreibetrag entsprechend
erhöht werden. Den zwei-
ten Schritt stellen die Uni-
onsparteien allerdings un-
ter einen Finanzierungsvor-
behalt. Um den Erwerb von
Wohneigentum für Famili-
en zu erleichtern, fordern

sie die Einführung eines jährlichen Baukin-
dergeldes in Höhe von 1.200 Euro pro
Kind über zehn Jahre.
Die SPD will die Familien neben dem
Wegfall der Kita-Gebühren durch einen
Kinderbonus entlasten. So soll jeder El-
ternteil 150 Euro pro Kind von seiner Steu-
erlast abziehen können. Das Kindergeld
und der Kinderzuschlag sollen in einem er-
weiterten Kinderzuschlag zusammengefasst
und nach Kinderanzahl und Einkommen
gestaffelt werden.
Die Linke spricht sich neben der Gebüh-
renfreiheit für Kitas für eine Erhöhung des
Kindergeldes auf 328 Euro unabhängig
vom Gehalt der Eltern aus. Zudem soll ei-
ne eigenständige Kindergrundsicherung in
Höhe von zu versteuernden 573 Euro ein-
geführt werden.
Die Grünen wollen Deutschlands Familien
um insgesamt zwölf Milliarden Euro ent-

lasten. So sollen die Regel-
sätze in der Grundsiche-
rung für Kinder und Er-
wachsene ans Existenzmi-
nimum gekoppelt werden,
ein Kindergeldbonus für
Eltern mit niedrigem Ein-
kommen gezahlt und das
Kindergeld und die Kinder-
freibeträge durch eine ein-
kommensunabhängige
Kindergrundsicherung er-
setzt werden.
Die FDP spricht sich für die
Zusammenfassung der der-

zeitigen staatlichen Leistungen für Kinder
in einem „Kindergeld 2.0“ aus. Dies soll
sich aus einem einkommensunabhängigen
Grundbetrag, einem einkommensabhängi-
gen Kinder-Bürgergeld und Gutscheinen
für Leistungen für Bildung und Teilhabe
zusammensetzen.
Die AfD will Steuersenkungen für Familien
durch Einführung eines Familiensplittings
realisieren. Der Erwerb von Wohneigen-
tum durch Familien soll durch zinslose
Darlehen, Zuschüsse und Erlass der Grund-
erwerbsteuer erleichtert werden. Allerdings
will die AfD die finanzielle Unterstützung
von Alleinerziehenden daran ausrichten,
ob diese Lebenssituation „schicksalshaft“
oder durch Selbstverschulden zustande ge-
kommen ist. Alexander Weinlein T

Die AfD
will im

Scheidungs-
recht wieder

das
Schuldprinzip

verankern.

Mit Ausnahme
der AfD

fordern alle
Parteien
explizit

den weiteren
Kita-Ausbau.

Mehr Investitionen des Bundes in Deutschlands Schulen und Hochschulen
BILDUNG SPD, Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und FDP fordern Aufhebung des Kooperationsverbotes. Konsens bei dualem Ausbildungssystem

Obwohl der Bund aufgrund der Kulturho-
heit der Länder im föderalen System
Deutschlands nur sehr eingeschränkte
Kompetenzen im Bereich der Bildungspoli-
tik hat, versuchen alle Parteien in ihren
Programmen zur Bundestagswahl die Wäh-
ler von ihren bildungspolitischen Konzep-
ten zu überzeugen.

Reform des Föderalismus SPD, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen fordern über-
einstimmend eine Abschaffung des soge-
nannten Kooperationsverbotes in der Bil-
dungspolitik und definieren diese als eine
Gemeinschaftsaufgabe von Bund, Ländern
und Kommunen. Dem Bund müsse die
Möglichkeit gegeben werden, direkt in Bil-
dungseinrichtungen zu investieren. Auch
die FDP fordert ausdrücklich eine deutlich
höhere Beteiligung des Bundes an den Bil-
dungsausgaben in Deutschland und eine
grundlegende Reform des Föderalismus.
Dementsprechend legen diese vier Parteien
auch die weitestgehenden Forderungen im
Bereich der Schul- und Hochschulpolitik
vor.
Die Unionsparteien hingegen lehnen eine
Abschaffung des Kooperationsverbotes ab.
Allerdings verweisen sie auf die finanziel-
len Entlastungen der Länder im Hoch-
schulbereich, die Übernahme des Bafög

durch den Bund und den Sonderfonds zur
Sanierung von Schulen in finanzschwa-
chen Kommunen in der zurückliegenden
Legislaturperiode. Auch für die Zukunft
stellen CDU und CSU Hilfen des Bundes
im Rahmen des Hochschulpaktes in Aus-
sicht.

Schulsystem Im Bereich der Schulpolitik
setzt sich die Union für die Beibehaltung
des Gymnasiums als eigenständiger Schul-
zweig ein. Gleichzeitig müsse die Durch-
lässigkeit zwischen allen Schultypen ge-
währleistet sein. Alle Kinder müssten un-
abhängig von Herkunft, Einkommen und
Bildungsstand der Eltern „die beste verfüg-
bare Bildung und Ausbildung erhalten“.
Dieser Forderung schließen sich alle Par-
tien ausdrücklich an.
Die SPD fordert dezidiert ein Schulmoder-
nisierungsprogramm des Bundes, zur Sa-
nierung und zum barrierefreien Umbau
von Schulgebäuden und zur Ausstattung
mit moderner digitaler Technik. Zudem
wollen die Sozialdemokraten gemeinsam
mit den Ländern das Angebot an Ganztags-
angeboten und die Schulsozialarbeit flä-
chendeckend ausbauen.
Die Linke will das mehrgliedrige Schulsys-
tem in Deutschland komplett abschaffen
und eine Gemeinschaftsschule für alle Kin-

der etablieren. Sie setzt ebenso für den
Ausbau von Ganztagsschulen, den Ausbau
der Schulsozialarbeit und eine inklusive
Bildung für Kinder mit Behinderung ein.
Mit einem Bildungsrahmengesetz soll der
Bund zudem Vorgaben für Personal und
Ausstattung für alle Schulen erlassen. Im
Bereich der Hochschulpolitik fordert Die
Linke die Abschaffung aller Zugangs- und

Zulassungsbeschränkungen wie beispiels-
weise den Numerus Clausus.
Die Forderungen der Grünen ähneln de-
nen von SPD und Linken sehr stark. Auch
sie plädieren für die inklusive Bildung, den
Ausbau von Gesamt- und Gemeinschafts-
schulen sowie der Schulsozialarbeit. Im
Bereich der Hochschulpolitik plädieren sie
wie Sozialdemokraten und Linke für eine

Erhöhung der Bafög-Sätze und eine Über-
arbeitung des Wissenschaftszeitvertragsge-
setzes.
Die FDP setzt auf der einen Seite auf eine
deutlich größere Entscheidungshoheit der
Schulen bei Organisation, Budget, Profil
und Personal. Gleichzeitig will sie aber
auch deutschlandweite, einheitliche Bil-
dungsstandards mit einheitlichen Ab-
schlussprüfungen. Finanziert werden sol-
len die Schulen über sogenannte Bildungs-
gutscheine. Diese erhalten die Eltern für je-
des Kind und geben sie dann an die jewei-
lige Bildungseinrichtung weiter, die sie
dann beim Staat wieder einlösen kann.
Schulen in freier Trägerschaft sollen eben-
so finanziert werden wie staatliche Schu-
len. Die Inklusion von Kindern mit Behin-
derung an Regelschulen wird von der FDP
prinzipiell begrüßt. Allerdings müssten Re-
gelschulen dafür auch entsprechend ausge-
stattet sein. Die Abschaffung der Förder-
schulen sieht die FDP als Fehler an.
Gänzlich andere Vorstellungen als SPD,
Linke und Grüne hingegen vertritt die AfD.
Der Entwicklung zur „nivellierenden Ein-
heitsschule“ müsse „Einhalt geboten wer-
den“ und das mehrgliedrige Schulsystem
erhalten werden. So solle das Gymnasium
in erster Linie auf die Studierfähigkeit der
Schüler ausgerichtet sein, der Haupt- oder

Realschulabschluss zur Berufsausbildung
qualifizieren. Eine klare Absage erteilt die
AfD auch der Inklusion von Kindern mit
Behinderung oder besonderem Förderbe-
darf. Diese erhielten an Sonder- und För-
derschulen eine bessere Unterstützung. De-
zidiert spricht sich die AfD zudem gegen
Islamunterricht an deutschen Schulen aus.
In der Hochschulpolitik will die AfD den
Bologna-Prozess rückgängig machen und
die Studienabschlüsse Bachelor und Master
wieder durch die Diplom- und Magister-
studiengänge ablösen.

Berufsausbildung Den geringsten Dissens
zwischen den Partien gibt es beim Thema
Berufsausbildung. Alle Partien bekennen
sich ausdrücklich zum System der dualen
Ausbildung in Unternehmen und Berufs-
schulen. Alle Parteien sprechen sich dafür
aus, das duale System weiter auszubauen,
um Menschen mit einer qualifizierten Be-
rufsausbildung bessere Karrieremöglichkei-
ten zu ermöglichen. aw T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Schulpolitik ist vor allem Sache der Bundesländer. © picture-alliance/dpa



F
ür die CDU ist sozial, was Ar-
beit schafft. Sie lobt sich des-
halb dafür, dass es ihr gelungen
sei, die Arbeitslosigkeit in der
Regierungszeit Angela Merkels
zu halbieren. Die CSU schreibt,

der Sozialstaat werde falsch verstanden,
wenn er Leistung hemmt und ein „allum-
fassender Versorgungsanspruch mit Voll-
kaskomentalität“ abgeleitet wird. Die SPD
stellt fest, dass es zwar vielen Menschen gut
gehe, „aber sie spüren auch, dass es in un-
serer Gesellschaft nicht überall gerecht zu-
geht“, es sei deshalb „Zeit für einen starken
Sozialstaat“. Für Die Linke ist die „Welt aus
den Fugen“, denn der Reichtum wachse
täglich und komme nur wenigen zugute.
Die Grünen bedienen sich bei einem Ne-
na-Song und appellieren „Zukunft wird
aus Mut gemacht“. Die Partei verspricht,
den Wohlstand gerechter zu verteilen, weil
zu große Ungleichheit einer demokrati-
schen Gesellschaft schade. Die FDP singt
das Lied der Flexibilität und setzt auf das
Versprechen, „dass alle Bürgerinnen und
Bürger durch Weiterbildung beim digitalen
Wandel mithalten können“. Die AfD
warnt: Eine Auflösung des Nationalstaates
gefährde unweigerlich unsere sozialstaatli-
chen Errungenschaften.
Es wird also viel proklamiert – in allen
Wahlprogrammen. Gerade beim Thema
soziale Gerechtigkeit, die viele Menschen
als ein sehr wichtiges politisches Aufgaben-
gebiet betrachten. Die Rente war eines der
großen sozialpolitischen Themen der ver-
gangenen Legislaturperiode. Es wurden die

Rente mit 63, die Mütterrente, Verbesserun-
gen bei der Erwerbsminderung und die Fle-
xi-Rente eingeführt. Eine Zeit lang sah es
so aus, als würde der diesjährige Bundes-
tagswahlkampf ein Rentenwahlkampf wer-
den, weil zur Frage drohender Altersarmut
bisher aus Sicht vieler noch keine Lösun-
gen auf dem Tisch liegen. So ist es zwar
nicht gekommen. Dennoch spielt die Ren-
te angesichts eines verbreiteten Niedrig-
lohnsektors und einer älter werden Bevöl-
kerung eine große Rolle im Wahlkampf.
Ein Blick in die Wahlprogramme verrät al-
lerdings, dass es vor allem SPD, Linke, Grü-
ne und die FDP sind, die schon mit detail-
lierten Konzepten zur Zukunft der Alterssi-
cherung aufwarten.

Rentenkommission CDU und CSU ver-
weisen vor allem auf Erreichtes und kündi-
gen die Bildung einer Rentenkommission
an, die bis Ende 2019 Vorschläge erarbei-
ten soll, wie es mit der Rente ab 2030 wei-
tergehen soll. Bis dahin sei die Rentenversi-
cherung gut aufgestellt, resümieren beide
Parteien. Sie bekennen sich zum Drei-Säu-
len-Konzept, mit der gesetzlichen Rente als
zentralem Element und der zusätzlichen
privaten- und betrieblichen Vorsorge und
halten an der Rente mit 67 fest. Die CSU
fordert darüber hinaus eine Mütterrente II,
also die Anrechnung eines dritten Erzie-
hungsjahres für Kinder, die vor 1992 gebo-
ren wurden.

Doppelte Haltelinie Die SPD spricht sich
für eine „doppelte Haltelinie“ bei Beitrags-

satz und Rentenniveau aus: Sie möchte das
aktuelle Rentenniveau von 48 Prozent bis
mindestens 2030 garantieren, der Beitrags-
satz soll nicht über 22 Prozent steigen. Um
Altersarmut zu verhindern, schlägt die SPD
eine „Solidarrente“ für jene vor, die 35 Jah-
re lang Beiträge eingezahlt haben oder Er-
ziehungs- und Pflegezeiten angerechnet
bekommen, deren Rente aber dennoch un-
ter dem Grundsicherungsniveau liegt. Die
Solidarrente soll zehn Prozent über der
Grundsicherung liegen.

Rente ab 65 Die Linke fordert, die gesetz-
liche Rente müsse den Lebensstandard im
Alter sichern und will das Rentenniveau
wieder auf 53 Prozent anheben. Ihr Ziel ist

eine Erwerbstätigenversicherung, in die
auch Selbstständige, Beamte und Politiker
einzahlen. Um Altersarmut zu verhindern,
soll es außerdem eine „solidarische Min-
destrente“ von 1.050 Euro pro Monat ge-
ben, nach vorheriger Einkommens- und
Vermögensprüfung. Außerdem fordert Die
Linke als einzige Partei eine Rückkehr zur
Rente mit 65.

Neue Altersteilzeit Die Grünen möchten
ebenfalls, dass das Rentenniveau nicht wei-
ter sinkt und dadurch die gesetzliche Rente
stärken. Auf dem Weg zur Bürgerversiche-
rung sollen auch Selbstständige, Minijob-
ber und Abgeordnete in die gesetzliche
Rente einzahlen. Gleichzeitig strebt die

Partei eine steuerfinanzierte „Garantieren-
te“ an, die oberhalb der Grundsicherung
liegen soll. Sie bekennt sich zur Rente mit
67, will aber die Möglichkeiten verbessern,
früher in Rente gehen zu können. Deshalb
soll ab 60 Jahren eine Altersteilzeit durch
eine attraktive Teilrente gefördert werden.

Baukastenprinzip Die FDP schlägt bei der
Rente ein „Baukastenprinzip“ vor. Um
drastische Beitragssteigerungen bei der ge-
setzlichen Rente zu vermeiden, müsse das
Rentenniveau „angepasst“ werden, so die
Liberalen. Betriebsrente und private Vor-
sorge sollen attraktiver gemacht und
Selbstständige mit einer Basisabsicherung
besser abgesichert werden. Außerdem
spricht sich die FDP gegen eine starre Re-
gelaltersgrenze aus, vielmehr solle jeder ab
60 Jahren selbst entscheiden, wann er in
Rente geht, vorausgesetzt, er oder sie hat zu
diesem Zeitpunkt schon eine Rente erar-
beitet, die über der Grundsicherung liegt.
Wer früher in Rente geht, muss jedoch Ab-
schläge in Kauf nehmen.

Steuerzuschuss für Betriebsrenten Die
AfD setzt ebenfalls auf ein Drei-Säulen-
Modell aus gesetzlicher, betrieblicher und
privater Vorsorge und möchte die gesetzli-
che Rente zumindest zeitweise stärker aus
Steuermitteln mitfinanzieren, um die Bei-
tragsentwicklung in Grenzen zu halten. Be-
triebrenten und private Vorsorge sollen
stärker steuerlich gefördert werden. Jeder
soll nach 45 Beitragsjahren abschlagsfrei in
Rente gehen können.

Mindestlohn Die Parteien wissen, dass zu
niedrige Löhne der Hauptgrund für Alters-
armut sind. Deshalb betonen sie durch-
weg, prekäre Beschäftigungsverhältnisse
abzulehen und bekennen sich zum Min-
destlohn. Bei einigen hängt jedoch ein
„Aber“ hinter diesem Bekenntnis, das für
die Verfechter des Mindestlohns durchaus
nach einer Aufweichung desselben klingt.
So betonen CDU und CSU und FDP, dass
beim Mindestlohn bürokratische Hürden
abgebaut werden müssten, zum Beispiel
die minutengenaue Dokumentations-
pflicht der Arbeitszeiten. Für Die Linke ist
dies jedoch essentiell, um den Mindest-
lohn nicht auszuhöhlen. Sie strebt eine Er-
höhung von jetzt 8,84 Euro auf zwölf Euro
pro Stunde an, da man nur so eine Rente
oberhalb der Grundsicherung erarbeiten
könne.

Leiharbeit Differenzen gibt es auch bei
der Haltung zu Leiharbeit, befristeter Be-
schäftigung und Minijobs. CDU, CSU und
FDP betonen, die Arbeitgeber bräuchten
die Flexibilität solcher Beschäftigungsver-
hältnisse. Die Linke würde Leiharbeit am
liebsten ganz abschaffen, fordert aber zu-
nächst, wie SPD und Grüne, die gleiche Be-
zahlung für Leiharbeiter wie für Stammbe-
legschaften ab dem ersten Arbeitstag. Einig
sind sich die drei Parteien auch darin, die
sachgrundlose Befristung abschaffen zu
wollen. Linke und Grüne wollen zudem
Minijobs abschaffen beziehungsweise in
sozialversicherungspflichtige Jobs umwan-
deln. Claudia Heine T

Ist sozial, was Arbeit schafft? Die Union sieht das so. Die Linke dagegen kritisiert, dass es noch zu viele Möglichkeiten für Lohndumping gebe. © picture-alliance/Maurizio Gambarini/dpa

Was ist
»fair«?
ARBEIT UND SOZIALES Die einen
schlagen eine Kommission zur Zukunft
der Rente vor, andere haben schon
fertige Konzepte gegen Altersarmut
in der Tasche. Und alle wollen gerechte
Löhne.
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> STICHWORT
Weiterbildung und Zuwanderung

> Langzeitarbeitslose Alle Parteien sprechen sich dafür aus,
Langzeitarbeitslosigkeit durch Qualifizierung und verstärkte
Vermittlungsbemühungen zu reduzieren. Die SPD will ein
Recht auf Weiterbildung nach drei Monaten Arbeitslosigkeit.

> Zuwanderung Die Union möchte ein „Fachkräfte-Zuwande-
rungsgesetz“, die SPD ein Punktesystem im Rahmen eines Ein-
wanderungsgesetzes. Die Grünen schlagen ein Aufenthalts-
recht zur Arbeitssuche vor. Die AfD möchte die Zuwanderung
qualifizierter Arbeitskräfte zulassen, allerdings solle zunächst
die Abwanderung deutscher Arbeitskräfte ins Ausland reduziert
werden. Die FDP setzt auf eine Reform der Blue Card und auf
ein Punktesystem. ©
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Justieren an einem komplexen System
GESUNDHEIT Finanzfragen und die Pflegeversorgung spielen in den Wahlprogrammen der Parteien eine wichtige Rolle

In der Gesundheitspolitik gibt es im Bun-
destag bisweilen eine gefühlte Koalition
von SPD, Linken und Grünen. Diese Par-
teien setzen sich für einen Systemwechsel
ein und werben für die Bürgerversiche-
rung, also eine Abkehr vom dualen System
aus Privater und Gesetzlicher Krankenversi-
cherung (PKV/GKV). Die Forderung spielt
in den Wahlprogrammen eine wichtige
Rolle. Zugleich soll es eine einheitliche Ge-
bührenordnung für Ärzte geben.
Im SPD-Wahlprogramm heißt es, eine
Zwei-Klassen-Medizin solle es nicht mehr
geben. In die Bürgerversicherung sollten al-
le einzahlen, also auch Beamte, die heute
vielfach privat versichert sind. Bisher privat
Versicherte dürfen wählen, ob sie in die
GKV wechseln möchten. Zugleich sollen
Arbeitgeber und Arbeitnehmer wieder zu
gleichen Teilen (Parität) an der Finanzie-
rung der Beiträge beteiligt werden. Damit
würde der Zusatzbeitrag zulasten der Versi-
cherten entfallen. Für Selbstständige mit
geringem Einkommen sollen außerdem

günstigere Tarife angeboten werden, chro-
nisch Kranke sollen von Zuzahlungen ent-
lastet werden.
Die Linke setzt auf eine „solidarische Ge-
sundheitsversicherung“, in die auch Beam-
te, Selbstständige und Abgeordnete einzah-
len und spricht im Wahlprogramm explizit
von der Abschaffung der privaten Kranken-
vollversicherung. Leistungen sollen ohne
Zuzahlungen gewährt werden. Dafür will
die Linke zur Finanzierung auch Kapital-
einkommen heranziehen und die Beitrags-
bemessungsgrenze kippen. Je höher das
Einkommen, desto höher der Beitrag.
Kernforderungen der Grünen decken sich
mit denen von SPD und Linken. Nach An-
sicht der Grünen würde das Gesundheits-
system mit der Bürgerversicherung „stabil,
zukunftsfest und fair finanziert“.
Die Union lehnt die Bürgerversicherung
hingegen strikt ab. Das Gesundheitswesen
habe sich mit gesetzlichen und privaten
Krankenversicherungen bewährt. Auch die
FDP erteilt einer „staatlichen Zwangskasse“
eine Absage und setzt stattdessen auf mehr
Wettbewerb zwischen den Kassen. Ferner
soll es „Rückwege aus der PKV in die GKV“
geben. Die AfD hält sich im Systemstreit
bedeckt, befürwortet aber die Rückkehr zur
paritätischen Finanzierung und beklagt,
dass die Gesundheitskosten „für Migran-

ten, Flüchtlinge und Asylbewerber aus dem
Ruder laufen“.
Weitere Gesundheitsthemen in den Wahl-
programmen der Parteien sind die Pflege,
die Krankenhaus- und Arzneimittelfinan-
zierung, die hohen Versicherungsbeiträge
der Hebammen sowie die digitale Vernet-
zung. Die Union will eine „konzertierte
Aktion Pflege“ mit mehr Reha-Angeboten
ins Leben rufen sowie Kinder pflegebedürf-
tiger Eltern bei den Unterhaltskosten ent-
lasten. Die FDP möchte vor allem die Pfle-
ge-Bürokratie auch mit Hilfe von IT-Syste-
men zurückdrängen. Die AfD will dem
„Pflegenotstand“ mit einem „verbindli-
chen, länderübergreifenden Mindestperso-
nalschlüssel“ entgegenwirken und stellt da-
bei die Abrechnung nach Fallpauschalen in
Kliniken (DRG) infrage.
Auch SPD, Linke und Grüne halten mehr
und besser bezahltes Pflegepersonal für
nötig. Die SPD plädiert für verbindliche
Personalstandards in Kliniken und will ein
Sofortprogramm für mehr Personal in der
Altenpflege auflegen.
Die Grünen setzen auf den Ausbau von
ambulanten Wohn- und Pflegeformen und
wollen einen Rechtsanspruch auf eine un-
abhängige Pflegeberatung durch Fallmana-
ger einführen. Sie schlagen ferner eine
dreimonatige „Pflegezeit Plus“ sowie jähr-

lich zehn Tage für akute Notsituationen
vor. Pflegende sollen dabei eine Lohner-
satzleistung erhalten.
Die Linke will eine Pflegevollversicherung
einführen anstelle der Teilabsicherung, den
Pflegevorsorgefonds auflösen und in einen
Pflegepersonalfonds umwandeln sowie
mehr Personal zu besseren Löhnen gewin-
nen.
SPD und Linke fordern auch eine effektive
Begrenzung der Arzneimittelpreise. Die
Linke will Preise für neue Medikamente
schon ab der Zulassung deckeln und den
Einfluss der Pharmakonzerne insgesamt
„zurückdrängen“. Bei der SPD heißt es,
Arzneimittelpreise müssten „ethisch ver-
tretbar“ sein. Die Grünen wollen die Zu-
zahlungen für Medikamente abschaffen.
Die Union setzt auf den Ausbau der medi-
zinischen Forschung, um Krebs, Diabetes
oder Demenz sowie seltene Erkrankungen
heilen und neue Antibiotika entwickeln zu
können. Außerdem will die Union den
Versandhandel mit verschreibungspflichti-
gen Arzneimitteln verbieten, um Apothe-
ken gegen ausländische Billigkonkurrenz
zu schützen. Die FDP lehnt ein solches
Pauschalverbot ab, will aber die Apothe-
ken gezielt stärken. Die Liberalen befür-
worten außerdem eine „kontrollierte Frei-
gabe von Cannabis“. Claus Peter Kosfeld T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper



Nachhaltigkeit gefordert
LANDWIRTSCHAFT Unterschiede bei der Gentechnik

Mehr Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft
wünschen sich alle zur Wahl stehenden
größeren Parteien. Das soll nach dem Wil-
len der Christdemokraten den Landwirten
marktorientiert gelingen mit Unterstüt-
zung durch die gemeinsame EU-Agrarpoli-
tik (GAP). Die Auszahlung von Fördermit-
teln müsse demnach direkt erfolgen, ohne
durch zu viele Auflagen geschmälert zu
werden. Einen ähnlichen Standpunkt ver-
treten die Liberalen. Die Bauern sollen ihr
Einkommen am Markt erwirtschaften und
von Subventionen unabhängig werden.
Die CSU fokussiert sich indes auf die bäu-
erliche Landwirtschaft. Breit gestreutes Ei-
gentum und GAP-Mittel sollen die Exis-
tenz sichern, der bürokratische Aufwand
dafür reduziert werden.
Die SPD befürwortet die ökologische
Landwirtschaft, setzt aber auf die konven-
tionellen und ökologischen Betriebe glei-
chermaßen. Weil die Agrarwirtschaft hohe
Subventionen erhalte, soll öffentliches
Geld nur für öffentliche Leistungen ausge-
geben werden. Fördermittel fließen dann
ausschließlich in die Entwicklung ländli-
cher Räume, statt direkt an die Betriebe.

Globalisierung Die Grünen verfolgen
ähnliche Ziele durch Bevorzugung des öko-
logischen Landbaus. Nach Abschaffung des
Systems der EU-Subventionen sollen För-
derungen nur noch an ökologische und so-
ziale Leistungen geknüpft werden. Die Lin-
ke fordert Ähnliches, will aber die Prämien
nicht an der Flächengröße, sondern an der
Anzahl sozialversicherungspflichtiger Ar-
beitskräfte fest machen. Die AfD möchte
Familienbetriebe und Genossenschaften
fördern. Die Globalisierung wird als Ursa-
che von Preisdumping zulasten von Um-
welt, Mensch und Tier kritisiert.
Die Forderung nach Verbesserungen in der
Tierhaltung ist ebenfalls allen Program-
men gemein. Die SPD will ein staatliches

Tierschutzlabel und die Einführung des
Verbandsklagerechts für Tierschutzorgani-
sationen. Für alle Nutztiere muss es nach
Meinung der Grünen verbindliche Hal-
tungsvorschriften geben. Ställe sollen an
die Bedürfnisse der Tiere angepasst wer-
den. Für die FDP bedeutet Tierschutz, dass
die Landwirtschaft innovativ und wirt-
schaftlich leistungsfähig sein muss, um
den steigenden Ansprüchen gerecht zu
werden. Die Linke setzt bei der Besatzdich-
te an und fordert Bestandsobergrenzen.
CDU und CSU sehen besseren Schutz ge-
währleistet, wenn durch ein staatliches
Tierwohllabel die Marktchancen für gut
wirtschaftende Betriebe verbessert werden.
Dadurch würde sich ein praxistauglicher
Tierschutz durchsetzen. Die AfD fordert
die würdevolle Behandlung aller Tiere. In
diesem Zusammenhang stellt die Partei die
Schlachtung durch Schächten als tierquäle-
risch heraus und lehnt den Handel und die
Einfuhr geschächteten Fleisches ab.
Beim Thema Gentechnik spricht sich die
CDU nicht explizit dagegen aus. Die FDP
will kein Anwendungsverbot, aber alle ent-
sprechenden Produkte sollen gekennzeich-
net werden. Die AfD setzt sich hingegen
ausschließlich für gentechnikfreie Lebens-
mittel ein. Die Gentechnik soll jedoch in
Forschung und Wissenschaft erlaubt blei-
ben. Die CSU lehnt das Klonen von Tieren
und den Anbau von Genpflanzen ab.
Ebenso die SPD, die keine gentechnisch
veränderten Organismen und Patente auf
Leben will. Auch die Grünen sind strikt da-
gegen. Auch Die Linke will den Anbau und
den Handel verbieten. Jan Eisel T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Einkommensteuer auf Talfahrt
FINANZEN Parteien wollen Entlastungen der Geringverdiener. SPD, Grüne und Linke für Abschaffung der Abgeltungsteuer

B
ei der Fiskal-Tour durch die
Wahlprogramme geht es
überwiegend talwärts für das
Gros der Steuerzahler. Teils
steile Bergfahrten sind, wenn
überhaupt, allein den Reichen

im Lande zugedacht. Größere Gerechtig-
keit im Steuersystem haben sich alle Partei-
en auf die Fahne geschrieben.
„Wir wollen keine Steuererhöhungen“, lau-
tet eine zentrale Aussage von CDU und
CSU. Sie möchten den Solidaritätszuschlag
„für alle ab dem Jahr 2020 schrittweise
schnellstmöglich abschaffen“. Der Einkom-
mensteuertarif soll insgesamt gerechter
ausgestaltet und der sogenannte Mittel-
standsbauch verringert werden. Der Spit-
zensteuersatz greift nach den Vorstellungen
der Union künftig erst ab einem steuer-
pflichtigen Jahreseinkommen von 60.000
Euro. Das Kindergeld soll um 25 Euro je
Kind erhöht werden – bei
entsprechender Anpassung
des Kinderfreibetrags.
Die pauschale Abgeltung-
steuer will die Union
durch eine „individuelle
Besteuerung“ ersetzen –
„wenn international ein
funktionierender Informa-
tionsaustausch der Finanz-
behörden besteht“. Bei der
Erbschaftsteuer wird „jede
Verschlechterung“ abge-
lehnt. Und: „Die Wieder-
einführung der Vermögen-
steuer schließen wir aus.“

Gegen Steuerbetrug Die Union ver-
spricht, gemeinsam mit den Ländern ver-
bindliche Standards zu erarbeiten, um
„künftig Steuerbetrug noch wirksamer zu
bekämpfen“. Die Bearbeitung und Abgabe
von Steuererklärungen müsse vereinfacht
werden: „Jedem Steuerzahler sollen vo-
rausgefüllte elektronische Formulare zur
Verfügung stehen, in denen wesentliche
Angaben zu Einkünften, Zahl der Kinder
und Höhe der Sozialabgaben bereits be-
rücksichtigt sind.“
Die SPD hebt auf den gültigen Spitzensteu-
ersatz von 42 Prozent ab, der ab 54.000
Euro (Single) einsetzt. Künftig sollen erst
bei einem Einkommen ab 60.000 Euro
diese 42 Prozent fällig werden. Wobei ab
76.200 (Ehepaare 152.400) Euro ein neuer
Spitzensteuersatz von 45 Prozent in Aus-
sicht genommen wird. Die Reichensteuer
von drei Prozent auf den Spitzensteuersatz
möchte die SPD ab einem Einkommen
von 250.000 Euro (Ledige) erheben. Der
Solidaritätszuschlag soll ab 2020 entfallen,
wenn ein Einkommen von 52.000/
104.000 Euro nicht überschritten wird.

Die pauschale Abgeltungsteuer soll abge-
schafft werden: „Wir wollen Einkommen
aus Arbeit und Kapital wieder gleich be-
steuern.“ Die SPD peilt eine Erbschaftsteu-
erreform mit weniger Ausnahmen an. Die
steuerliche Absetzbarkeit von Managerge-
hältern soll auf 500.000 Euro begrenzt
werden. Die Partei verspricht: „Besondere
Privilegien für einzelne Interessengruppen
wollen wir zurücknehmen und auch ande-
re steuerliche Subventionen überprüfen.“
Ein Schwerpunkt der SPD ist der „gerechte-
re Steuervollzug – von der Steuererhebung
bis zur Steuerprüfung“. Sämtliche aus einer
Straftat erlangten Vermögenswerte und alle
rechtswidrigen Gewinne sollen „konse-
quent eingezogen“ werden. Zu den Maß-
nahmen zählt ausdrücklich auch, den
Steuerbetrug mit Hilfe von manipulierten
Registrierkassen zu unterbinden.
Die Linke möchte, dass alle Einkommen

unterhalb von 12.600 Euro
im Jahr steuerfrei bleiben.
Ab 70.000 Euro soll der
Steuersatz auf 53 Prozent
klettern. Vorgesehen sind
zwei Stufen einer Reichen-
steuer: 60 Prozent ab der
aktuellen Grenze von
260.533 Euro und 75 Pro-
zent oberhalb von einer
Million Euro. Kapitalerträge
sollen so besteuert werden
wie alle Einkommen, die
Abgeltungssteuer von der-
zeit 25 Prozent mithin ab-

geschafft werden. Das Ehegattensplitting
soll durch „familienfreundliche Steuermo-
delle“ ersetzt werden.
Die Linke setzt sich für eine Vermögensteu-
er ab einer Million Euro in Höhe von fünf
Prozent ein. Die erste Million soll davon
freigestellt sein. Betriebsnotwendiges Ver-
mögen könne bis fünf Millionen Euro frei-
gestellt werden. Bei der Erbschaftsteuer will
sie „dafür sorgen, dass Steuerschlupflöcher
geschlossen“ werden, und sich für eine An-
hebung bei hohen Erbschaften einsetzen.
Die Körperschaftsteuer soll wieder auf 25
Prozent erhöht werden. Ermäßigte Sätze
bei der Umsatzsteuer werden für „arbeits-
intensives Handwerk“ und Produkte für
Kinder sowie Arzneimittel angestrebt.
Die Linke möchte eine Bundesfinanzpoli-
zei aufbauen, um Steuerhinterziehung,
Geldwäsche und Subventionsbetrug wirk-
samer zu bekämpfen. Die Gewerbesteuer
soll zu einer „Gemeindewirtschaftssteuer“
ausgeweitet werden, in die auch „gutver-
dienende Selbstständige und Freiberufler
einbezogen“ werden.
Bündnis 90/Die Grünen machen sich stark
für eine Entlastung von kleineren und
mittleren Einkommen durch eine Anhe-

bung des Grundfreibetrags. Zur Gegenfi-
nanzierung soll der Spitzensteuersatz ober-
halb von 100.000 Euro Jahreseinkommen
(Single) erhöht werden. Bei der Manager-
vergütung sollen Unternehmen maximal
500.000 Euro im Jahr steuerlich geltend
machen können.

Steuer für Superreiche Überdies setzen
sich die Grünen ein für eine „verfassungs-
feste, ergiebige und umsetzbare Vermögen-
steuer für Superreiche“. Dabei legten sie
„selbstverständlich besonderen Wert auf
den Erhalt von Arbeitsplätzen und die In-
novationskraft von Unternehmen“. Die Ab
geltungsteuer für Kapitalerträge soll abge-

schafft werden. Sollte die Erbschaftsteuer
„abermals vor dem Bundesverfassungsge-
richt scheitern“, wollen die Grünen „ein
einfaches und gerechtes Erbschaftsteuer-
modell entwickeln, das mit dem Grundge-
setz übereinstimmt“. Das Ehegattensplit-
ting soll durch eine gezielte Förderung von
Familien mit Kindern ersetzt werden. Die
steuerlichen Kinderfreibeträge möchten die
Grünen in einer Kindergrundsicherung für
alle Kinder zusammenfassen. Das Pro-
gramm sieht die Abschaffung der Kapital-
ertragsteuer vor – stattdessen soll der per-
sönliche Steuersatz gelten.
Die FDP stellt heraus, dass ein Durch-
schnittsverdiener „nicht fast schon den

höchsten Steuersatz“ zahlen dürfe. Dazu
will sie den „Mittelstandsbauch“ abflachen.
Der Staat dürfe „nicht länger von heimli-
chen Steuererhöhungen“ profitieren. Die Li-
beralen möchten eine „Belastungsgrenze für
die direkten Steuern und Sozialabgaben“
im Grundgesetz festgeschrieben sehen. Die
Gesamtbelastungsgrenze solle 50 Prozent
nicht überschreiten.
Nach Auslaufen des Solidarpakts 2019 sei
die Erhebung des Solidaritätszuschlags
„nicht mehr zu rechtfertigen“. Die FDP
lehnt „eine Wiedereinführung der Vermö-
gensteuer und eine weitere Verschärfung
der Erbschaftsteuer ab“. Die AfD fordert
die Absenkung der „allgemeinen Mehr-

wertsteuer“ um sieben Prozentpunkte und
einen Stufentarif bei der Einkommensteu-
er mit Entlastung von Gering- und Durch-
schnittsverdienern. Ins Grundgesetz soll
eine „allgemeine Abgabenbremse “ aufge-
nommen werden.
Der Grundfreibetrag soll nach Vorstellun-
gen der AfD auf das pfändungsfreie Ein-
kommen angehoben werden. Das Ehegat-
tensplitting soll durch ein „sozial gerech-
tes Familiensplitting ergänzt“ werden. Die
Alternative für Deutschland spricht sich
auch „für eine Abschaffung der Erbschaft-
steuer als Substanzsteuer und zudem ge-
gen die Reaktivierung der Vermögensteu-
er“ aus. Franz Ludwig Averdunk T

Mit der Einkommensteuerbelastung soll es abwärts gehen, jedenfalls für Klein-und Mittelverdiener. © picture-alliance/Lino Mirgeler/dpa/Collage: Stephan Roters

»Wir wollen
Einkommen
aus Arbeit

und Kapital
wieder gleich
besteuern.«
SPD-Wahlprogramm

Die Gigabit-Gesellschaft
INTERNET Breitbandausbau Topthema in den Programmen

Die Digitalisierung taucht an zahlreichen
Stellen in den Wahlprogrammen auf: Ob
Haushalte und Unternehmen, ob Bildung
oder Rathäuser – und immer auch der ab-
gehängte ländliche Raum. Massiver Ausbau
von Breitbandnetzen tut not. Da herrscht
Einigkeit. Konkrete Summen und verbind-
liche Fristen nennen nicht alle.
„Wir schaffen die Gigabit-Gesellschaft“,
haben sich CDU und CSU vorgenommen.
Überall und für alle sollen Daten in Echt-
zeit verfügbar sein. Bis 2025 wollen sie
„den flächendeckenden Ausbau von mo-
dernsten Glasfasernetzen“ verwirklicht ha-
ben. Zudem sollen Deutschland und
Europa „Leitmarkt für den neuen 5G-Mo-
bilfunk“ werden – als „Schlüsseltechnolo-
gie der digitalen Transformation“. Auch
dieses Vorhaben soll bis 2025 abgeschlos-
sen sein. Die notwendigen Frequenzen
würden rasch festgelegt und bereitgestellt.
Zur Umsetzung der Projekte soll im Kanz-
leramt die Position eines „Staatsministers
für Digitalpolitik“ geschaffen werden.

Digitale Spaltung „Breitband für alle“
nimmt sich die SPD vor – „auch, um die
digitale Spaltung zwischen Stadt und Land
zu überwinden“. Das Versprechen: „Wir
werden eine flächendeckende digitale In-
frastruktur auf hohem Niveau sicherstel-
len“. Mindestens 50 Megabit pro Sekunde
werden als „erster Zwischenschritt bis
2018“ ins Auge gefasst. Gigabitnetze seien
das Ziel: bis 2025 für mehr als 90 Prozent
aller Gebäude. Die Entwicklung des
5G-Standards bei der mobilen Datenüber-
tragung will die SPD weiter vorantreiben.
Es wird verlangt, dass alle öffentlichen Ein-
richtungen offene und kostenfreie WLAN-
Hotspots verfügbar machen.
„Wir schaffen Zugang zu schnellem Inter-
net überall“: Das hat sich Die Linke vorge-
nommen. Derzeit würden „die Chancen
der Digitalisierung durch die Konzerninte-

ressen blockiert“. Um flächendeckende
Breitbandinfrastruktur auszubauen, seien
Investitionen in Milliardenhöhe notwen-
dig – und zwar „direkt durch öffentliche
Träger“. Die digitale Infrastruktur müsse
„für alle zugänglich sein und demokratisch
gestaltet werden“. Daher müsse sie „am Ge-
meinwohl und nicht am Profit ausgerich-
tet“ sein. Die gesamten Telekommunikati-
onsnetze sollen öffentliches Eigentum wer-
den. Das solle dazu beitragen, die Netz-
neutralität zu sichern.
Bündnis 90/Die Grünen wollen zehn Mil-
liarden Euro in den Breitbandausbau ste-
cken. Bis 2021 sollen 75 Prozent aller
Haushalte mit Glasfaseranschlüssen ver-
sorgt sein. Um dies zu finanzieren, soll der
Bund seine Telekom-Anteile veräußern.
Die Grünen versprechen, offene und
rechtssichere WLAN-Anschlüsse zu schaf-
fen und setzen sich für eine bessere Förde-
rung der Freifunk-Bewegung ein. Verbrau-
cher sollen mit den Geschwindigkeiten
surfen können, die in der Werbung ver-
sprochen wurden. Ansonsten drohten
Sanktionen.
Die FDP macht sich dafür stark, dass der
Bund seine Aktien-Beteiligungen an der Te-
lekom und der Post „vollständig verkauft“.
Mit den Erlösen aus der Privatisierung lie-
ße sich nach Ansicht der Partei „die not-
wendige Infrastruktur für die Gigabit-Ge-
sellschaft stärken“. Der Erlös aus dem Ver-
kauf der Beteiligungen solle „vollständig in
den Ausbau des Glasfasernetzes“ investiert
werden.
Die AfD dringt darauf, dass innerhalb von
zwei Jahren die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen werden, um allen Haushalten so-
wie kleinen und mittleren Betrieben die
Möglichkeit zu geben, an schnelle Breit-
bandnetze angeschlossen zu werden. Das
gelte „unabhängig davon, ob diese sich in
urbanen Räumen oder in ländlichen Re-
gionen befinden“. fla T
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Konträre Konzepte
KLIMA AfD und FDP lehnen Klimaschutzplan 2050 ab

Die Energiewende soll fortgeführt werden.
In dieser Forderung sind sich CDU/CSU,
SPD, Linke und Grüne laut ihren Wahlpro-
grammen einig. Bei den Unionsparteien
heißt es dazu: Mit der Einleitung der Ener-
giewende und dem Ausbau der erneuerba-
ren Energien habe Deutschland Alternati-
ven zu den fossilen Energien aufgezeigt.
„Unser Beispiel wird jedoch nur Schule
machen, wenn die Energiewende gelingt
und die Wettbewerbsfähigkeit unserer
Wirtschaft erhalten bleibt“, betonen CDU
und CSU. Deshalb müsse die Energiewen-
de marktwirtschaftlich organisiert werden.

Bürger beteiligen Die SPD benennt drei
gleichrangige Ziele der Energiewende.
„Energie muss umweltfreundlich und be-
zahlbar sein. Gleichzeitig muss die verläss-
liche Versorgung gesichert bleiben“, heißt
es im Wahlprogramm. Gelingen kann die
Energiewende aus Sicht der Sozialdemo-
kraten nur, „wenn auf dem Weg dorthin
konventionelle Energieträger den Ausbau
der erneuerbaren Energien ergänzen“.
Nach Meinung der Linkspartei kann die
Energiewende nur erfolgreich sein, „wenn
sie sozial gerecht und durch die Bürger
selbst gestaltet ist“. Geplant ist, die Strom-
steuer für private Verbraucher zu senken
und die Rabatte bei der EEG-Umlage für
energieintensive Industrien abzuschaffen.
Den Weg der Energiewende entschlossen
weiterzugehen, fordern die Grünen. Zur
solidarischen Finanzierung der Energie-
wende braucht es aus Sicht der Partei eine
verursachergerechte und regional faire Ver-
teilung der Kosten des Stromnetzes.
Die FDP plädiert für einen Neustart bei der
Energiewende. Bislang sei das Wünschens-
werte ohne Rücksicht auf das Machbare
verfolgt worden. Die Liberalen fordern:
„Auch für die erneuerbaren Energieträger
müssen in Zukunft die Regeln des Marktes
mit allen Chancen und Risiken gelten.“

Für die ersatzlose Streichung des Erneuer-
bare Energien Gesetzes (EEG) spricht sich
die AfD aus. Als einzige der wahrscheinlich
künftig im Bundestag vertretenen Parteien
fordert sie eine Weiternutzung der Kern-
kraftwerke „entsprechend ihrer techni-
schen Nutzungsdauer“.
In Sachen Klimawandel fordert die AfD,
Deutschland müsse das Pariser Klimaab-
kommen kündigen und den Klimaschutz-
plan 2050 aufheben. Die FDP tritt „für ei-
ne vernünftige, international abgestimmte
Politik auf Basis des Klimaschutzabkom-
mens von Paris“ ein und lehnt „nationale
Alleingänge, wie den Klimaschutzplan
2050“ ab.
CDU und CSU wollen hingegen „an beste-
henden Energie- und Klimazielen festhal-
ten und sie Schritt für Schritt umsetzen“.
Dies gelte auch für den 2016 beschlosse-
nen Klimaschutzplan, heißt es im Wahl-
programm. „Dirigistische staatliche Ein-
griffe“ lehnen die Unionsparteien darin ab
und setzen stattdessen auf „marktwirt-
schaftliche Instrumente“.
Die SPD plant, in Übereinstimmung mit
dem Pariser Klimaschutzabkommen, den
Klimaschutzplan 2050 weiterzuentwickeln.
Die Partei setzt auf „Technologieneutralität
und Innovationsoffenheit“ sowie auf die
„Überprüfung umweltschädlicher und
wettbewerbsverzerrender Subventionen“.
Für einen zügigen und sozial abgefederten
Ausstieg aus der Kohleverstromung plä-
diert die Linkspartei. Das im Wahlpro-
gramm enthaltene „Nationale Kohleaus-
stiegsgesetz“ sieht vor, den schrittweisen
Kohleausstieg 2018 zu beginnen und spä-
testens 2035 den letzten Kohlemeiler vom
Netz zu nehmen. Die Grünen kündigen
an, unverzüglich die 20 dreckigsten Kohle-
kraftwerke vom Netz zu nehmen und den
CO2-Ausstoß der verbleibenden Kohle-
kraftwerke analog den Klimazielen zu de-
ckeln. Götz Hausding T
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Auf unterschiedlichen Wegen
VERKEHR Alle Parteien sehen Investitionsbedarf in die Verkehrsinfrastruktur. Umstritten bleibt die Schwerpunktsetzung

I
nvestitionen in die Verkehrsinfra-
struktur planen alle in der nächsten
Legislaturperiode vermutlich im
Bundestag vertretenen Parteien. Die
vorliegenden Wahlprogramme zei-
gen dennoch erhebliche Unterschie-

de in der Ausrichtung der künftigen Ver-
kehrspolitik auf. Einig sind sich fünf Par-
teien in der Ablehnung der Pkw-Maut. Im
Programm der Unionsparteien findet sich
dazu keine Aussage. Kontrovers beurteilt
hingegen werden Tempolimits. Auch beim
Umgang mit der Dieseltechnologie gibt es
unterschiedliche Ansätze.
Trotz aller Skandale um Be-
trug bei den Abgasmessun-
gen und trotz anstehender
Fahrverbote: CDU und
CSU sehen keinen Grund,
sich zeitnah vom Dieselan-
trieb zu verabschieden. „Bis
sich die Elektromobilität
endgültig durchgesetzt hat,
bleiben moderne Diesel-
fahrzeuge aufgrund ihres
geringen Kohlendioxid-
Ausstoßes eine wichtige
Option“, heißt es im Wahl-
programm. „Generelle Fahrverbote für be-
stimmte Fahrzeugtypen lehnen wir ab“,
schreiben die Unionsparteien.
Linken und Grünen ist die Privilegierung
von Dieselkraftstoff ein Dorn im Auge.
„Die staatliche Subvention von Dieseltreib-
stoff, Flugbenzin und Biokraftstoff wollen
wir abschaffen“, kündigt Die Linke an.
Aus Sicht der Grünen werden „Milliarden
Euro derzeit in Subventionen für Diesel,
Dienstwagen und Flugverkehr oder für
überflüssige Straßen und Flugplätze ver-
schwendet“. Das sei „ökologisch enorm
schädlich“. Im Wahlprogramm heißt es da-
her: „Ab 2030 sollen nur noch abgasfreie
Autos zugelassen werden.“
Das wiederum lehnt die AfD laut ihrem
Wahlprogramm ab – ebenso wie das Steu-
erprivileg. Man sei gegen eine „ideologisch
geleitete Verkehrspolitik“, die bestimmte
Verkehrsmittel bevorzuge oder diskriminie-
re. Im Wahlprogramm von SPD und FDP
finden sich keine Aussagen zur Zukunft
des Diesels.
Den Öffentlichen Personennahverkehr
(ÖPNV) thematisiert wiederum die AfD
nicht. Die Sozialdemokraten kündigen
hingegen an, diesen „noch attraktiver“ ma-

chen zu wollen. „Für den Erhalt und den
Ausbau unserer kommunalen Straßen und
für den Erhalt, den Ausbau und die barrie-
refreie Modernisierung des ÖPNV werden
wir die Finanzhilfen des Bundes weiter zur
Verfügung stellen und an den steigenden
Bedarf anpassen“, heißt es im Wahlpro-
gramm. Mehr Geld vom Bund fordert auch
die FDP. „Der Bund muss deutlich mehr
Mittel für Verkehrswege bereitstellen. Und
das nicht nur für Bundesautobahnen oder
-fernstraßen, sondern auch für den schie-
nengebundenen ÖPNV“, schreiben die Li-

beralen. Ein Sozialticket für
den ÖPNV planen die Lin-
ken – Kinder und Jugendli-
che sollen ihren Vorstellun-
gen nach kostenfrei unter-
wegs sein. „Perspektivisch
wollen wir einen entgelt-
freien öffentlichen Nahver-
kehr für alle“, heißt es im
Wahlprogramm. Der
ÖPNV müsse flächende-
ckend und barrierefrei aus-
gebaut werden, lautet eine
weitere Forderung der
Linkspartei. Bei den Uni-

onsparteien heißt es hingegen, individuelle
Mobilität müsse genauso verfügbar sein
wie die Nutzung des ÖPNV oder der Bahn.
CDU und CSU sehen Deutschland in Sa-
chen Ausbau der Verkehrsinfrastruktur gut
aufgestellt. Die Investitionen in die Infra-
struktur seien während der ablaufenden
Legislaturperiode um 40 Prozent auf Re-
kordniveau gesteigert worden, heißt es im
Wahlprogramm. „Diese hohen Mittel für
Infrastruktur wollen wir mindestens verste-

tigen“, schreiben die Parteien. Der neue
Bundesverkehrswegeplan biete eine hervor-
ragende Grundlage für die weiteren Maß-
nahmen.
Gerade letzteres sehen Linke und Grüne
anders. „Wir lehnen den Bundesverkehrs-
wegeplan 2030 in seiner derzeitigen Form
ab“, macht die Linkspartei deutlich. „Statt-
dessen wollen wir einen Verkehrswegeplan,
mit dem die sozial-ökologische Mobilitäts-
wende vollzogen wird und bei dem der
schienengebundene Personen- und Güter-
verkehr im Mittelpunkt steht“, heißt es im
Wahlprogramm.

Verkehrswende Mit einem Bundesnetz-
plan anstelle des „straßenlastigen Bundes-
verkehrswegeplans“ wollen die Grünen
„das derzeitige Chaos in der Verkehrspla-
nung beenden“. Mit dem „Zukunftspro-
gramm Nahverkehr“ solle das Angebot
und die Qualität des Nahverkehrs vor Ort
mit jährlich einer Milliarde Euro verbessert
werden, schreibt die Partei.
Im Wahlprogramm der SPD kommt der
Begriff Bundesverkehrswegeplan nicht vor.
Stattdessen heißt es: „Deutschland braucht
eine Verkehrswende.“ Straße, Schiene, Was-
serstraße und Luftverkehr dürften nicht
isoliert betrachtet werden. Das Auto soll
nach den Vorstellungen der Sozialdemo-
kraten seine wichtige Rolle für die indivi-
duelle Mobilität behalten, allerdings müs-
se es zu einem emissionsfreien Verkehrs-
mittel weiterentwickelt werden. „Wir wol-
len die Elektromobilität sowohl aus klima-
als auch aus industriepolitischen Gründen
voranbringen“, schreibt die SPD.
Das wollen auch CDU und CSU. Vor allem
in den Städten müsse die Elektromobilität
deutlich ausgebaut werden, heißt es im
Wahlprogramm. Ziel sei es, die Umrüstung
der Fuhrparks von Behörden, Handwerks-
betrieben und Taxiunternehmen, von Bus-
sen und Bahnen energisch voranzutreiben
und zu fördern.
Subventionen für die Elektromobilität
lehnt die AfD ab. „Die Elektromobilität
muss sich – wie jede Technik – auf markt-
wirtschaftlicher Basis entwickeln“, heißt es
im Wahlprogramm.

Keine Kaufprämie Für Die Linke ist es der
richtige Weg, Elektromobilität im öffentli-
chen Verkehr zu fördern. Eine Kaufprämie
für Elektroautos stößt bei der Partei auf
Ablehnung. „Die weitaus beste und sinn-
vollste Form von Elektromobilität ist und
bleibt der Schienenverkehr“, schreibt die
Partei.
Die Grünen wollen Elektromobilität för-
dern „und zwar auf allen Ebenen, sei es
beim Auto, der Ladeinfrastruktur, bei Bus-

sen, Bahnen oder Lastenrädern“. Grund-
sätzlich gehe es aber nicht darum, „den
Verbrennungsmotor einfach durch den
Elektromotor abzulösen, sondern auch da-
rum, auf innovative Formen der Mobilität
wie Carsharing umzusteigen, ÖPNV sowie
Fuß- und Radverkehr zu fördern und so
den Bedarf an Autos zu reduzieren“.
Was die Finanzierung von Infrastrukturauf-
gaben angeht, so sind sich Linke, Grüne
und die AfD einig, dass dies mit Öffent-
lich-Privaten Partnerschaften (ÖPP) nicht
passieren soll. „Kein ÖPP bei Projekten der
öffentlichen Infrastruktur“, fordert die AfD.
„Verkehrsinfrastruktur als Daseinsfürsorge
darf nicht privatisiert werden, auch nicht

indirekt durch ÖPP“, heißt es im Wahlpro-
gramm der Grünen. Die Linkspartei lehnt
alle direkten oder indirekten Privatisierun-
gen bei der Verkehrsinfrastruktur ab.
Auch für die SPD bleibt dem Wahlpro-
gramm zufolge eine Privatisierung der Stra-
ßeninfrastruktur und der Infrastrukturge-
sellschaft Verkehr ausgeschlossen. „Öffent-
lich-Private-Partnerschaften im Straßenbau
können nur realisiert werden, wenn deren
Wirtschaftlichkeit unter Beteiligung des
Bundesrechnungshofs transparent nachge-
wiesen worden ist“, konkretisieren die So-
zialdemokraten.
Ganz klar für ÖPP im Verkehrsbereich
spricht sich die FDP aus. Durch Aktivie-

rung privaten Kapitals könnten die Sanie-
rung und der Ausbau der seit Jahren unter-
finanzierten Verkehrsinfrastruktur schnel-
ler vorangebracht werden. Allerdings dürfe
die Schuldenbremse der öffentlichen
Haushalte dadurch nicht umgangen wer-
den, schreiben die Liberalen.

Tempolimit Wie schnell auf deutschen
Straßen in Zukunft gefahren werden darf,
bleibt umstritten. Linke und Grüne sind
für ein Tempolimit von 120 km/h auf Au-
tobahnen. Keine Aussage zum Thema Tem-
polimit gibt es im Wahlprogramm der
SPD. CDU/CSU, FDP und AfD lehnen ge-
nerelle Tempolimits ab. Götz Hausding T

Elektrobusse werden bereits bundesweit – wie hier in Leipzig – getestet. © picture-alliance/ZB

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Ob beim Straßenbau private Investoren zum
Zuge kommen sollen ist umstritten.
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»Ab 2030
sollen nur

noch abgas-
freie Autos zu-

gelassen
werden.«
Wahlprogramm

Bündnis 90/Die Grünen

Zwischen Staat und Privat
BAUPOLITIK In den Bereichen Wohnen und Bauen dominieren eher allgemeine Vorschläge

Die Bau- und Wohnungspolitik hätte zum
großen Wahlkampfthema werden können:
Volksnah, verbraucherorientiert und über-
haupt, das Stöhnen über gestiegene Miet-
preise und zu wenig Platz in den eigenen
vier Wänden hat das Wetter längst als
Smalltalk-Gassenhauer überholt. Tatsäch-
lich finden sich in den Wahlprogrammen
aller großen Parteien Vorschläge zum An-
kurbeln des Wohnungsbaus und zur Ent-
lastung angespannter Metropolen-Märkte.
Doch sind sie oft so vage gefasst, dass sie
kaum zum Polarisieren dienen.

Wenig konkret So urteilt der Immobilien-
markt-Experte des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW), Claus Mi-
chelsen, die Programmpunkte zu mehr Er-
werb von Wohneigentum seien „zu wenig
konkret, um die Wirkungen genau abschät-
zen zu können“. Auch sein Kollege Michael
Voigtländer vom arbeitgebernahen Institut
der deutschen Wirtschaft (IW) in Köln er-
klärte, bei Herausforderungen wie etwa
dem Mangel an Sozialwohnungen könn-
ten die Parteien nicht viel machen. Das gilt
für den gesamten Themenbereich: Der
Bund kann zwar Richtlinien vorgeben, die
Ausgestaltung liegt jedoch bei Ländern und
Kommunen. Dies gilt sowohl für viele bau-
rechtliche als auch steuerrechtliche und so-
ziale Fragen beim Thema Wohnen.
Die Forderungen der Parteien kreisen im
Wesentlichen um die Frage, ob eher die
Privatwirtschaft freie Hand beim Bau er-
halten oder der Staat die Branche ordnen
sollte. So sehen etwa CDU und CSU im
Wohnungsbau den „besten Mieterschutz
und das beste Mittel gegen ausufernde
Mietpreise“. Die Unionsparteien will Vor-

schriften auf ihre Notwendigkeit hin prü-
fen und einen neuen Anlauf zur Wieder-
einführung degressiver Abschreibungsmög-
lichkeiten für den Mietwohnungsbau star-
ten – eine Initiative, die im vergangenen
Jahr gescheitert war. Außerdem möchte die
Union für die Dauer von zehn Jahren ein
Baukindergeld in Höhe von jährlich 1.200
Euro je Kind. Freibeträge bei der Grunder-
werbsteuer sollen mehr Lust auf selbstge-
nutztes Wohneigentum machen.
Auch die SPD spricht sich für einen Freibe-
trag aus, und zwar in Höhe von 200.000
Euro. Sie möchte Familien in Regionen mit
angespannten Wohnungsmärkten zudem
mit einem Zuschuss von bis zu 20.000
Euro beim Wohnungs- oder Hauskauf un-
ter die Arme greifen. Mit dem Programm
„Jung kauft Alt“ will die Partei einen An-
reiz in ländlichen Regionen schaffen, leer-
stehende Häuser und Wohnungen in Orts-
zentren zu erwerben.
Die FDP möchte vor allem private Bauher-
ren und Kaufwillige stärken und schlägt ei-
nen Freibetrag von 500.000 Euro für alle
„natürlichen Personen“ vor. Zudem sollen
Eigentümer von einer auf drei Prozent er-
höhten jährlichen Abschreibungsrate profi-
tieren. Die Mietpreisbremse hingegen hält
die FDP für überflüssig, sie verhindere In-
vestitionen in mehr Wohnraum. Ein auf
die örtliche Situation zugeschnittenes
Wohngeld finden die Liberalen sinnvoller
als eine Objektförderung, also großflächi-
gen Sozialwohnungsbau.
Die Grünen schwenken eher in die andere
Richtung aus und appellieren an die sozia-
le Seite des Staates. Eine neue gemeinwohl-
orientierte Wohnungspolitik soll für dauer-
haft günstigen Wohnraum sorgen, Genos-

senschaften sollen sich leichter für Gering-
verdiener öffnen können. Im Gegensatz
zur FDP möchten die Grünen die Miet-
preisbremse als Element stärken, genauso
wie sie weitere regulierende Maßnahmen
befürworten, die einer Verdrängung von
Bevölkerungsschichten aus bestimmten
Stadtvierteln entgegenwirken. Auch Flä-
chensparen findet als Thema Eingang ins
Parteiprogramm.

Mieterschutz Die Linke geht noch weiter.
Sie sieht vor allem den Staat als Bauherren
gefragt und fordert den Bau oder Ankauf
von mindestens 250.000 Sozialwohnun-
gen im Jahr und will dafür fünf Milliarden
Euro bereitstellen. Mieter sollen umfassend
geschützt werden, etwa mit einer flächen-
deckenden und unbefristeten Mietpreis-
bremse ohne Ausnahmen und einem
transparenten Mietpreisregister. Außerdem
möchte die Linke beispielsweise Boden nur
noch im Erbbaurecht vergeben und soge-
nannte „Share Deals“ abschaffen; mit letz-
terer Regelung können Investoren die
Grunderwerbsteuer umgehen.
Die AfD wiederum bleibt in fast allen
Punkten vage. Sie möchte Regulierungen
etwa zur Wärmedämmung abschaffen,
neue Baugebiete ausweisen und Grund- so-
wie Grunderwerbsteuer senken.
Neben dieser weitgehenden Unschärfe eint
die Programmpunkte ein Aspekt, auf den
DIW-Experte Michelsen verweist: Die Pro-
bleme sind regional unterschiedlich gela-
gert in Deutschland. „Dies wird relativ si-
cher dazu führen, dass die Förderung in
manchen Regionen sehr starke Anreize
setzt, während die Wirkung in anderen Re-
gionen marginal bleibt“, erklärt er. pez T
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Fluchtursachen
bleiben im Fokus
ENTWICKLUNG Perspektiven für weniger privilegierte Länder

Ob unter dem Begriff „Fluchtursachenbe-
kämpfung“ (CDU) oder unter der Forderung
nach dem „Recht, nicht migrieren zu müs-
sen“ (Die Linke): Dass ein wohlhabendes
Land wie Deutschland seinen Teil dazu bei-
tragen müsse, Perspektiven für Menschen in
weniger privilegierten Ländern zu schaffen,
ist weitgehend Konsens. Durch welche Ent-
wicklungspolitik dieses Ziel erreicht werden
kann, darüber gehen die Vorstellungen in
den Wahlprogrammen der Parteien dann al-
lerdings auseinander: durch mehr oder weni-
ger Staat zum Beispiel, durch mehr oder we-
niger Privatinvestitionen,
mit mehr Freihandel oder
mehr Zugeständnissen für
ärmere Länder.
Die Union möchte, dass die
Entwicklungszusammenar-
beit (EZ) im Rahmen des
vernetzten Ansatzes noch
besser mit den Instrumenten
der Diplomatie, der Sicher-
heits- und Verteidigungspo-
litik abgestimmt wird. Um
das Ziel zu erreichen, 0,7
Prozent des Bruttonational-
einkommens für Entwick-
lung aufzuwenden, sollen parallel zur Erhö-
hung des Verteidigungshaushaltes die Mittel
für die EZ „im Maßstab 1:1“ gesteigert wer-
den. Hilfen für die Menschen in den ärmsten
Ländern betrachtet die Union als Gebot der
Humanität. „Es liegt aber auch in unserem
Interesse, Hunger, Krankheit und Not zu be-
kämpfen, denn sie führen oft zu Terror und
Krieg und damit zu Flucht und Vertreibung.“
In den Mittelpunkt stellt das Wahlprogramm
insbesondere die Bekämpfung von Fluchtur-
sachen in Afrika, das beim Kampf gegen
Hunger, bei der beruflichen Bildung und
beim Aufbau von Rechtstaatlichkeit und Si-
cherheit auf Unterstützung angewiesen sei.
Ein „Marshall-Plan“ mit Afrika soll private
Investitionen mobilisieren und eine mittel-
ständische Kultur der Selbstständigkeit för-
dern.
Mehr Mittel für die Entwicklungszusammen-
arbeit – das wollen auch SPD und Grüne in
ihren Wahlprogrammen,
beide weisen aber darauf
hin, dass das 0,7-Prozent-
Ziel erreicht werden müsse,
ohne die Ausgaben für die
Aufnahmen von Flüchtlin-
gen in Deutschland in diese
Rechnung einzubeziehen.
Die SPD fordert, dass
Deutschland bei der Erfül-
lung der Nachhaltigen Ent-
wicklungsziele (SDG) bis
2030 eine Vorreiterrolle
spielt. Die EZ solle stärker
noch auf Armuts- und Hun-
gerregionen und insbesondere auf den länd-
lichen Raum ärmerer Länder fokussiert sein.
„Diesen gilt es durch Investitionen in die In-
frastruktur strukturell zu stärken, einschließ-
lich sozialer Sicherungssysteme, guter und
leicht erreichbarer Bildungs- und Gesund-
heitsangebote, der Schaffung von Arbeits-
plätzen auch außerhalb der Landwirtschaft,
der Förderung von Wertschöpfung vor Ort
und des Schutzes lokaler Märkte vor Dum-
pingimporten.“ Zudem sollen Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen der EU mit afrika-
nischen Staaten auf ihre Entwicklungsförder-
lichkeit überprüft werden.
Die Grünen fordern unter anderem mehr
Kohärenz in Außen-, Handels- und Entwick-
lungspolitik: So soll ein „Rat für Frieden,
Nachhaltigkeit und Menschenrechte“ das Re-

gierungshandeln mit Blick auf die nachhalti-
gen Entwicklungsziele überprüfen. Größere
Teile einer einzuführenden Finanztransakti-
onssteuer sollen in die Entwicklungszusam-
menarbeit fließen, im Fokus sollen die Stär-
kung rechtsstaatlicher Strukturen, der Aus-
bau sozialer Sicherungs- und Gesundheits-
systeme, Ernährungssouveränität, Klima-
schutz, Gleichberechtigung und Zugang zu
Bildung stehen. Eine Privatisierung der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge lehnen die Grü-
nen ebenso ab wie die Kopplung der EZ an
Rückübernahmeabkommen: Dies sei „keine

Grundlage für eine men-
schenrechtsbasierte Entwick-
lungspolitik“.
Noch deutlicher in der Kri-
tik wird die Linke: Entwick-
lungspolitik müsse ein In-
strument globaler Umvertei-
lung im Sinne sozialer Ge-
rechtigkeit sein und „darf
nicht als Instrument der
Einmischung sowie als ein
Druckmittel zugunsten der
wirtschaftlichen und sicher-
heitspolitischen Interessen
der Geberländer und inter-

nationaler Konzerne missbraucht werden“.
Gefordert wird neben mehr Mitteln im Sin-
ne des 0,7-Prozent-Ziels der Schutz ärmerer
Länder vor „Freihandelsdiktaten“, die „Tro-
ckenlegung von Steueroasen“ und die Ein-
haltung von Sozial- und Umweltstandards
durch multinational agierende Unterneh-
men. Konkret will die Linke bei den Verein-
ten Nationen einen von den Industrielän-
dern finanzierten „Kompensationsfonds für
die Folgen von Klimawandel und Kolonia-
lismus“ einrichten. Die Klimafinanztransfers
Deutschlands sollen zudem bis 2020 auf
sieben Milliarden Euro jährlich ansteigen
„und zum Großteil zusätzlich zur Entwick-
lungszusammenarbeit bereitgestellt wer-
den“.
Die FDP setzt sich für eine Entwicklungspo-
litik ein, „die auf Qualität statt auf Quantität
der eingesetzten Mittel setzt und einen be-
sonderen Fokus auf Rechtsstaatlichkeit, gute

Regierungsführung und So-
ziale Marktwirtschaft hat“.
Die zügige Umsetzung
nachhaltigen Entwicklungs-
ziele erfordere einen kohä-
renten Ansatz – insbesonde-
re eine bessere Abstimmung
zwischen Wirtschafts-, Au-
ßen- und Entwicklungspoli-
tik. Entwicklungszusam-
menarbeit solle Kooperatio-
nen mit Partnern aus der
Privatwirtschaft suchen und
vor allem die am wenigsten
entwickelten Länder in den

Blick nehmen, vor allen Dingen auf dem
„Chancenkontinent Afrika“.
Die AfD nennt das Ergebnis von 50 Jahren
Entwicklungszusammenarbeit „ernüch-
ternd“ und fordert einen Strategiewechsel.
Partnerländer und Projekte sollen unter Be-
rücksichtigung von Erfolgspotenzial, Nach-
haltigkeit und des möglichen Eigenanteils
ausgewählt werden. Entwicklungsländer sol-
len außerdem gerechter in das internationale
Handelssystem einbezogen werden und Er-
leichterungen für deren Ausfuhren in die In-
dustrieländer und einen angemessenen
Schutz für den Aufbau der eigenen Wirt-
schaftsentwicklung erhalten. „Statt Finanz-
transfers fordern wir die Öffnung unserer
Märkte für Produkte aus Entwicklungslän-
dern.“ ahe T

»Entwicklungs-
politik darf kein
Instrument der
Einmischung

und kein Druck-
mittel sein.«

Wahlprogramm Die Linke

»Hunger und
Not führen oft
zu Terror und

Krieg und damit
zu Flucht und
Vertreibung.«

CDU/CSU-Wahlprogramm
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Die »Brexit«-Entscheidung steckt noch in den Knochen
EUROPA Die Parteien sehen unterschiedliche Schwerpunkte beim Reform- und Reperaturbedarf der Europäischen Union

In zwei Punkten besteht eigentlich große
Einigkeit: Mit Ausnahme der AfD betrach-
ten alle Parteien, die am 24. September den
Sprung über die Fünf-Prozent-Hürde schaf-
fen dürften, die Europäische Union als
richtige Antwort auf die jahrhundertelange
Geschichte von Kriegen und Gewaltherr-
schaft in Europa. Und unstrittig ist unter
Union, SPD, Grünen, Liberalen und Linken
auch, dass die EU einen Gewinn an Souve-
ränität bedeutet, den die einzelnen Natio-
nalstaaten auf internationalem Parkett
nicht mehr hätten. In einem immer fragiler
wirkenden internationalen Umfeld, auch
vor dem Hintergrund der Wahl Donald
Trumps zum US-Präsidenten und der briti-
schen „Brexit“-Entscheidung setzen die Par-
teien ansonsten aber unterschiedliche
Schwerpunkte im europapolitischen Teil
ihrer Wahlprogramme. So macht sich die
Union für ein „Europa der Freiheit, der Si-
cherheit und der Prosperität“ stark, die es –
falls erforderlich – auch gemeinsam vertei-
digen kann. Wie die Sozialdemokraten un-
terstützen CDU und CSU den Vorschlag für
eine Europäische Verteidigungsunion und
einen europäischen Verteidigungsfonds.
„Wir sind überzeugte Mitglieder der Nato
und arbeiten für ihren Erfolg. Aber die EU
muss sich selbstständig wappnen, wenn sie
dauerhaft bestehen will.“

Die Sozialdemokraten wollen ein „Europa,
das massiv in Ausbildung, Arbeit, wirtschaft-
liches Wachstum und Umweltschutz“ inves-
tiert. Arbeitslosigkeit vor allem in Südeuropa
müsse bekämpft werden, es brauche EU-Re-
geln gegen Sozialdumping sowie eine wirk-
same Besteuerung der Fi-
nanzmärkte. Wie auch die
Liberalen wollen die Sozial-
demokraten, dass die EU fle-
xibler agieren kann: „Grup-
pen von Mitgliedstaaten sol-
len bei gemeinsamen Projek-
ten vorangehen können.“
Die Grünen sind zurückhal-
tender: Ein Europa der un-
terschiedlichen Geschwin-
digkeiten müsse möglich
sein, solle aber nicht der
Standardfall werden. Die
Partei setzt sich unter dem
Begriff „Green New Deal“ für einen EU-Zu-
kunftsfonds zur ökologischen und sozialen
Modernisierung ein. Deutschland müsse zu-
dem bereit sein, „zum Beispiel bei der Euro-
politik und seinen Exportüberschüssen, bei
der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit
und Projekten wie Nord Stream 2 oder bei
Fragen der inneren und äußeren Sicherheit,
stärker auf die Bedürfnisse anderer europäi-
scher Staaten einzugehen“.

Die FDP will Europa stärker machen, „in-
dem wir seine Schwächen beheben“: Institu-
tionelle Reformen sollen die EU effizienter
und transparenter machen, das Europäische
Parlament soll „Vollparlament mit Initiativ-
recht“ werden. Die Liberalen betonen das

Subsidiaritätsprinzip: „Jeder
Mitgliedsstaat muss nach
wie vor für seine eigene Ar-
beitsmarktpolitik, sein so-
ziales Sicherungssystem und
seine finanzielle Unterstüt-
zung sozial Schwacher selbst
verantwortlich bleiben.“
Die Linke will unter ande-
rem „Kürzungsdiktate in
Europa, die besonders von
Deutschland vorangetrieben
werden, beenden“ und for-
dert ein öffentliches euro-
päisches Investitionspro-

gramm für Bildung, Gesundheit, Pflege, Ver-
kehr und Wohnen. Außerdem soll der „Un-
terbietungswettbewerb“ bei Steuern, Löhnen
und Sozialleistungen beendet werden.
Am größten sind die Vorbehalte bei der AfD:
Sie sieht die „Zukunft Europas nicht in der
EU in ihrem jetzigen Zustand und auch
nicht in ihrer weiteren Zentralisierung, son-
dern in einem Europa souveräner Staaten,
die partnerschaftlich Zusammenarbeiten“.

Konträre Positionen auch beim Euro: Die
Union schließt die Vergemeinschaftung von
Schulden weiter aus. Die SPD will übermäßi-
ge Verschuldung verringern, aber zugleich
Freiräume für langfristig wirkende Reformen
schaffen. Kein Mitglied soll zum Austritt aus
der Euro-Zone gedrängt werden. Union,
SPD, und die Grünen wollen die Euro-Zone
weiterentwickeln – etwa durch die Schaffung
eines Europäischen Währungsfonds. Die
FDP schlägt eine Staateninsolvenzordnung
für die Eurozone vor, „damit bei fehlender
Schuldentragfähigkeit eine geordnete Schul-
denumstrukturierung als Ausweg aus der bis-
her endlosen Rettungsroutine möglich wird“.
Die Linke lehnt „alle Bestrebungen ab, Euro-
Länder, die die neoliberale Politik beenden
wollen, mit der Drohung eines Ausschlusses
aus der Eurozone zu erpressen“. Für die AfD
hingegen ist der Euro eine „Fehlkonstrukti-
on“, sie will den „D-Exit“ und eine Rückkehr
zur D-Mark, fordert also, dass Deutschland
„die Transferunion aufkündigen und den Eu-
roraum verlassen“ solle. ahe T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Europa ist ein
Plus an Sou-
veränität, die

wir als National-
staaten nicht
mehr hätten.«
SPD-Wahlprogramm

E
s war die bemerkenswerteste Po-
sitionierung in einem sonst eher
wenig streitbaren TV-Duell: Die
Forderung des SPD-Kanzlerkan-
didaten Martin Schulz, die EU-
Beitrittsverhandlungen mit der

Türkei abzubrechen, überraschte vor laufen-
den Kameras Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU), die lediglich darauf verwies, dass
eine solche Entscheidung ohnehin nur ge-
meinsam mit den anderen EU-Mitgliedern
getroffen werden könne.
In den Wahlprogrammen von SPD und
Union ist die Distanzierung von der autori-
tären Linie des türkischen Präsidenten Re-
cep Tayyip Erdogan weniger deutlich. Die
Union will die Beziehungen zur Türkei ver-
tiefen und eine enge strategische Zusam-
menarbeit in außen- und sicherheitspoliti-
schen Fragen, lehnt aber eine EU-Vollmit-
gliedschaft ab. Zudem ist davon die Rede,
nach dem Vorbild des EU-Türkei-Abkom-
mens Verträge mit afrikanischen Staaten zu
schließen, um die Zahl der Flüchtlinge zu
begrenzen. Die SPD sieht laut Programm
die Türkei in absehbarer Zeit nicht als Bei-
trittsland, allerdings seien die Beitrittsver-
handlungen das einzige Gesprächsformat
der EU mit Ankara: „Eine Isolierung der
Türkei ist nicht in Europas Interesse.“
Schärfer sind die Formulierungen der klei-
neren Parteien. Die FDP will die Beitrittsver-
handlungen beenden, ebenso die AfD („die
Türkei gehört kulturell nicht zu Europa“),
die das Land sogar aus der Nato ausschlie-
ßen will. Die Linke wendet sich gegen eine
Intensivierung der Gespräche mit Ankara
und die Grünen kritisieren, dass der Türkei-
Deal, Europa von Verantwortung und Erdo-
gan vor Kritik abschirme. „Für eine demo-
kratische und weltoffene Türkei“ müssten
die Türen zur EU aber offen bleiben.

Aufrüstung Ein zweites großes Streitthe-
ma ist die Rüstungs- und Verteidigungspo-
litik: Die Nato hat – auch mit der Stimme
der schwarz-roten Bundesregierung – be-
schlossen, dass die Mitgliedstaaten künftig
zwei Prozent ihres Bruttoinlandsproduktes
für die Verteidigung ausgeben sollen,
Deutschland liegt derzeit bei rund 1,2 Pro-
zent. Die Union hält an diesem Ziel fest:
Bis 2024 sollen zusätzlich 18.000 Stellen
bei der Bundeswehr geschaffen werden, an-
gesichts der Sicherheitslage sei zudem eine
Refokussierung auf Bündnis- und Landes-
verteidigung erforderlich. „Das dazu not-
wendige zusätzliche Material, die Moderni-
sierung des vorhandenen sowie der Erwerb
neuer Fähigkeiten bedürfen zusätzlicher
Investitionen.“ Die SPD hingegen will sich
nicht auf eine „apodiktische Festlegung“
wie das Zwei-Prozent-Ziel einlassen und
spricht davon, dass sich Sicherheit und Sta-
bilität nicht ausschließlich über Militäraus-
gaben gewähren ließen. Die Linke und die
Grünen wenden sich strikt gegen weitere
Aufrüstung, die FDP stellt sich hinter das
Ziel und begrüßt eine Stärkung des euro-
päischen „Pfeilers in der Nato“ und eine
weitere Ausrüstung und Modernisierung
der Bundeswehr. Auch die AfD nennt es
„folgerichtig und in deutschem Interesse“,
den europäischen Einfluss im Militärbünd-
nis zu stärken, mahnt aber, dass die Nato
wieder ein reines Verteidigungsbündnis
werden müsse. Als einzige der Parteien, die
mit dem Sprung über die Fünfprozent-
Hürde rechnen können, wirbt sie für eine
Wiedereinführung der Wehrpflicht und
wendet sich scharf gegen die „Schaffung ei-
ner EU-Armee“. Union, SPD, FDP und
auch Grüne befürworten hingegen über-
wiegend eine tiefere Integration in der Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik der EU.
Anders die Linkspartei. Sie lehnt sämtliche
Auslandseinsätze der Bundeswehr ab und
formuliert das Ziel, die Nato aufzulösen
und „durch ein kollektives Sicherheitssys-
tem unter Einbeziehung von Russland“ zu
ersetzen, das auf Abrüstung ziele.

Einen gemeinsamen Nenner würden SPD,
Grüne und Linke wohl beim Thema Waf-
fenexporte finden: Die Sozialdemokraten
wollen insbesondere die Ausfuhr von
Kleinwaffen in Länder außerhalb von EU,
Nato und vergleichbaren Ländern verbie-
ten, die Grünen fordern ein restriktives
Exportverbot in Krisenregionen und die
Linke fordert, dass die Bundesrepublik
künftig auf sämtliche Rüstungsexporte
verzichtet und Rüstungsbetriebe beim
Umschwenken auf andere Tätigkeitsfelder
unterstützt werden.
Auch die Themen Abrüstung und Konflikt-
prävention nehmen bei Sozialdemokraten,
Grünen und Linken eine prominente Rolle
ein. Alle drei wollen die Mittel für die zivile
Krisenprävention ausbauen. Sie warnen au-
ßerdem – wie übrigens auch die FDP – vor
Rückschritten bei den bestehenden interna-
tionalen Abrüstungs-, Nichtverbreitungs-
und Rüstungskontrollabkommen.
Konsens von rechts bis links ist das Be-
kenntnis zum Multilateralismus und zum
Engagement Deutschlands innerhalb der

Vereinten Nationen, der EU, der Organisati-
on für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa und im Europarat. Die AfD plädiert
jedoch für die „Abschaffung der gegen
Deutschland gerichteten Feindstaatenklau-
sel“ in der UN-Charta, wirbt für einen stän-
digen deutschen Sitz im UN-Sicherheitsrat
und sieht die Zukunft Europas nicht in der
EU „in ihrem jetzigen Zustand“.

Handelsabkommen Deutliche Unter-
schiede gibt es in der Frage der Handels-
politik: Die Union wirbt nach wie vor für
ein Freihandelsabkommen zwischen den
USA und Europa, die FDP sieht in sol-
chen Abkommen die Chance, die hohen
europäischen Standards bei Menschen-
rechten, Lebensmittel und Umweltsicher-
heit als Grundlage zu nehmen, um der
Globalisierung gerechte Regeln zu geben.
Die SPD lobt das CETA-Abkommen mit
Kanada, weil hier Regeln für den Schutz
der Arbeitnehmerrechte und der öffentli-
chen Daseinsvorsorge getroffen worden
und private Schiedsgerichte ausgeschlos-

sen seien. Die Grünen wenden sich gegen
TTIP und vergleichbare Abkommen, weil
mit ihnen die Rechte der Bürger zur Ver-
handlungsmasse gemacht würden. Die
Linke wendet sich gegen jede Art „neoli-
beraler Freihandels- und Konzernschutz-
Abkommen“. Mit anderer Begründung, et-
wa der Ablehnung der „Anmaßung supra-
nationaler Gerichte“ wendet sich die AfD
gegen TTIP, CETA und TISA.
Und schließlich spaltet die Frage der Russ-
land-Sanktionen wegen Moskaus Rolle im
Ukraine-Konflikt und der Annexion der
Krim: Die AfD will die Sanktionen been-
den, die Linke hält die „Konfrontations-
politik“ für fatal. Die Grünen halten an
den Strafmaßnahmen fest, FDP und SPD
wollen schrittweise von ihnen abrücken,
sofern Russland zu substanziellen Fort-
schritten im Ukraine-Konflikt bereit ist.
Bei der Union heißt es knapp: „Wir appel-
lieren an Russland, das Abkommen von
Minsk dauerhaft einzuhalten und umzu-
setzen und führen beständig den Dialog
weiter. Alexander Heinrich T

Die Nato-Mitglieder haben sich darauf verständigt, zwei Prozent ihres BIP für Militärausgaben zu verwenden. Ob Deutschland hier mitziehen
soll, ist unter den Parteien umstritten. Im Bild: Bundeswehrsoldaten verladen Panzer für den Transport nach Litauen. © picture-alliance/dpa

Streit um zwei
Prozent

SICHERHEIT Die Nato-Aufrüstung gehört zu den großen
Themen in den außen- und verteidigungspolitischen

Teilen der Wahlprogramme



Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Narrisches aus
Österreich

Der Zinswahnsinn nimmt kein
Ende. Jetzt gibt Österreich erst-
mals eine 100-jährige Staatsan-
leihe aus – für zwei Prozent

Zinsen. Bis zu sechs Milliarden Euro will
Wien so am Markt platzieren. In der Euro-
Zone wagten sich bislang nur das hochver-
schuldete Belgien und der zeitweilige Kri-
senstaat Irland an solche Methusalem-Pa-
piere heran, allerdings nicht öffentlich am
Anleihemarkt. Jetzt also Österreich. Mög-
lich macht das alles die ultralockere Geld-
politik der Europäischen Zentralbank.
Soll man die Hundertjährigen aus dem Al-
penland in Zeiten von null Prozent Zinsen
oder gar negativen Staatsanleihen kaufen?
Ein Schnäppchen? Ganz, wie man es sieht
– vor allem in Zeiten historischer Unbil-
dung. In seiner erst 99-jährigen Geschichte
seit 1918 war das kleine Alpenland immer-
hin zweimal pleite (Deutschland aller-
dings ebenso) – und im 19. Jahrhundert
legte der Vorgänger, das Habsburgerreich,
immerhin fünf satte Bankrotte hin, nur
mal so nebenbei gesagt.
Man muss es noch einmal hinschreiben:
Fällig wird das Wiener Papier 2117! Über-
legen wir mal, was in 100 Jahren alles pas-
sieren kann, so wie von 1917 bis 2017. Al-
lenfalls noch Enkel, eher Ur-Enkel oder
Ur-Ur-Enkel werden von den Mickerzinsen
aus Österreich noch etwas haben.
Aber Moment mal: In 100 Jahren sind wir
gar nicht mehr da, wenn es nach dem bri-
tischen Astrophysiker Stephen Hawking
geht: Denn spätestens dann muss die
Menschheit der Erde entfliehen, wo es
mit Asteroiden, Epidemien oder Bevölke-
rungsexplosion richtig ungemütlich ge-
worden ist. Auch aus Österreich oder wie
das Gebilde dann dort heißen mag. Dann
werden die Erben der Anleihezeichner al-
so gar keine 100-Jahre-Langläufer samt
Zinsen aus Austria mehr haben. Ganz
schön clever, die Ösis. Hans Krump T

VOR 60 JAHREN...

Premiere für
die Briefwahl
15.9.1957: Briefwahl eingeführt Bei
ihrer Premiere ist die Briefwahl an der
Fünf-Prozent-Hürde gescheitert – so
könnte man sagen. 4,9 Prozent der
Wähler machten im Vorfeld der Wahl
zum dritten Deutschen Bundestag am
15. September 1957 von der damals
neuen Möglichkeit zur Stimmabgabe
Gebrauch. Allerdings hinkt der Vergleich
einerseits. Und andererseits kann von ei-

nem Scheitern der Briefwahl angesichts
aktueller Umfragen keine Rede sein.
Demnach will rund ein Drittel der Deut-
schen seine Stimme zur Bundestagswahl
2017 per Post abgeben. Was heute Trend
ist, war als Ausnahme gedacht: Einge-
führt wurde die Briefwahl, um Alten, Be-
hinderten, Erkrankten, Verreisten oder
Sonntagsarbeitern die Stimmabgabe zu
ermöglichen. 2008 entschied der Bun-
destag schließlich, dass jeder ohne Anga-
be von Gründen per Brief wählen darf.
In einer Umfrage der Bertelsmann-Stif-
tung aus dem Jahr 2013 war „Urlaub“
(knapp 22 Prozent) der von den Brief-
wählern am häufigsten genannte Grund
für die Wahl per Post; dicht gefolgt von
„Bequemlichkeit“ (über 19 Prozent).
Doch auch die Fünf-Prozent-Hürde
spielte bei der Wahl vor 60 Jahren eine
Rolle: Die Sperrklausel wurde noch ein-
mal verschärft. Bei der Wahl 1953 zog
eine Partei, die weniger als fünf Prozent
der Stimmen holte, nur noch ins Parla-
ment ein, wenn sie mindestens ein Di-
rektmandat holte. 1957 waren gar drei
Direktmandate für den Einzug in den
Bundestag erforderlich, wenn eine Partei
bundesweit unter fünf Prozent blieb.
Nur fünf Parteien gelang der Sprung ins
Parlament – zwei weniger als nach der
Wahl 1953. Benjamin Stahl T

Ein Postbote entleert 1957 im Wahlamt
in München Säcke mit Wahlbriefen.
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Zum Tod von
Heiner Geißler
In politischen Debatten scheute er keine
Konfrontation, zuletzt aktiv wurde er als
Schlichter bei Tarifverhandlungen und
dem Großprojekt „Stuttgart 21“. Am
11. September ist
der CDU-Politiker
Heiner Geißler im
Alter von 87 Jah-
ren gestorben. In
der Öffentlichkeit
trat er zuletzt bei
der Beerdigung
von Alt-Kanzler
Helmut Kohl
(CDU) auf. Geiß-
ler war Jurist, aber auf vielen Feldern be-
schlagen. Mitte der 1950er Jahre hatte der
im schwäbischen Oberndorf am Neckar ge-
borene Geißler zur CDU gefunden.
Seine politische Karriere begann 1965 mit
der Wahl in den Bundestag, richtig wahrge-
nommen wurde er erst seit 1969 als re-
formfreudiger rheinland-pfälzischer Sozial-
minister unter Ministerpräsident Kohl.
1977 übertrug CDU-Chef Kohl ihm als
Nachfolger Kurt Biedenkopfs das Amt des
Generalsekretärs. Mit der Verabschiedung
des Grundsatzprogramms setzte Geißler
Maßstäbe und stellte die Weichen in Rich-
tung Moderne. Er war in den 1980er Jahren
vielleicht noch mehr als Kohl das Gesicht
der Christdemokraten, ganz bestimmt aber
ihr Vordenker.
Von 1982 bis 1985 Bundesfamilienminis-
ter, gehörte Geißler von 1965 bis 1967 so-
wie von 1980 bis 2002 dem Bundestag an.
Dass er sich 1989 anschickte, seinen Men-
tor zu stürzen, hat ihn das Amt und die
Freundschaft Kohls gekostet, nicht aber sei-
ner Reputation geschadet. Der Freund man-
cher Überzeichnung blieb bis zu seinem
Tod ein gefragter öffentlicher Gesprächs-
partner und ein scharfzüngiger Verkünder
unbequemer Wahrheiten.
Als streitbaren Parlamentarier und leiden-
schaftlichen Debattenredner würdigte Bun-
destagspräsident Norbert Lammert (CDU)
den Verstorbenen. Die CDU-Vorsitzende
Angela Merkel nannte Geißler einen der
markantesten Köpfe der CDU. Er sei intel-
lektuell herausragend, rhetorisch brillant
und streitbar gewesen. Bernd Haunfelder T

Heiner Geißler
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PERSONALIA

>Anni Brandt-Elsweier †
Bundestagsabgeordnete 1990-2002,
SPD
Am 1. September starb Anni Brandt-Elswei-
er im Alter von 85 Jahren. Die Richterin aus
Neuss trat 1963 der SPD bei, war von 1969
bis 1993 dort Ratsfrau und gehörte von
1975 bis 1994 dem Kreistag an. Brandt-Els-
weier wirkte im Bundestag unter anderem
im Familienausschuss mit.

>Reiner Krziskewitz
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Am 19. September wird Reiner Krziskewitz
75 Jahre alt. Der Buchhändler aus Bernburg
war von 1958 bis 1975 CDU-Mitglied in der
DDR und trat der Partei Ende 1989 wieder
bei. Krziskewitz, 1990 Mitglied der ersten
frei gewählten Volkskammer, engagierte
sich im Bundestag im Finanzausschuss.

>Hans-Joachim Jentsch
Bundestagsabgeordneter 1976-1982,
CDU
Hans-Joachim Jentsch vollendet am
20. September sein 80. Lebensjahr. Der pro-
movierte Jurist und Rechtsanwalt, CDU-Mit-
glied seit 1960, bekleidete von 1982 bis
1985 das Amt des Oberbürgermeisters von
Wiesbaden. Von 1987 bis 1990 gehörte er
dem hessischen Landtag an und war da-
nach bis 1994 thüringischer Justizminister.
Von 1996 bis 2005 amtierte Jentsch als
Bundesverfassungsrichter. Im Bundestag
gehörte er zuletzt dem Innenausschuss an.

>Gerhard Rübenkönig
Bundestagsabgeordneter 1994-2005,
SPD
Am 24. September wird Gerhard Rübenkö-
nig 75 Jahre alt. Der Betriebsingenieur aus
Ahnatal bei Kassel wurde 1969 SPD-Mit-
glied und gehörte dem Unterbezirksvor-
stand Kassel-Land an. Seit 1972 wirkte er
zudem kommunalpolitisch. Rübenkönig saß
im Bundestag im Haushaltsausschuss. Von
2002 bis 2005 amtierte er als Vorsitzender
des Rechnungsprüfungsausschusses.

>Peter Götz
Bundestagsabgeordneter 1990-2013,
CDU
Peter Götz wird am 24. September 70 Jahre
alt. Der Verwaltungswirt aus Rastatt trat
1974 der CDU bei. Von 1985 bis 1990 war er
Bürgermeister in Gaggenau. Von 1997 bis
2013 amtierte Götz als Bundesvorsitzender
der Kommunalpolitischen Vereinigung der
CDU/CSU und gehörte dem CDU-Bundesvor-
stand an. Der Direktkandidat des Wahlkreises
Rastatt wirkte im Verkehrsausschuss mit.

>Volker Rühe
Bundestagsabgeordneter 1976-2005,
CDU
Volker Rühe wird am 25. September 75 Jah-
re alt. Der Gymnasiallehrer aus Hamburg
trat 1963 der CDU bei und gehörte von
1970 bis 1976 der Bürgerschaft an. Von
1982 bis 1989 und von 1998 bis 2002 war
er stellvertretender Vorsitzender der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion. 1989 trat er die
Nachfolge Heiner Geißlers als CDU-General-
sekretär an. Von 1992 bis 1998 war er Bun-
desverteidigungsminister. In seiner Amtszeit
leitete Rühe die Umstrukturierung der Bun-
deswehr nach dem Ende Kalten Krieges in
die Wege. Von 2002 bis 2005 stand er an
der Spitze des Auswärtigen Ausschusses.

>Frank Haenschke
Bundestagsabgeordneter 1972-1976,
SPD
Frank Haenschke begeht am 27. September
seinen 80. Geburtstag. Der promovierte
Chemiker und Hochschullehrer aus Aalen
trat 1970 der SPD bei und war dort viele
Jahre deren Vorsitzender. Im Bundestag ar-
beitete Haenschke im Innenausschuss mit.
Er gilt als einer der Wegbereiter des Bun-
desdatenschutzgesetzes.

>Gerd Bollmann
Bundestagsabgeordneter 2002-2013,
SPD
Am 28. September wird Gerd Bollmann
70 Jahre alt. Der Diplom-Ingenieur und Be-
rufsschullehrer aus Herne wurde 1972 SPD-
Mitglied, war von 2000 bis 2012 Vorsitzen-
der des Unterbezirks Herne und gehörte
von 1998 bis 2001 dem SPD-Bezirksvor-
stand Westliches Westfalen an. Der Direkt-
kandidat des Wahlkreises Herne-Bochum II
saß im Bundestag im Umweltausschuss.

>Jörg van Essen
Bundestagsabgeordneter 1990-2013,
FDP
Jörg van Essen wird am 29. September
70 Jahre alt. Der Oberstaatsanwalt aus
Hamm trat 1980 der FDP bei. Von 1992 bis
2010 war er Chef des Bezirksverbands West-
falen-Süd und zugleich Mitglied des NRW-
Landesvorstands. Von 1994 bis 2013 amtierte
van Essen als Erster Parlamentarischer Ge-
schäftsführer seiner Bundestagsfraktion. Er
war unter anderem im Rechtsausschuss so-
wie im Wahlprüfungsausschuss tätig.

>Reiner Schneider
Bundestagsabgeordneter 1990, CDU
Am 2. Oktober wird Reiner Schneider
75 Jahre alt. Der Diplom-Ingenieur aus
Crimmitschau trat 1972 der CDU bei. Von
März bis Oktober 1990 gehörte er der ers-
ten frei gewählten Volkskammer und dann
bis Dezember dem Bundestag an. bmh T

ORTSTERMIN: BEI DER SCHULUNG FÜR WAHLHELFER

»Demokratie hautnah miterleben«
„Der Kandidat der A-Partei hat 13 Stimmen“, sagt eine
Frau. Elf Erststimmen für die B-Partei, vier für die C-Par-
tei, haben ihre Tischnachbarn gezählt. Die Frau, die ge-
genüber sitzt, notiert die Werte eifrig. Alle sind konzen-
triert, schließlich geht es darum, den Ernstfall zu proben:
Der findet noch in diesem Monat statt und heißt Bundes-
tagswahl. Dann werden die Anwesenden als ehrenamtli-
che Wahlhelfer im Einsatz sein. Damit sie die genauen
Abläufe am 24. September kennenlernen, hat das Bezirks-
wahlamt Berlin-Neukölln zur Schulung eingeladen.
Es gibt viel zu beachten am Wahlsonntag, das wird beim
Vortrag des Bezirkswahlleiters deutlich: „Wählerverzeich-
nis“, „Niederschrift“, „Schnellmeldung“, viele bürokrati-
sche Begriffe schwirren durch den Raum. Trotzdem: Mit
ganz praktischen Aufgaben startet der Tag für die rund
650.000 ehrenamtlichen Wahlhelfer in den 88.000 Wahl-
lokalen der Bundesrepublik. Wer nicht im Briefwahllokal
mitarbeitet, muss schon um 7 Uhr im Wahllokal sein.
Dort treffen sich die Teams, die sich aus Wahlvorstand,
Schriftführer, Beisitzer und den jeweiligen Stellvertretern
zusammensetzen. Wahlkabinen und Urnen müssen auf-
gebaut, die Unterlagen sortiert werden. Bis um 8 Uhr das

Wahllokal öffnet, schildern die Ehrenamtlichen den Weg
im Gebäude aus und überprüfen, dass im Radius von
30 Metern keine Wahlwerbung angebracht ist. „Halten Sie
die Tür mit einem Keil geöffnet“, heißt es im Schulungs-
video. Alle Wahlberechtigten sollen barrierefrei ihre Stim-
me abgeben können.
Die Schulungsteilnehmer im Neuköllner Süden haben
die Erststimmen komplett ausgezählt. Auch eine Einigung
über die Beschlussfälle gibt es schon. Das sind Wahlzettel,
die Anlass zu Bedenken geben. „Die anderen kann man
nicht wählen“, hat ein Wähler vermerkt. Aufgrund des
Zusatzes ist die Stimme ungültig. Der Wahlzettel, der
Kreuze bei gleich drei Kandidaten enthält, wandert auf
denselben Stapel. Die Wahlabsicht ist nicht eindeutig er-
kennbar, sind sich alle einig. Ein anderer Beschlussfall da-
gegen zählt. Die Arbeit scheint getan. „Es hätte eigentlich
schon Protest geben müssen“, sagt da der Verwaltungs-
mitarbeiter. Fragend sehen sich alle an. Schließlich identi-
fiziert einer den Fehler. Ein Wahlzettel ist aus einem ganz
anderen Wahlkreis. „Es ist unwahrscheinlich, aber letzt-
lich kann jemand einen anderen Zettel in der Tasche ha-
ben“, werden die Ehrenamtlichen vorbereitet.

Dass am Wahltag nicht immer alles reibungslos verläuft,
erzählen auch erfahrene Wahlhelfer. Einer davon ist Man-
fred Herrmann (59), der seit den 1980er Jahren dabei ist.
Er erinnert sich, dass er ein Ehepaar trennen musste, das
unbedingt gemeinsam in die Wahlkabine wollte. Aber
auch das Auszählen habe seine Tücken. „Manchmal ist es
zum Haare raufen“, sagt er. „Wenn man noch mal zählt
und noch mal zählt und es immer noch eine kleine Ab-
weichung gibt.“ Langweilig sei das Amt jedenfalls nie: „Es
ist spannend, wenn man den Wahlbürger sieht.“
Ein anderer Wahlhelfer (50) erzählt: „Ich werde nie ver-
gessen, wie ein Mann aus Versehen den Personalausweis
in die Urne geworfen hat.“ Eigentlich dürfe man sie ja bis
zur Auszählung nicht öffnen. Beim ersten Wähler früh-
morgens habe das Team aber ein Auge zugedrückt. Ob-
gleich das Amt Stress bedeute, liegt es ihm am Herzen.
„Frei wählen zu können ist keine Selbstverständlichkeit“,
sagt er. Die Möglichkeit der freien Wahl sollte man unter-
stützen.“ Eine ähnliche Motivation hat Viola Geiger, die
am 24. September zum ersten Mal Wahlhelferin sein
wird. „Ich finde es spannend, Demokratie hautnah mit-
zuerleben“, sagt die 32-jährige Lehrerin. Eva Bräth T

Ein ehrenamtlicher Wahlhelfer bei der Bundestagswahl 2013 beobachtet die Stimmabgabe. Am 24. September werden rund 650.000 Wahlhelfer im Einsatz sein. © picture-alliance/dpa

LESERPOST

Zur Ausgabe 32-33 vom 7. August 2017,
»Mehr als Gedöns« auf Seite 1:
„Es bedarf keiner prophetischen Gabe,
um vorherzusagen, dass die einst als ,Ge-
döns’ abgetane Familienpolitik auch für
den neuen Bundestag ein Megathema
bleibt“, heißt es im Editorial der The-
menausgabe zur Familienpolitik. Dabei
beziehen Sie sich offensichtlich auf eine
Aussage des ehemaligen Bundeskanzlers
Gerhard Schröder.
Dass er damals von „Gedöns“ sprach, ist
folgendermaßen zu erklären: Das Bun-
desfamilienministerium hat seinen Na-
men immer wieder geändert. Gerade zu

Regierungszeiten Gerhard Schröders
wurde die Namensänderung mehrmals
kurzfristig vorgenommen. Als Mitarbei-
terin des Bundeskanzleramtes hatte ich
auch manchmal Schwierigkeiten, den ge-
rade angesagten Namen zu wissen.
Als Schröder den aktuellen Namen ver-
ständlicherweise in einem Moment nicht
parat hatte, sagte er wider besseres Wis-
sen: „Bundesministerium für Familie
und Gedöns.“ Es war also nicht so, dass
er die Familienpolitik als Gedöns abwer-
tete.

Brigitte Moos
Siegburg

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 2. Oktober.

SEITENBLICKE
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Das Wahl-Recht
Mitbestimmung durch die Bürger

Wahl in Deutschland

Am 24. September 2017 
ist die Wahl zum Bundes-Tag. 
Also am nächsten Sonntag.

Viele Bürger in Deutschland 
dürfen dann die Politiker vom 
Bundes-Tag wählen.

Diese Bürger nutzen dann also ihr: 
Wahl-Recht.

Darum geht es im folgenden Text.

Was ist das Wahl-Recht?

Deutschland ist eine Demokratie.

Das bedeutet: 

Die Menschen hier bestimmen 
zusammen, was im Land passieren soll.

Und das machen sie zum Beispiel so:

Sie wählen Politiker.

Zum Beispiel den Bürger-Meister in 
der eigenen Stadt.

Oder die Politiker vom Landtag in 
einem Bundes-Land.

Oder eben die Politiker vom 
Bundes-Tag.

Diese Politiker vertreten 
die Menschen dann.

Sie machen zum Beispiel Gesetze.  
Oder sie treffen 
andere Entscheidungen.

Die Bürger bestimmen also nicht 
direkt mit. 
Sie machen das durch Wahlen.

Sie haben also ein Wahl-Recht.

Das Wahl-Recht hat 2 Teile:

1) �Man darf bei Wahlen abstimmen. 
Das nennt man aktives Wahl-Recht.

2) �Man darf bei Wahlen als Bewerber 
antreten. 
Das nennt man passives Wahl-Recht.

Die wichtigsten Regeln

Das Wahl-Recht soll in Deutschland 
so gerecht wie möglich sein.

Darum gibt es dafür einige Regeln:

1) �Für alle Wähler gilt das gleiche 
Wahl-Recht.

2) �Jeder darf selbst entscheiden, 
wen er wählen möchte.

leicht  

erklärt!



Das Wahl-Recht  •  Mitbestimmung durch die Bürger

3) �Man muss niemandem verraten, 
wen man gewählt hat.

4) �Jeder Wähler hat 
genau eine Stimme.

Wer hat das Wahl-Recht?
Das Wahl-Recht ist ein Grund-Recht.

Das bedeutet: 
Es ist ein besonders wichtiges Recht. 
Jeder Mensch in Deutschland hat es.

Aber: Bestimmte Dinge müssen 
auf den Wähler zutreffen.

Und zwar:

1) �Man muss ein bestimmtes Alter 
haben.

2) �Man muss für die meisten Wahlen 
einen deutschen Pass haben.

3) �Man muss in einem bestimmten 
Gebiet wohnen.

Und zwar in dem Gebiet, 
für das die Wahl gilt.

Zum Beispiel:

Einen Bürger-Meister wählt man 
beispielsweise für eine Stadt. 
Man muss dafür also in dieser 
Stadt wohnen.

Den Bundes-Tag wählt man für 
ganz Deutschland. 
Man muss dafür also 
in Deutschland wohnen.

Möglichst viele Menschen sollen 
wählen dürfen.

Bei der Wahl zum Bundes-Tag 
ist es dieses Jahr zum Beispiel so:

In Deutschland leben ungefähr 
80-Millionen Menschen.

Davon dürfen ungefähr 60-Millionen 
mitwählen.

Wahl-Recht ist etwas Besonderes

In Deutschland haben also sehr viele 
Menschen das Wahl-Recht.

Das ist nicht überall so.

In vielen Ländern auf der Welt dürfen 
die Menschen gar nicht wählen.

Oder nur wenige Menschen 
dürfen wählen.

Oder man darf nicht wählen, 
wen man will.

Auch in Deutschland war 
das Wahl-Recht nicht immer 
so gerecht wie heute.

Wahlen gibt es hier 
seit ungefähr 200 Jahren.

Am Anfang waren sie aber noch sehr 
anders als unsere Wahlen heute.

Es gab zum Beispiel 
viel mehr Bedingungen.

Darum hatten sehr viele Menschen 
gar kein Wahl-Recht.

Hier ein paar Beispiele:

1) Alter

Bis vor etwa 100 Jahren durfte man 
erst mit 25 Jahren wählen.

Danach wurde das Wahl-Alter auf 20 
oder 21 Jahre heruntergesetzt.

Seit etwa 40 Jahren liegt es in 
Deutschland meist bei 18 Jahren.

Wenn das Wahl-Alter höher ist, 
dann dürfen weniger 
junge Menschen wählen.

Früher gab es mehr junge Menschen 
in Deutschland als heute.

Viele Menschen hatten durch das 
Mindest-Alter also kein Wahl-Recht.

2) Wahl-Recht für Frauen

Lange Zeit durften Frauen 
nicht wählen. 
Das Wahl-Recht galt nur für Männer.

Darüber haben sich viele Frauen 
schon früh beschwert. 
Es gab immer wieder Proteste.

Im Jahr 1918 hat man dann 
das Gesetz geändert.

Seitdem wählen Männer und Frauen 
in Deutschland nach den gleichen 
Regeln.



3) Geld

Manchmal gab es auch folgende Regel:

Es durften nur Personen wählen, 
die viel Geld hatten. 
Oder Personen mit mehr Geld 
hatten mehr Stimmen als Personen 
mit wenig Geld.

Heute finden die meisten Menschen 
diese Regel ungerecht.

Darum gilt: 
Das Geld spielt für das Wahl-Recht 
keine Rolle mehr.

Nicht jeder hat das Wahl-Recht

Heute haben also viel mehr Menschen 
als früher das Wahl-Recht.

Aber wie gesagt:

In Deutschland leben 
etwa 80-Millionen Menschen.

Und ungefähr 60-Millionen dürfen 
bei der Wahl zum Bundes-Tag 
mitmachen.

Das bedeutet also:

Ungefähr 20-Millionen Menschen 
dürfen nicht wählen.

Dafür kann es 2 Gründe geben.

1) �Sie haben nicht die richtigen 
Voraussetzungen.

2) �Man hat ihnen das Wahl-Recht 
weggenommen. 
Das kann nur ein Richter in ganz 
bestimmten Fällen machen.

Über diese Menschen wird immer 
wieder gesprochen.

Die Fragen dabei lauten:

1) �Ist es in Ordnung, 
dass sie nicht wählen dürfen?

2) �Sollte man die Wahl-Gesetze 
ändern? 
Und zwar so, dass mehr Menschen 
wählen können.

Im Folgenden eine paar Beispiele.

1) Wahl-Alter

Die meisten Menschen ohne 
Wahl-Recht sind einfach zu jung.

Für die meisten Wahlen muss man 
18 Jahre alt sein. 
Manchmal auch 16 Jahre.

Manche Leute haben folgende Idee:

Alle Wahlen sollten ab 16 Jahren sein. 
Vor allem auch die Bundestags-Wahl.

Gut daran wäre: Mehr Menschen 
könnten wählen.

Schlecht daran wäre: 
Zu junge Menschen wissen vielleicht 
noch nicht so viel über Politik. 
Sie können möglicherweise keine so 
gute Entscheidung treffen.

2) Ausländer

Ausländer, die in Deutschland leben, 
dürfen hier meistens nicht wählen.

Denn: Für das Wahl-Recht braucht 
man in den meisten Fällen einen 
deutschen Pass.

Es gibt nur eine Ausnahme:

Jemand kommt aus einem Land von 
der Europäischen Union.

Dann darf er bei Wahlen in seiner 
Gemeinde und bei Wahlen von der 
Europäischen Union mitmachen.

Manche Menschen finden das gut.

Sie sagen:

Wer wählen möchte, kann versuchen, 
einen deutschen Pass zu bekommen.

Vielleicht will jemand 
keinen deutschen Pass haben. 
Oder er bekommt aus anderen 
Gründen keinen. 
Dann sollte er auch nicht wählen 
dürfen.

Manche Menschen finden die Regel 
schlecht.

Sie sagen:

Manche Ausländer leben schon sehr 
lange in Deutschland.

Aber sie haben keinen deutschen Pass. 
Dafür gibt es verschiedene Gründe.
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Das Wahl-Recht  •  Mitbestimmung durch die Bürger

Trotzdem sind sie ein wichtiger Teil 
von Deutschland.
Und sie tun viel für das Land.

Darum sollten sie wählen dürfen.

Es gab schon Ideen,
das Gesetz zu ändern.
Bisher ist das aber noch nicht passiert.

3) Menschen mit Behinderung

Menschen mit Behinderung haben 
normalerweise auch das Wahl-Recht.

Es gibt aber eine wichtige Ausnahme.

Manche Menschen mit Behinderung 
haben einen Betreuer.

Der Betreuer hilft ihnen bei
bestimmten Dingen im Alltag.

Ein Richter entscheidet darüber.
Er hat 2 Möglichkeiten:

1)  Er kann genau festlegen,
bei welchen Dingen der Betreuer 
helfen soll.

2)  Er kann aber auch sagen:
Der Betreuer soll bei allen Dingen 
helfen.

Man nennt das dann:
Betreuung in allen Angelegenheiten.

Behinderte Menschen mit einer
Betreuung in allen Angelegenheiten 
verlieren ihr Wahl-Recht.

In Deutschland sind das ungefähr 
82.000 Menschen.

Der Grund dafür lautet:

Wähler sollen verstehen,
worum es bei der Wahl geht.

Denn dann können sie eine eigene 
Entscheidung treff en.

Wenn jemand einen Betreuer in allen 
Angelegenheiten braucht, dann kann 
er die Wahl vielleicht nicht verstehen.

Darum darf er auch nicht wählen.

Viele Menschen fi nden:
Das stimmt nicht.
Auch Menschen mit einer
Betreuung in allen Angelegenheiten 
können eine Entscheidung treff en.

Sie sagen: Das Wahl-Verbot verstößt 
sogar gegen wichtige Vereinbarungen.

Zum Beispiel gegen
eine Vereinbarung mit dem Namen:
UN-Behindertenrechts-Konvention.

Darin steht: Menschen mit und
Menschen ohne Behinderung
haben die gleichen Rechte.

Der Staat muss dafür sorgen,
dass Menschen mit Behinderung
diese Rechte auch wirklich bekommen.

Menschen, die gegen das Wahl-Verbot 
sind, sagen darum:
Das gilt natürlich auch
für das Wahl-Recht.

Politiker sprechen auch schon eine 
Weile über dieses Thema.

Vielleicht ändern sie irgendwann das 
Gesetz.
Damit auch Menschen mit einer
Betreuung in allen Angelegenheiten 
wählen dürfen.

Das Wahl-Recht ist wichtig
Das Wahl-Recht ist also ein wichtiges 
Recht in Deutschland.

Denn durch Wahlen können viele 
Menschen in Deutschland ein
bisschen mehr mitbestimmen.

Darum muss man immer wieder
darüber sprechen und es verbessern.

leicht 
erklärt!


